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Einleitung. 


Das Geſetz zur Vereinheitlichung des Rechts der 
Eheſchließung und Eheſcheidung im Lande Oſterreich und 
im übrigen Reichsgebiet vom 6. Juli 1938 nimmt unter 
der Fülle der bedeutſamen geſetzgeberiſchen Ereigniſſe der 
letzten Jahre einen beſonderen Platz ein. Nicht allein der 
Umſtand, daß eines der wichtigſten Rechtsgebiete durch 
dieſes Geſetz neu geſtaltet wird, ſichert ihm ſeine Bedeutung 
als eines weithin ſichtbaren Wahrzeichens des rechtsſchöpfe⸗ 
riſchen Willens der neuen Zeit. Mit ihm findet vor allem 
eine Entwicklung ihren vorläufigen Abſchluß, die früher 
durch den unfruchtbaren Hader politiſcher Intereſſengegen⸗ 
ſätze gekennzeichnet war, die dann aber, nach der Über- 
windung dieſer Gegenſätze durch den Nationalſozialismus, 
in heißem Mühen und unter oft leidenſchaftlicher Anteil⸗ 
nahme der Offentlichkeit einer nach dem Wohl der Volks⸗ 
gemeinſchaft ausgerichteten Löſung zuſtrebte. Das Geſetz 
bedeutet auch einen verheißungsvollen Schritt auf dem Wege 
zu der geplanten umfaſſenden und auf zahlreichen anderen 
Gebieten im Gange befindlichen Rechtserneuerung. Schließ⸗ 
lich bringt es für die ins Reich heimgekehrte Oſtmark die 
Befreiung von den drückenden Feſſeln des jeher von kleri⸗ 
kalen Einflüſſen überwucherten öſterreichiſchen Eherechts, 
das zuletzt völlig in kirchlich dogmatiſchen Vorſtellungen 
erſtarrt war und alle Anſätze zur Entfaltung einer geſun⸗ 
den völkiſchen Entwicklung zu erſticken drohte. 

Das neue Eherecht wird von dem Grundgedanken 
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beherrſcht, daß die Ehe eine für das Gedeihen einer völki⸗ 
ſchen Gemeinſchaft unerſetzliche Einrichtung iſt, die deshalb 
unter der Obhut des Staates ſtehen und ſeinen beſonderen 
Schutz genießen muß. Nicht jede Ehe freilich kann dieſes 
Schutzes teilhaftig werden. Die Vorausſetzungen, unter 
denen er einer Ehe verſagt bleiben muß oder wieder ent⸗ 
zogen werden kann, ſowie die Folgen, die ſich an die Ver⸗ 
nichtung oder Auflöſung einer dieſes Schutzes unwürdigen 
Ehe knüpfen, ſind für das ganze Reichsgebiet nunmehr 
einheitlich geregelt. Darüber hinaus bringt die Vereinheit⸗ 
lichung des Rechts für jedes der beiden innerhalb des Reichs 
bisher verſchiedenen Rechtsgebiete eine völlige Neuordnung 
des Eherechts mit ſich. Damit iſt jedem Rechtswahrer, der 
das Geſetz anzuwenden berufen iſt, eine neue und verant⸗ 
wortungsvolle Aufgabe geſtellt. Beſonders deutlich wird 
dies bei der Betrachtung des jetzigen Rechts der Eheſchei⸗ 
dung. Hier iſt immer wieder zu erkennen, welch weiter 
Spielraum dem Richter bei der Anwendung des Geſetzes 
gelaſſen iſt. Bei der Vielgeſtaltigkeit der gerade auf dieſem 
Gebiet möglichen Lebensvorgänge ſoll gewährleiſtet bleiben, 
daß in jedem Einzelfall eine dem Sinn des Geſetzes ent⸗ 
ſprechende Entſcheidung gefunden werden kann. Dem⸗ 
gegenüber bildet das Recht der Eheſchließung, wo es ſich 
um die Abgrenzung der verbotenen von der geduldeten 
und erlaubten Ehe handelt, den Bereich der ſtrengen und 
zwingenden Vorſchriften, die für alle gleichartigen Fälle 
nur eine gleiche Entſcheidung zulaſſen. 

Zu dem Ehegeſetz iſt eine umfangreiche Durchfüh⸗ 
rungs VO. vom 27. Juli 1938 ergangen. Neben zahlreichen 
das Geſetz ergänzenden und die Vorſchriften anderer Ge⸗ 
ſetze der veränderten Rechtslage anpaſſenden Beſtimmun⸗ 
gen bringt fie bedeutſame Anderungen des Verfahrensrechts, 


Einleitung 7 


durch die weſentliche Mängel des bisherigen Eheverfahrens 
beſeitigt werden und die dazu beitragen ſollen, die An⸗ 
wendung des neuen Rechts zu erleichtern. 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt es, daß trotz der kurzen 
Anlaufszeit, die von der Verkündung des Geſetzes bis zu 
ſeinem Inkrafttreten zur Verfügung geſtanden hat, ſeine 
richtige Anwendung von Anfang an geſichert iſt und daß 
jede auf ihm beruhende Entſcheidung den Geiſt des neuen 
Rechts atmet. Den Zuſammenhang der einzelnen Vor⸗ 
ſchriften zu verdeutlichen und damit dem Rechtswahrer 
die Einarbeitung in das neue Recht zu erleichtern, iſt 
Zweck der Verweiſungen, die in dieſer Ausgabe den ein⸗ 
zelnen Vorſchriften angefügt ſind. 


1. Begründung zu dem Geſetz über die Ver⸗ 

einheitlichung des Rechts der Eheſchließung 

und der Eheſcheidung im Lande Oſterreich 
und im übrigen Reichsgebiet. 


Vom 6. Juli 1938. 
(RGBl. I S. 807.) 


Ein, Das anliegend im 1 vorgelegte Geſetz dient in erſter 
leitung Linie der Vereinheitlichung des im Lande Oſterreich und im 
übrigen Reichsgebiet geltenden Eheſchließungs⸗ und Eheſchei⸗ 
dungsrechtes. Es bedeutet den erſten Schritt zur Schaffung eines 
einheitlichen großdeutſchen Ehe⸗ und Familienrechtes. Ent⸗ 
ſcheidend für die Vorwegnahme gerade dieſer beiden Rechts⸗ 
gebiete war einmal, daß die hier zu löſenden Probleme in um⸗ 
fangreichen Vorarbeiten, an denen die Akademie für Deutſches 
Recht einen bedeutſamen Anteil hatte, ſchon weitgehend geklärt 
waren, und daß andererſeits eine Neuordnung des im Lande 
Oſterreich geltenden Rechtes der Eheſchließung und der Ehe⸗ 
ſcheidung vor allem anderen dringend notwendig erſchien. 
Starre dogmatiſch⸗kirchliche Bindungen hatten auf dieſem für 
den einzelnen Volksgenoſſen wie für die Volksgemeinſchaft 
lebenswichtigen Gebiet in Oſterreich zu Mißſtänden geführt, 
die über den Rahmen der einzelnen Familie hinaus das öffent⸗ 
liche Leben zu vergiften drohten und deshalb ſchleunigſt beſeitigt 
werden mußten. Bei der Bedeutung, die der Ehe als der Grund⸗ 
lage allen völkiſchen Lebens im nationalſozialiſtiſchen Staat 
zukommt, würde es nicht länger erträglich ſein, wenn in einem 
Teil des nationalſozialiſtiſchen großdeutſchen Reiches auch 
weiterhin die Mehrzahl aller Ehen ohne jede Mitwirkung des 
Staates als des Repräſentanten völkiſchen Wollens geſchloſſen 
werden könnte und je nach der Konfeſſionszugehörigkeit oder 
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dem Religionsbekenntnis der Verlobten verſchiedene Vorſchriften 
über die Vorausſetzungen und die Form der Eheſchließung an⸗ 
zuwenden wären. Ebenſowenig darf noch länger die Konfeſſions⸗ 
zugehörigkeit eines Ehegatten darüber entſcheiden, ob eine 
vom Standpunkt der Volksgemeinſchaft wertloſe Ehe dem Bande 
nach gelöſt werden kann oder nicht. In wirklich befriedigender 
Weiſe können dieſe und andere noch näher darzulegende Miß⸗ 
ſtände auf dem Gebiet des öſterreichiſchen Eherechts, wie ein⸗ 
gehende Beratungen mit den öſterreichiſchen Stellen gezeigt 
haben, weder durch Anwendung der für Nichtkatholiken in 
Oſterreich geltenden Vorſchriften noch auf Grund der zur Zeit 
im Altreich beſtehenden, dringend reformbedürftigen Beſtim⸗ 
mungen bereinigt werden. Eine den dringendſten Bedürfniſſen 
voll entſprechende Löſung iſt vielmehr nur möglich durch die 
alsbaldige Einführung eines neuen Eheſchließungs⸗ und Ehe⸗ 
ſcheidungsrechtes im ganzen Reichsgebiet einſchließlich Oſterreichs. 


A. Recht der Eheſchließung. 


Das Recht der Eheſchließung hat im Altreich bereits durch 
die grundlegenden Anderungen des Geſetzes zum Schutze des 
deulſchen Blutes und der deutſchen Ehre, des Geſetzes zum 
Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheits⸗ 
geſetz) und des Geſetzes gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung 
eine weitgehende Umgeſtaltung im nationalſozialiſtiſchen Sinne 
erfahren. Es ift jedoch durch dieſe Anderungen in mehrere Geſetze 
zerſplittert und unüberſichtlich geworden. Im Intereſſe des 
Landes Oſterreich, das durch die fortſchreitende Rechtsangleichung 
ohnehin vor ſchwerwiegende Aufgaben geſtellt iſt, erſchien es 
daher dringend geboten, dieſe Vielzahl von Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen in klarer und überſichtlicher Form zuſammen⸗ 
zuſtellen. Gleichzeitig mußte angeſtrebt werden, nach den Grund⸗ 
gedanken der vorerwähnten Geſetze auch die von ihnen nicht 
berührte, die Eheſchließung betreffenden Vorſchriften des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs umzugeſtalten und die Eheſchließung 
wegen ihrer über das Individualintereſſe der Ehegatten weit 
hinausreichenden Bedeutung für die Volksgemeinſchaft aus 
dem Kreis der rein privatrechtlichen Verträge herauszuheben. 
Unter dieſen Geſichtspunkten ſind beſonders die früheren Vor⸗ 
ſchriften über die Geltendmachung und die Folgen der Nichtig⸗ 
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keit einer Ehe ſowie über die Eheanfechtbarkeit einſchneidenden 
Anderungen unterzogen worden. Auch bei anderen weniger 
bedeutſamen Anderungen tritt der gleiche Grundgedanke hervor. 


So weicht bereits $ 1 von der Beſtimmung des $ 1303 BGB. 
inſoweit ab, als er es für den Eintritt der Ehemündigkeit eines 
Mannes unter 21 Jahren nicht mehr bei der Volljährigkeits⸗ 
erklärung bewenden läßt, ſondern daneben eine beſondere Ehe⸗ 
mündigkeitserklärung verlangt. Die Fähigkeit zur Eingehung 
eine Ehe kann nicht allein vom Vorliegen der durch eine Voll⸗ 
jährigkeitserklärung begründeten privatrechtlichen Geſchäfts⸗ 
fähigkeit abhängig gemacht werden. Gerade an den jungen 
Mann zwiſchen achtzehn und einundzwanzig Jahren ſtellt die 
Volksgemeinſchaft in Geſtalt des Arbeits⸗ und Wehrdienſtes 
beſondere Anſprüche, deren Erfüllung durch eine allzu frühe 
Eheſchließung beeinträchtigt werden könnte. Auch werden 
Belange der Volksgemeinſchaft auf das empfindlichſte berührt, 
wenn eine Ehe von zu jungen Menſchen leichtſinnig Er 
wird, ohne daß die Ehegatten die zur Begründung und Erhal⸗ 
tung einer Familie erforderliche geiſtige und ſittliche Reife be⸗ 
ſitzen oder die notwendige Exiſtenzgrundlage geſichert iſt. Dieſen 
völkiſchen Belangen wird bei der Entſcheidung über die Ehe⸗ 
. in beſonderem Maße Rechnung zu tragen 
ein. 

Die Beſtimmung des $ 2 ift nur der Vollſtändigkeit halber 
auch in den Abſchnitt über die Ehefähigkeit aufgenommen. 
Bisher beſtand nur die Vorſchrift des $1325 BGB., wonach die 
von einem Geſchäftsunfähigen geſchloſſene Ehe nichtig iſt. 
a ſoll an dieſer Regelung nichts geändert werden (vgl. 
auch $ 22). : 


8 3 tritt an die Stelle der $$ 1304 bis 1308 BGB. und be» 
deutet eine weſentliche Vereinfachung der bisherigen unüber⸗ 
ſichtlichen und komplizierten Regelung. Ein Verlobter, der 
minderjährig oder aus anderen Gründen in der Geſchäftsfähig⸗ 
keit beſchränkt iſt, ſoll auch in Zukunft zur Eingehung einer Ehe 
der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters, alſo ſeines Vaters, 
ſeines Vormundes oder ſeines Pflegers bedürfen ($ 3 Abſ. 1). 
Daneben ſoll aber zur Eheſchließung eines Minderjährigen auch 
die Einwilligung derjenigen Perſonen erforderlich ſein, denen 
zwar nicht die Vertretung, wohl aber die tatſächliche Sorge für 
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die Perſon des Minderjährigen zufteht. Damit wird abweichend 
bon $ 1305 Abſ. 1 BGB., ſolange die Ehe der Eltern beſteht, 
in jedem Falle neben dem Vater auch der Mutter eines ehelichen 
Kindes ein Einwilligungsrecht eingeräumt (vgl. $ 1634 BGB.), 
eine Regelung, die allein der heutigen Auffaſſung von der Stel⸗ 
lung der Frau und Mutter in der Familie entſpricht. Können 
ſich die Eltern nicht einigen, jo hat gemäß $ 3 Abſ. 3 der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter eine Entſcheidung zu treffen; die Vorſchrift 
des $ 1634 Satz 2 BGB., wonach bei Meinungsverſchiedenheiten 
der Eltern über die Ausübung des Sorgerechtes die Meinung 
des Vaters vorgeht, findet keine Anwendung. Das Einwilli⸗ 
gungsrecht der Mutter eines unehelichen Kindes bleibt bei der 
Regelung des 8 3 Abſ. 2 unangetaſtet (vgl. 95 1305 Abſ. 1 
Satz 1, 1707 Satz 2 BGB.). Der Mutter eines für ehelich 
erklärten Kindes ſteht abweichend von der Beſtimmung des 
81305 Abſ. 1 Satz 3 BGB. ein Einwilligungsrecht jedenfalls 
dann zu, wenn fie gemäß § 1738 Satz 2 das Recht zur Sorge 
für die Perſon des Kindes wiedererlangt. Einem an Kindes Statt 
angenommenen Kinde gegenüber ſteht das Einwilli a 
entſprechend der bisherigen Regelung des 9 1306 Abſ. 1 BGB. 
nur dem oder den Annehmenden, nicht auch den leiblichen 
Eltern zu (vgl. §5 1757, 1765 Abſ. 1 BGB.). Nur wenn der 
leibliche Vater oder die leibliche Mutter gemäß $ 1765 Abſ. 2 
BGB. das Recht zur Sorge für die Perſon des Kindes wieder⸗ 
erlangt, lebt abweichend von der Regelung des § 1306 Abſ. 2 
BGB. auch ihr Einwilligungsrecht wieder auf. 

Aus der beſonderen Eigenart des Einwilligungsrechtes ergibt 
ſich ohne weiteres, daß es ſich hier um ein höchſt perſönliches 
Recht handelt, das nicht durch einen Vertreter wahrgenommen 
werden kann. Eine dem § 1307 BGB. entſprechende Vorſchrift 
erſchien deshalb entbehrlich. Desgleichen konnte auch von einer 
beſonderen Beſtimmung darüber abgeſehen werden, daß die 
Einwilligung eines Sorgeberechtigten, deſſen Sorgerecht wegen 
tatſächlicher Verhinderung ruht, für die Dauer dieſes Ruhens 
nicht erforderlich iſt. Es verſteht ſich nach Sinn und Zweck der 
Vorſchrift von ſelbſt, daß nur derjenige ſeine Einwilligung zur 
Eheſchließung geben ſoll, der auch in der Lage iſt, das ihm zu⸗ 
ſtehende Sorgerecht auszuüben. 

Wenn auch durch die Regelung des 9 3 Abſ. 2 die Stellung 
der Familienangehörigen inſofern verſtärkt werden ſoll, als 
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für die Eheſchließung eines ehelichen Kindes grundſätzlich die 
Einwilligung beider Eltern erfordert wird, ſo ſoll doch auf der 
anderen Seite nicht jede noch ſo unbegründete Verweigerung 
der Einwilligung durch einen der Eltern eine Eheſchließung 
endgültig verhindern können. Vielmehr ſoll nach § 3 Abſ. 3 
die Einwilligung eines Sorgeberechtigten ebenſo wie die des 
geſetzlichen Vertreters auf Antrag des minderjährigen Ver⸗ 
lobten durch den Vormundſchaftsrichter erſetzt werden können, 
wenn ſich herausſtellt, daß der Einwilligungsberechtigte ſie ohne 
triftige Gründe verſagt. Damit werden vor allem auch die 
Schwierigkeiten beſeitigt, die ſich aus der bisherigen Regelung 
der $$ 1305, 1308 BGB. für die Kinder geſchiedener oder 
getrennt lebender Ehegatten in den Fällen ergaben, in denen 
der Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt aus Rachſucht 
oder Feindſchaft gegenüber der ſorgeberechtigten Mutter dem bei 
dieſer lebenden Kinde die Einwilligung zur Eheſchließung verſagte. 

Nach der Vorſchrift des 5 3 bedarf ein für volljährig erklärtes 
Kind abweichend von der bisherigen Regelung des $ 1305 
BGB. zur Eingehung einer Ehe nicht mehr der elterlichen 
Einwilligung. Die Belange der Familie e jedoch trotz⸗ 
dem hinreichend gewahrt, da einmal zur Volljährigkeitserklärung 
eines Kindes ſtets die Einwilligung des Inhabers der elterlichen 
Gewalt erforderlich iſt (vgl. $4 Abſ. 2 S. 1 BGB.), und zum 
anderen nach der Vorſchrift des § 1 auch ein für volljährig er⸗ 
klärter Mann unter 21 Jahren nicht heiraten darf, wenn ihm 
nicht ausnahmsweiſe Befreiung von dem Alterserfordernis 
des 51 Abſ. 1 gewährt wird. 

Ergänzend ſei zu 83 noch bemerkt, daß die Beſtimmung, 
ſoweit ſie ſich auf Perſonen bezieht, die aus einem anderen 
Grunde als dem der Minderjährigkeit in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt ſind, im Altreich praktiſch nur noch von geringer 
Bedeutung iſt, weil dieſen Perſonen eine Eheſchließung gemäß 
9 1b des Ehegeſundheitsgeſetzes in Verbindung mit $ 114 BGB. 
überhaupt unterſagt iſt. Die Beſtimmung mußte jedoch auch 
inſoweit aufrechterhalten werden, weil ſich noch nicht mit 
Sicherheit überſehen läßt, wann das Ehegeſundheitsgeſetz auf 
Oſterreich ausgedehnt werden kann. 

Ehe Der Abſchnitt des Geſetzes über die Eheverbote (88 4—14) 
berbote umfaßt diejenigen Fälle, in denen aus Gründen der völkiſchen 
88 4, 5 Ordnung eine Eheſchließung unterſagt iſt. Es iſt davon ab⸗ 
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geſehen worden, die einzelnen Eheverbote des Blutſchutzgeſetzes, 
des Ehegeſundheitsgeſetzes und der Durchführungsverordnungen 
zu dieſen Geſetzen in das vorliegende Geſetz einzubauen, da eine 
Zerpflückung dieſer Grundgeſetze des nationalſozialiſtiſchen 
Staates vermieden werden mußte. Auf der anderen Seite 
empfahl es ſich auch nicht, es bei einer allgemeinen Vorbehalts⸗ 
klauſel am Eingang des Geſetzes bewenden zu laſſen. Denn ein⸗ 
mal hätte ein ſolcher allgemeiner Vorbehalt nicht der Bedeutung 
jener Geſetze entſprochen, zum anderen wären die Überſichten 
über die „Eheverbote“ (55 4ff.) und über die „Nichtigkeits⸗ 
gründe“ (58 20ff.) unvollſtändig geblieben, wenn dabei die 
wichtigſten Verbotsvorſchriften nicht ausdrücklich in beſonderen 
Beſtimmungen erwähnt worden wären. Im Geſetz iſt daher 
der Mittelweg eingeſchlagen worden, die Eheverbote wegen 
Blutsverſchiedenheit (5 4) und wegen Mangels der Ehetauglich⸗ 
keit (85) ausdrücklich aufzuführen, wegen der Regelung im 
einzelnen jedoch auf die erwähnten Geſetze und Verordnungen 
zu een. ' 
Die 88 6—14 des Geſetzes entſprechen, abgeſehen von einigen 0 5 
Faſſungsänderungen und Umſtellungen, im weſentlichen den 88 6, 
Beſtimmungen der $$ 1309 bis 1315 BGB. Lediglich die Be⸗ 
ſtimmung des $ 1310 Abſ. 2 BGB. iſt nicht übernommen worden, 
weil der Tatbeſtand des dort geregelten Ehehinderniſſes der 
Geſchlechtsgemeinſchaft, ſofern er nicht gleichzeitig ein Ehe⸗ 
verbot wegen Schwägerſchaft begründet, nur in ſeltenen Fällen 
überhaupt feſtgeſtellt werden kann, jo daß ſich ſchon aus Gründen 
der Gerechtigkeit die Beſeitigung dieſer auch den meiſten 
anderen Rechtsordnungen fremden Beſtimmung empfahl. 
Bei dem Eheverbot wegen Verwandtſchaft (§ 6) wird ent⸗ 
ſprechend der Regelung des $ 65 öſt. a. BGB. von dem Begriff 
der Blutsverwandtſchaft ausgegangen, um von vornherein 
klarzuſtellen, daß auch die zwiſchen einem unehelichen Kind und 
ſeinem Erzeuger beſtehenden Blutsbande Verwandtſchaft im 
Sinne des Verbotes begründen (vgl. $ 1310 Abſ. 1 und 3 BGB.). 
Entſprechend iſt dann auch bei dem Eheverbot wegen Schwäger⸗ 
ſchaft (vgl. 87 Abſ. 2 des Geſetzes und §§ 1310 Abſ. 1 und 3, 
1590 Abſ. 1 Satz 1 BGB.) der Begriff der Blutsverwandtſchaft 
verwertet worden. Ferner iſt bei der letzteren Vorſchrift die durch 
Artikel 1 8 1 des Geſetzes vom 12. April 1938 — RGBl. 1 S. 30 
— eingeführte Befreiungsmöglichkeit vorgeſehen (vgl. $ 7 Ab. 3). 
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Zu 8 8 Von einer Übernahme der Beſtimmung des 3 1309 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. über die Wiederholung der Eheſchließung iſt an 
dieſer Stelle abgeſehen worden. Die Beſtimmung ſoll in die 
ohnehin notwendigen Ausführungsvorſchriften zu dieſem Geſetz 
aufgenommen werden. 

Zu 89 In die Beſtimmung des 8 9, die das Eheverbot wegen Ehe⸗ 
bruchs behandelt, iſt in Abſ. 2 ein richtungweiſender Satz für 
die Befreiungsbehörden aufgenommen worden, wonach die 
auch bisher ſchon zuläſſige Befreiung von der Verbotsvorſchrift 
nur verſagt werden ſoll, wenn ſchwerwiegende Gründe der 
Eingehung der neuen Ehe entgegenſtehen. Hierdurch wird klar⸗ 
geſtellt, daß die Tatſache des Ehebruchs allein noch nicht genügt, 
um eine Eheſchließung der an dem Ehebruch Beteiligten dauernd 
zu verhindern. Das Verbot wird vielmehr nur dann aufrecht 
zu erhalten ſein, wenn weitere ſchwerwiegende Umſtände, z. B. 
mangelnde Erbgeſundheit oder ein zu großer Altersunterſchied 
der Beteiligten, die neue Ehe unerwünſcht erſcheinen laſſen. 

Zu Die 55 13 und 14 enthalten die bisherigen Vorſchriften des 

88 19,14 5 1315 Abſ. 1 und 2 BOB. Die Beſtimmung des $ 1315 Abf. 1 
hat jedoch in 8 13 infofern eine Ergänzung erfahren, als auch 
die durch § 18 des Reichsarbeitsdienſtgeſetzes vorgeſchriebene 
Heiratserlaubnis berückſichtigt iſt. 

Ehe Mit den 88 15—19 find die Formvorſchriften des BGB. 
arg über die Eheſchließung (88 13161321) im weſentlichen unver⸗ 
® ändert übernommen. Neu aufgenommen iſt lediglich die Be⸗ 
ſtimmung des 5 15 Abſ. 1, wonach eine Ehe nur zuſtande 
kommt, wenn die Eheſchließung vor einem Standesbeamten 
ſtattgefunden hat. 

Zu 8 18 Unerläßliche Vorausſetzung für jede Eheſchließung iſt hiernach 
die Mitwirkung eines Standesbeamten; die nicht vor einem 
Standesbeamten abgegebene Erklärung der Verlobten, die 
Ehe miteinander eingehen zu wollen, hat keinerlei Wirkung. 
Umgekehrt ergibt ſich aus $ 15 in Verbindung mit $$ 17, 21 und 
27, daß jede vor einem Standesbeamten geſchloſſene Ehe zum 
mindeſten den Keim der formellen Gültigkeit in ſich trägt. 
Selbſt wenn eine ſolche Ehe wegen eines Verſtoßes gegen die 
Formvorſchriften des 517 nichtig iſt, fo kann ſich doch gemäß 
§ 27 auf die Nichtigkeit niemand berufen, ſolange nicht die 
Ehe durch gerichtliches Urteil für nichtig erklärt worden iſt. 
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Erfolgt eine Nichtigerklärung nicht innerhalb eines gewiſſen 
Zeitraums nach der Eheſchließung, und haben die Ehegatten 
während dieſes Zeitraums als Ehegatten miteinander gelebt, 
fo wird die Ehe gemäß 8 21 Abſ. 2 als von Anfang an gültig 
angeſehen. 

Dadurch, daß § 15 zur Abgrenzung der Ehe von einem Tat⸗ 
beſtand, der als Eheſchließung nicht angeſehen werden kann, 
allein auf die Mitwirkung des Standesbeamten bei der Ehe⸗ 
ſchließung abſtellt, weicht er von der bisherigen Regelung der 
99 1324, 1329 Satz 2 BGB. ab, nach der es für die Abgrenzung 
auch darauf ankam, ob die Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen 
war oder nicht. Während auf der einen Seite die Eintragung 
in das Heiratsregiſter nur als Soll⸗Vorſchrift ausgeſtaltet war 
($ 1318 Abſ. 3 BGB.), hing es auf der anderen Seite nur von 
dieſer Eintragung ab, ob eine unter Verletzung zwingender 
Formvorſchriften geſchloſſene Ehe als „Nichtehe“ oder als 
nichtige Ehe anzuſehen war. Es hätte nahegelegen, dies dadurch 
u vermeiden, daß man die ae zur Muß⸗ 

orſchrift erhob. Hiergegen beſtanden jedoch Bedenken, weil 
unrichtige oder unvollſtändige bien alen der hin und 
wieder vorkommen, ſo daß in dieſen Fällen der Beſtand der 
Ehe in Frage geſtellt worden wäre. Aus dieſem Grunde er⸗ 
ſchien es zweckmäßiger, für die Zukunft nicht mehr die Regiſter⸗ 
eintragung, ſondern die Mitwirkung des Standesbeamten als 
in für das Zuſtandekommen einer Ehe aufzu⸗ 
tellen. 

Für die Frage, ob ein Nichtſtandesbeamter, der das Amt 
eines Standesbeamten öffentlich ausgeübt hat, als Standes⸗ 
beamter im Sinne des $ 15 Abſ. 1 zu gelten hat und ob daher 
durch eine Eheſchließung vor ihm eine Ehe zuſtande kommt, 
ſoll in Zukunft nicht mehr, wie nach § 1319 BGB., der gute 
oder böſe Glaube der Verlobten entſcheidend ſein. Hier ſoll es 
vielmehr auch künftig darauf ankommen, ob der Nichtſtandes⸗ 
beamte die Ehe in das Familienbuch eingetragen hat. 9 15 
Abſ. 2 iſt ebenſo wie der bisherige 5 1319 BGB. praktiſch be⸗ 
deutſam nur für die Fälle, in denen der Vertreter eines Bürger⸗ 
meiſters auch deſſen ſtandesamtliche Befugniſſe wahrnimmt, 
obgleich dieſe Befugniſſe nur dem Vertretenen perſönlich zu⸗ 
ſtehen, oder in denen ein Gemeindebeamter bei einer Ehe⸗ 
ſchließung mitwirkt, bevor ihm eine ordnungsmäßige Beſtallung 
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zum Standesbeamten erteilt oder nachdem dieſe Beſtallung 
bereits erloſchen iſt. Es erſchien nicht zweckmäßig, in dieſen 
Fällen unter Umſtänden den Beſtand einer Ehe von dem rein 
ſubjektiven und darum ſchwer feſtſtellbaren Umſtand abhängig 
zu machen, ob die Verlobten den Mangel der amtlichen Befugnis 
des Nichtſtandesbeamten bei der Eheſchließung gekannt haben 
oder nicht. Vielmehr entſpricht es dem Gedanken der Rechts⸗ 
ſicherheit, hier allein darauf abzustellen, ob die unbefugte Amts⸗ 
ausübung ihren Niederſchlag in den ſtandesamtlichen Regiſtern 
gefunden hat und ob hierdurch nicht nur gegenüber den Ver⸗ 
lobten, ſondern auch gegenüber der Allgemeinheit der Eindruck 
einer vollgültigen Eheſchließung erweckt worden iſt. 


Zu 817 Durch die Einfügung des 9 15 Abſ. 1 wurde in 3 17 eine 
beſondere Beſtimmung darüber entbehrlich, daß der Standes⸗ 
beamte zur Entgegennahme der Erklärungen der Verlobten 
bereit ſein muß ($ 1317 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Es ergibt ſich aus 
Sinn und Zweck des $15 Abſ. 1, daß eine Ehe nur dann als 
„vor einem Standesbeamten“ geſchloſſen angeſehen werden 
kann, wenn der Standesbeamte zur Mitwirkung bei der Ehe⸗ 
ſchließung bereit war. Daraus folgt weiter, daß die mangelnde 
Bereitſchaft des Standesbeamten zur Entgegennahme von 
Erklärungen der Verlobten in Zukunft das Zuſtandekommen 
einer Ehe überhaupt verhindert, während ſie bisher jedenfalls 
bei einer Eintragung der Ehe in das Heiratsregiſter nur die 
Vernichtbarkeit der Ehe zur Folge hatte (vgl. 58 1317, 1324 
Abſ. 1, 1932 Satz 2 BGB.). 


Zu 8 10 8 19 Abſ. 3 des Geſetzes begründet abweichend von $ 1320 
Abſ. 3 BGB. eine Zuſtändigkeit des Standesamts I in Berlin 
nunmehr auch für Eheſchließungen von Nichtreichsangehörigen, 
die im Inland keinen Wohnſitz haben. Die Beſtimmung iſt ge⸗ 
troffen worden, um Volksdeutſchen des Auslandes, die eine 
fremde Staatsangehörigkeit beſitzen, in Zukunft eine Ehe⸗ 
ſchließung in ihrem deutſchen Mutterlande zu ermöglichen. Der 
Gefahr eines Mißbrauchs dieſer Beſtimmung wird durch das 
Erfordernis der Beibringung des ausländiſchen Ehefähigkeits⸗ 
zeugniſſes ($ 14) vorgebeugt. 

Zu 8816 Im übrigen ſtimmen die formellen Eheſchließungsbeſtim⸗ 

bis 10 mungen mit den bisherigen Vorſchriften des BGB. überein. 
Lediglich die $$ 1318 Abſ. 2 und 1322 BGB. ſind nicht über⸗ 
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nommen worden, weil die Frage, wer als Trauzeuge auszu⸗ 
ſchließen iſt, nunmehr durch $ 34 der Erſten AVO. zum Perſonen⸗ 
ſtandsgeſetz vom 19. Mai 1938 (RG Bl. 1 S. 533) abſchließend 
geregelt wird, und weil die Zuſtändigkeit zur Befreiung von 
Eheverboten in den Ausführungsvorſchriften, die an die Stelle 

der Verordnung zur Vereinheitlichung der Zuſtändigkeit in. 
Familien⸗ und Nachlaßſachen vom 31. Mai 1934 — RG Bl. 1 

S. 472 — treten ſollen, geregelt werden ſoll. 

Die in den 39 20 bis 26 vorgeſehenen Nichtigkeitsgründe ent⸗ Nichtig 
a im weſentlichen den Nichtigkeitsgründen des bisherigen l 

echts. 5 N 


In 3 20 wird in erſter Linie wiederum auf die Nichtigkeits⸗Zu 8 20 
gründe des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre und des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit 
des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) verwieſen. Eine 
Verweiſung auf die Durchführungsverordnungen konnte an 
dieſer Stelle unterbleiben, da dieſe keine ſelbſtändigen Nichtig⸗ 
keitsgründe enthalten. N 

9 21 2 weicht von der entſprechenden Vorſchrift des Zu 8 21 
5.1324 Abſ. 2 BGB. inſoweit ab, als in Zukunft eine form⸗ ö 
nichtige Ehe, die vor einem Standesbeamten geſchloſſen iſt 
(5 15 Abſ. 1), ſtets durch ein fünfjähriges (nicht mehr zehn⸗ 
jähriges) Zuſammenleben der Ehegatten zu einer gültigen 
Ehe werden ſoll, ohne daß es darauf ankommt, ob die Ehe in 
das Heiraätsregiſter eingetragen iſt oder nicht. Es darf in dieſem 
Zuſammenhang auf das oben zu § 15 Abſ. 1 Geſagte verwieſen 
Werben ns eber f 1 a 

Der durch Artikel I des Geſetzes gegen Mißbräuche bei der Zu g 23 
Eheſchließung vom 23. November 1933 (RGBl. 1 S. 979) in 
das BGB. eingeführte $ 1325a, der die Nichtigkeit der Namens⸗ 
ehe behandelt, wird durch 8 23 auf den Fall ausgedehnt, daß 
eine Ehe ausſchließlich oder vorwiegend zu dem Zweck ge⸗ 
ſchloſſen ift, um der Frau die Staatsangehörigkeit des Mannes 
zu verſchaffen. Eine ſolche ausdrückliche Ausdehnung wurde 
beſonders von den öſterreichiſchen Stellen gewünſcht, weil es, 
gerade in Oſterreich häufig vorgekommen iſt, daß unerwünſchte 
Ausländerinnen eine Formehe eingingen, um durch den Er⸗ 
werb der öſterreichiſchen Staatsangehörigkeit die Möglichkeit 
zu einer beruflichen Niederlaſſung in Wien zu erhalten. Die 


Rexroth⸗ Anz, Ehegeſetz. 
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Ergänzung bedeutet auch für das Altreich eine Klarſtellung, 
weil hier bereits Zweifel darüber aufgetaucht waren, ob die 
Beſtimmung des 3 1325a auf eine Staatsangehörigkeitsehe 
entſprechend angewandt werden könne. 

Zu 8 27 Nach 3 27 ſoll die Nichtigkeit einer Ehe nur geltend gemacht 
werden können, wenn die Ehe durch gerichtliches Urteil mit 
Wirkung für und gegen alle für mihtig erklärt worden ift. Nach 
9 1329 BGB. galt dies nur, ſolange die Ehe beſtand. War fie 
dagegen durch Tod oder Scheidung aufgelöſt, ſo konnte jeder⸗ 
mann, wenn auch nur mit Wirkung zwiſchen den Parteien, 
ſich ohne vorherige Nichtigerklärung auf die Nichtigkeit der 
Ehe berufen. Mit dieſem Grundſatz haben bereits das Blut⸗ 
ſchutzgeſetz und das Ehegeſundheitsgeſetz für die in ihnen vor⸗ 
geſehenen Fälle der Nichtigkeit gebrochen. Nach 9 8 Abſ. 1 der 
Erſten AVO. zum Blutſchutzgeſetz vom 14. November 1935 
(RGBl. I S. 1334) und § 28 der Erſten DVD. zum Ehegeſund⸗ 
heitsgeſetz vom 29. November 1935 (RGBl. 1 S. 1419) kann 
die Nichtigkeit einer nach dieſen Geſetzen nichtigen Ehe nur 
im Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden. Dieſe 
Regelung hat den Vorzug, daß nach ihr der Beſtand oder 
Nichtbeſtand einer Ehe ein für allemal klargeſtellt wird, während 

nach der Regelung des BGB., ſofern die Nichtigkeit der Ehe 
erſt nach ihrer Auflöſung geltend gemacht wurde, die Möglichkeit 
beſtand, daß in verſchiedenen Prozeſſen je nach der Prozeßlage 
und dem beigebrachten Beweismaterial dieſelbe Ehe in einem 
Falle als gültig, im anderen Falle als nichtig behandelt werden 
konnte. Da dieſes Ergebnis nicht der heutigen Auffaſſung vom 
Weſen und von der Bedeutung der Ehe entſpricht, erſchien es 

eboten, die Regelung des Blutſchutzgeſetzes und des Ehege⸗ 
ſundheitsgeſeßes auf die bisherigen Nichtigkeitsgründe des BGB. 
auszudehnen, was um ſo eher gerechtfertigt erſchien, als auch 
die in den Entwurf übernommenen Nichtigkeitsvorſchriften des 
BGB. in erſter Linie der Wahrung völkiſcher Belange dienen. 

Zu 828 Im Zuſammenhang mit dieſer Anderung mußte auch die 
Klagebefugnis neu geregelt werden. Während nach 5 1 Abſ. 2 
des Blutſchutzgeſetzes, nach $ 3 Abſ. 1 Satz 3 des Ehegeſundheits⸗ 
geſetzes und nach Art. II $1 des Ehemißbrauchgeſetzes (für 
den Fall der Namensehe) die Nichtigkeitsklage nur durch den 
Staatsanwalt erhoben werden kann, konnte in den übrigen 
Fällen der Nichtigkeit nach 5632 ZPO. neben dem Staats⸗ 
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anwalt und den Ehegatten auch jeder intereſſierte Dritte die 
Nichtigkeitsklage erheben. Dieſe Verſchiedenheit der Regelungen 
iſt innerlich nicht gerechtfertigt. Es iſt nicht einzuſehen, warum 
in den vom völkiſchen Standpunkt bedeutſamſten Fällen der 
Nichtigkeit nur der Staatsanwalt ein Klagerecht beſitzen ſoll, 
während in allen übrigen Fällen die Nichtigkeitsklage auch 
einem Dritten offenſteht. Freilich erſchien es angebracht, in den 
bisherigen Nichtigkeitsfällen des BGB. neben dem Staats⸗ 
anwalt auch den Ehegatten und im Falle der Doppelehe auch 
dem Ehegatten der früheren Ehe, alſo den unmittelbar Beteilig⸗ 
ten, ein ſelbſtändiges Klagerecht zu gewähren, und zwar ins⸗ 
beſondere deshalb, weil eine nach den bisherigen Beſtimmungen 
des BGB. nichtige Ehe nicht ſelten von einem oder auch von 
beiden Ehegatten in gutem Glauben geſchloſſen wird und es 
in dieſem Fall nicht angängig erſchien, für einen der beteiligten 
Ehegatten die Berufung auf die Nichtigkeit der Ehe davon 
abhängig zu machen, Du der Staatsanwalt im öffentlichen 
Intereſſe die Nichtigkeitsklage erhebt. Darüber hinaus ſoll aber 
ein Dritter, der an dem Beſtande oder Nichtbeſtande der Ehe 
lediglich aus privatrechtlichen Gründen intereſſiert iſt, in Zu⸗ 
kunft eine Nichtigkeitsklage nicht mehr erheben können (vgl. 5 28 
Abſ. 1 und 2). 

Da nach 9 27 des Geſetzes die Nichtigkeit einer Ehe nur noch 
im Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden kann, 
erſchien es notwendig, eine ſolche Klage in Zukunft abweichend 
von der bisherigen Regelung des $ 1329 BGB. auch nach Auf⸗ 
löſung der Ehe durch den Tod eines Ehegatten, durch Scheidung 
oder durch Aufhebung (vgl, 89 33 ff.) noch zuzulaſſen. In dieſem 
Fall ſoll aber die Klage auch in den Nichtigkeitsfällen des BGB. 
nur durch den Staatsanwalt erhoben werden können, weil 
inſoweit kaum berechtigte Intereſſen eines Ehegatten auf dem 
Spiele ſtehen dürften, die nicht gleichzeitig auch ein öffentliches 
Intereſſe an der Feſtſtellung der Nichtigkeit der Ehe begründen 
(528 Abſ. 2 Satz 2). Nur wenn beide Ehegatten verſtorben 
ſind, ſoll die Erhebung einer Nichtigkeitsklage endgültig ausge⸗ 
ſchloſſen ſein, weil ein öffentliches Intereſſe an der Feſtſtellung 
der Nichtigkeit der Ehe dann nicht mehr beſteht (vgl. 5 28 Abſ. 3). 

Wenn auch die Nichtigerklärung einer Ehe grundſätzlich auch Zu 
weiterhin auf den Zeitpunkt der Eheſchließung zurückwirken 88 25,30 
ſoll (Wirkung ex tunc), jo erſchien es doch notwendig, im Hinblick 
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auf die auch durch eine nichtige Ehe begründete tatſächliche 
Lebensgemeinſchaft der Ehegatten, dieſe Rückwirkung dort 
möglichſt weit einzuſchränken, wo fie nicht unbedingt notwendig 
war. Das Geſetz hat aus dieſem Grunde insbeſondere die recht⸗ 
liche Stellung der Kinder aus einer nichtigen Ehe (bisher $$ 1699 
bis 1704 BGB.) in die Neuregelung einbezogen. 
Grundſätzlich kann es nicht als gerechtfertigt angeſehen 
werden, die Kinder aus einer nichtigen Ehe unter den Verfeh⸗ 
lungen ihrer Eltern leiden zu laſſen, indem man ihnen die 
rechtliche Stellung ehelicher Kinder vorenthält. Das muß in der 
Regel auch dann gelten, wenn die Eltern bewußt einem be⸗ 
ſtehenden Eheverbot zuwider geheiratet haben. Denn auch in 
dieſen Fällen wird ja die verbotene Ehe meiſt gerade deshalb 
geſchloſſen, weil die Ehegatten ſich trotz der einer Eheſchließung 
entgegenſtehenden geſetzlichen Hinderniſſe nicht mit einer vor⸗ 
übergehenden Geſchlechtsgemeinſchaft begnügen, ſondern eine 
eheliche Lebensgemeinſchaft begründen wollen. Allerdings er⸗ 
join es notwendig, von dieſem Grundſatz die Nichtigkeitsfälle 
es ee zum Schutze des deutſchen Blutes und der a 
Ehre und des Ehegeſundheitsgeſetzes, ſowie die Fälle der 
Namens- und Staatsangehörigkeitsehe (8 23) auszunehmen. 
Eine durch $1 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre verbotene Ehe wird im Inland überhaupt 
nicht mehr geſchloſſen werden können, ſo daß für die Behandlung 
der Nichtigkeitsfolgen in erſter Linie auf die im Ausland ge⸗ 
ſchloſſene raſſeſchänderiſche Ehe abzuſtellen war. Dieſe tft nach 
91 des Blutſchutzgeſetzes nur dann nichtig, wenn fie zur Um⸗ 
gehung des Geſetzes im Ausland geſchloſſen iſt. Eine dem Verbot 
des § 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes zuwider geſchloſſene Ehe iſt 
nach 53 des Geſetzes ebenfalls nur dann nichtig, wenn die 
Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes oder die Mitwirkung 
des Standesbeamten bei der Eheſchließung von den Verlobten 
durch wiſſentlich falſche Angaben herbeigeführt worden iſt oder 
wenn die Ehe zum Zwecke der Umgehung des Geſetzes im Aus⸗ 
land geſchloſſen iſt. Iſt aber eine Eheſchließung von den Ehegatten 
unter bewußter Zuwiderhandlung gegen wichtigſte völkiſche 
Belange durch unlautere und betrügeriſche Mittel erſchlichen 
worden, ſo ſoll die aus dieſen Gründen für nichtig erklärte Ehe 
keinerlei Wirkungen hervorbringen können, zumal auch die 
Kinder aus einem raſſeſchänderiſchen oder den Geſetzen der 
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Erbgeſundheit widerſprechenden Verkehr keinen beſonderen 
Schutz verdienen. Eine Namens⸗ oder Staatsangehörigkeitsehe 
iſt, da die Ehegatten die Begründung einer ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft von vornherein nicht beabſichtigten und die Ehe⸗ 
ſchließung nur als Deckmantel für unlautere Zwecke benutzen, 
ohne weiteres einem Konkubinat gleichzuachten. Soweit über⸗ 
haupt Kinder aus einer ſolchen Ehe hervorgehen, können ſie 
die Stellung ehelicher Kinder nicht beanſpruchen. 

Aus dieſen Gründen trifft 5 29 Abſ. 1 ganz allgemein die 
Regelung, daß Kinder aus einer Ehe, die auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre, 
des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen 
Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) oder des § 23 des vorliegenden 
Geſetzes nichtig iſt, unehelich ſind. Dagegen wird in 9 30 Abſ. 1 
den Kindern aus einer Ehe, die aus einem der ſonſtigen Gründe 
nichtig iſt, die Stellung ehelicher Kinder verliehen, und zwar ab⸗ 
weichend von der bisherigen 1 des § 1699 BGB. ohne 
Rückſicht darauf, ob den Eltern die Nichtigkeit der Ehe bei der 
Eheſchließung bekannt war oder nicht. 

Soweit nt ein Kind aus einer nichtigen Ehe unehelich 
ift, ſoll dieſe troffenen d entſprechend der bisher nur für die 
Namensehe getroffenen Regelung des Art. II $2 des Ehemiß⸗ 
brauchsgeſetzes auf eine Klage des Staatsanwalts auch dann 
noch mit Wirkung für und gegen alle durch gerichtliches Urteil 
feſtgeſtellt werden können, wenn die Nichtigkeit der Ehe der 
Eltern deshalb nicht mehr geltend gemacht werden kann, weil 
beide Eltern vor Nichtigerklärung der Ehe geſtorben ſind. So⸗ 
lange aber auch nur einer der Eltern noch lebt, iſt eine Berufung 
auf die Unehelichkeit des Kindes nur im Wege der Ehenichtig⸗ 
keitsklage gegen den noch lebenden Elternteil zuläſſig (vgl. $ 29 
Abſ. 2 und 3). Dem Kinde ſoll entſprechend der bisherigen 
Regelung des 5 1703 Satz 1 BGB. gegenüber feinem Vater 
der Unterhaltsanſpruch eines ehelichen Kindes eingeräumt 
werden (vgl. § 29 Abſ. 4), weil möglichſt vermieden werden 
muß, daß ein Mann, der in raſſeſchänderiſchem oder den Ge⸗ 
ſetzen der Erbgeſundheit widerſprechendem Verkehr ein Kind 
erzeugt hat, ſich der Sorge für dieſes Kind zu Laſten der öffent⸗ 
lichen Fürſorge entzieht. . 

Für die Fälle, in denen ein Kind aus einer nichtigen Ehe 
als ehelich gilt, bleibt es bezüglich der Regelung des Sorgerechts, 


Zu 8 31 


Zu 5 32 
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der Vertretung und der Verwaltung und Nutznießung am 
Kindesvermögen im weſentlichen bei den bisherigen Vorſchriften 
der 35 1700 bis 1702 BGB., ſoweit nicht die vorgeſehene 
Anderung der entſprechend anwendbaren Scheidungsvor⸗ 
5 gewiſſe Abweichungen erforderlich machte (8 20 Abſ. 2 
und 3). 

Der gleiche Gedanke, der dazu geführt hat, die Nichtigkeits⸗ 
folgen bezüglich der Rechtsſtellung der Kinder aus einer 
für nichtig erklärten Ehe weitgehend zu beſeitigen, war 
auch maßgebend für die Beſtimmung des § 31, der die 
vermögensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten aus einer 
für nichtig erklärten Ehe in weitem Umfang nach den für die 
Scheidung geltenden Vorſchriften regelt. Allerdings erſchien es 
bei dieſer allein die Privatrechtspſhäre der Ehegatten berühren⸗ 
den Regelung gerechtfertigt, entſprechend der bisherigen Vor⸗ 
ſchrift des § 1345 BGB. in erſter Linie darauf abzuſtellen, ob 
die Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung 

ekannt haben oder nicht. Aber während $ 1345 BGB. auch im 

alle der Gutgläubigkeit eines Ehegatten in vermögensrecht⸗ 
licher Beziehung mit der Nichtigerklärung der Ehe grundſätzlich 
die Nichtigkeitsfolgen eintreten ließ und dem gutgläubigen 
Ehegatten nur das Recht einräumte, durch eine innerhalb be⸗ 
ſtimmter Friſten abzugebende Erklärung den Eintritt der 
Scheidungsfolgen herbeizuführen, wird dieſe Regelung durch 
831 umgekehrt. Grundſätzlich ſollen hiernach, ſofern auch nur 
einem Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung 
unbekannt war, auf das Verhältnis der Ehegatten in vermögens⸗ 
rechtlicher Beziehung die im Falle der Scheidung geltenden 
Vorſchriften Anwendung finden, während es bei den Nichtigkeits⸗ 
folgen nur dann ſein Bewenden haben ſoll, wenn der gutgläubige 
Ehegatte dies durch eine innerhalb von ſechs Monaten ſeit der 
Rechtskraft des Nichtigkeitsurteils dem anderen Ehegatten 
gegenüber abzugebende Erklärung verlangt. Dieſes Recht, auch 
in vermögensrechtlicher Beziehung die Folgen der Nichtigkeit 
der Ehe geltend machen zu können, mußte einem gutgläubigen 
Ehegatten deshalb belaſſen werden, weil Fälle denkbar ſind, 
in denen eine Berufung auf die Nichtigkeit der Ehe weiter⸗ 
gehende Anſprüche zu begründen vermag, als ſie bei Eintritt 
der Scheidungsfolgen gerechtfertigt wären. 

9 32 entſpricht der Beſtimmung des $ 1344 Abſ. 1 BGB. 
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Nach den 39 33ff. tritt an die Stelle der Anfechtbarkeit die Auf⸗ 
Aufhebbarkeit der Ehe. Während die Anfechtung eine Nichtig⸗ zer Ehe 
erklärung der Ehe mit Wirkung vom Zeitpunkt der Eheſchließung (ss 33 ff. 
zur Folge hatte, ſoll die Ehe durch die Aufhebung ebenſo wie 
durch die Scheidung mit der Rechtskraft des Aufhebungsurteils 
aufgelöſt werden (vgl. 88 33, 34, 42 des Geſetzes). Maßgebend 
für dieſe Anderung waren folgende Gründe: . 

Es widerſpricht unſerer heutigen Auffaſſung vom Wert und 
von der Bedeutung der Ehe, es einem Ehegatten zu ermöglichen, 
aus den rein vertragsrechtlichen Geſichtspunkten der beſchränkten 
Geſchäftsfähigkeit oder ſonſtiger Willensmängel die Ehe nach⸗ 
träglich mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eheſchließung aus⸗ 
zulöſchen. Es iſt auch nicht gerechtfertigt, an dieſer Willens⸗ 
mängel eines einzelnen Ehegatten die gleichen Wirkungen zu 
knüpfen, wie an Verſtöße gegen die aus Gründen der völkiſchen 
Ordnung erlaſſenen zwingenden Eheverbote, zumal wenn der 
Eintritt dieſer Wirkungen wiederum allein von dem Willen des 
einzelnen Ehegatten abhängt. Willensmängel bei Eingehung 
der Ehe können grundſätzlich nicht die durch die Eheſchließung 
begründete tatfächliche Lebensgemeinſchaft der Ehegatten nach⸗ 
träglich aus der Welt ſchaffen. Sie können nur dem Ehegatten, 
in deſſen Perſon ſie vorlagen, unter Umſtänden das Recht 
geben, die Fortſetzung dieſer ehelichen Lebensgemeinſchaft zu 
verweigern. Aus dieſen Gründen ſind auch ſchon andere Staaten 
dazu übergegangen, entweder die ex tunc-Wirkung der Nichtig⸗ 
erklärung einer Ehe ganz zu beſeitigen oder doch dieſe Wirkung 
für das Gebiet der Willensmängel auszuſchließen. Auf der an⸗ 
deren Seite erſcheint es nicht angängig, die bisherige Anfecht⸗ 
barkeit der Ehe ohne weiteres durch Gewährung einer Schei⸗ 
dungs möglichkeit zu erſetzen. Aufhebung und Scheidung decken 
ſich zwar in ihren Wirkungen und werden ſich auch in ihren 
Urſachen häufig recht nahe kommen. Es mußte jedoch grund⸗ 
ſätzlich unterſchieden werden zwiſchen Fällen, in denen der 
Grund zur Auflöſung einer Ehe bereits im Zeitpunkt der Ehe⸗ 
ſchließung vorlag, und ſolchen Fällen, in denen ein Auflöſungs⸗ 
grund ſich erſt während der Ehe ergeben hat. Ferner deckt der 
für das Scheidungsrecht geltende Begriff der Verzeihung nicht 
auch alle die Fälle, in denen ein aufhebungsberechtigter Ehegatte 
nach Entdeckung des Aufhebungsgrundes zu erkennen gibt, daß 
er die Ehe fortſetzen will, und ſchließlich kann im Falle der be⸗ 
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ſchränkten Geſchäftsfähigkeit die Aufhebung der Ehe unter Um⸗ 
ſtänden auch von dem geſetzlichen Vertreter, alſo von einem 
Dritten kraft eigenen Rechts verlangt werden (§ 35 Abſ. 1 
Satz 2), während das Recht auf Scheidung grundſätzlich nur 
einem der Ehegatten zuſtehen kann. 

Zu 838 Die Aufhebungsgründe der 89 35 bis 39 decken ſich im weſent⸗ 

vis 39 lichen mit den bisherigen Anfechtungsgründen. Lediglich $ 37 
weicht von der entſprechenden Vorſchrift des J 1333 BGB. 
in zweifacher Beziehung ab. Einmal erklärt er in Abſ. 1, um 
einer in der Rechtſprechung hervorgetretenen zu engen Aus⸗ 
legung des Begriffs der „perſönlichen Eigenſchaften“ vorzu⸗ 
beugen, anſtatt des Irrtums über ſolche Eigenſchaften den 
Irrtum über Umſtände, welche die Perſon des anderen Ehe⸗ 
gatten betreffen, für maßgebend. Zum andern trägt er in 
Abf. 2 entſprechend einem gerade in den bisherigen Fällen 
der Irrtumsanfechtung aufgetretenen praktiſchen Bedürfnis dem 
Gedanken der Bewährung Rechnung, indem er die Aufhebung 
einer Ehe wegen Irrtums dann für unzuläſſig erklärt, wenn das 
Verlangen des irrenden Ehegatten nach Aufhebung der Ehe 
mit Rückſicht auf die bisherige Geſtaltung des ehelichen Lebens 
der Ehegatten ſittlich nicht gerechtfertigt erſcheint. 

Zu 8 40 Die Friſt zur Erhebung der Aufhebungsklage iſt in 9 40 ab⸗ 
weichend von § 1339 Abſ. 1 BGB. und zur Angleichung an die 
vorgeſehenen entſprechenden Vorſchriften für die Erhebung 
der Scheidungsklage wegen Unfruchtbarkeit (88 53, 58) auf ein 
Jahr feſtgeſetzt. Die Verweiſungen des 9 1339 Abſ. 3 auf die 
Vorſchriften des BGB. über die Verjährung ſind mit Rückſicht 
auf das öſterreichiſche Recht durch ſelbſtändige Vorſchriften 
erſetzt worden (vgl. 5 40 Abſ. 3 und 4). 

Die Frage, ob ein in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter Ehe⸗ 
gatte eine Aufhebungsklage erheben kann, und wer die Klage 
für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten zu erheben hat, deckt 
ſich in Zukunft mit der in der Zivilprozeßordnung zu regelnden 
Frage der allgemeinen Prozeßfähigkeit in Eheſachen (vgl. $ 612 

Pede ZPO.) Eine dem 81336 BGB. entſprechende Beſtimmung 

ratung brauchte daher in den Entwurf nicht übernommen zu werden. 

bei Für den Sonderfall der Wiederverheiratung im Falle der 

Teka Todeserklärung beläßt es $43 bei der bisherigen Regelung 

rung des 81348 BGB., wonach eine von dem hinterbliebenen Ehe⸗ 

(8543-45) gatten geſchloſſene neue Ehe grundſäßlich in ihrem Beſtande 


Wieberverheiratung bei Todeserklärung 25 


nicht dadurch berührt werden ſoll, daß der für tot erklärte Ehe⸗ 
gatte zur Zeit der Eheſchließung tatſächlich noch lebte. Es er⸗ 
ſchien jedoch beſonders mit Rückſicht auf die verhältnismäßig 
kurzen Verſchollenheitsfriſten in den Fällen der Kriegs⸗ und 
Seeverſchollenheit notwendig, dem wiederverheirateten Ehe⸗ 
gatten die Möglichkeit offen zu laſſen, im Falle der Rückkehr 
ſeines für tot erklärten Ehegatten aus der früheren Ehe von der 
neuen Ehe zurückzutreten und zu dem früheren Ehegatten 
zurückzukehren. Freilich konnte es aus den oben dargelegten 
Gründen auch in dieſem Falle nicht als gerechtfertigt angeſehen 
werden, dem wiederverheirateten Ehegatten das Recht einzu⸗ 
räumen, durch Anfechtung der neuen Ehe deren Nichtiger⸗ 
klärung mit Wirkung ex tunc herbeizuführen. Vielmehr mußte 
auch hier an die Stelle des bisher in $ 1350 BGB. vorgeſehenen 
Anfechtungsrechtes ein Aufhebungsrecht treten (§ 44 Abſ. 1), 
das abweichend von der bisherigen Regelung nur dem wieder⸗ 
verheirateten 1 1 nicht auch dem anderen Teil zuſtehen 
ſoll. Unzuträglichkeiten, die ſich daraus ergeben könnten, daß 
der wiederverheiratete Ehegatte in ſolchen Fällen zwar von 
ſeinem Recht, die Aufhebung der neuen Ehe herbeizuführen, 
Gebrauch macht, dann aber nicht zu dem früheren Ehegatten 
zurückkehrt, ſondern ſich mit einem anderen verheiratet, ſoll 
durch 8 44 Abſ. 2 vorgebeugt werden, nach dem ein nach Abſ. 1 
aufhebungsberechtigter Ehegatte zu Lebzeiten ſeines Ehegatten 
aus der früheren Ehe eine neue Ehe nur mit dieſem eingehen kann. 

945 faßt die bisherigen Beſtimmungen der $$ 1352, 1637 
BGB. zuſammen. Sachlich bedeutet er keine Anderung des 
bisherigen Rechtszuſtandes. 


B. Recht der Eheſcheidung. 


So dringend ſchon ſeit Jahrzehnten der allgemeine Wunſch 18132 
nach einer Neugeſtaltung des Eheſcheidungsrechts laut geworden 
war, ſo uneinig war man über die mit der Reform anzuſtreben⸗ 
den Ziele. Hieran mußten bisher alle Reformverſuche ſcheitern. 
Die einheitliche neue Weltanſchauung, zu der der National⸗ 
ſozialismus das Deutſche Volk zuſammengeführt hat und die 
ſchon die Löſung ſo vieler Probleme, denen gegenüber die ver⸗ 
gangene Zeit verſagte, ermöglicht hat, drängt mit Macht auch 
zu einer endlichen neuen Löſung der Frage der Eheſcheidung. 
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Sie erſcheint nach der 11 Oſterreichs mit dem Deutſchen 
Reich um ſo dringlicher, als in Oſterreich für den größten Teil 
der Ehen überhaupt keine Scheidungsmöglichkeit beſteht. Die 
Grundlagen, von denen das neue Recht auszugehen hat, er⸗ 
geben ſich eindeutig aus der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung 
vom Weſen der Ehe. 

Ehe und Familie ſind die Grundlagen des völkiſchen Gemein⸗ 
ſchaftslebens, von deren Kraft und Geſundheit Wert und Be⸗ 
ſtand der Volksgemeinſchaft abhängen. Sie bergen in ſich die 
Kräfte, deren Entfaltung und Wirkung die Ewigkeit des völkiſchen 
Lebens ſichert. Dadurch, daß die Ehe durch die gegenſeitige 
Treupflicht der natürlichen Verbindung der Geſchlechter Stetig⸗ 
keit verleiht, wird ſie zum Hort des Kinderreichtums und zur 
unerſetzlichen Vorausſetzung einer geſunden und geordneten 
Erziehung der Nachkommenſchaft. Gleichzeitig vermittelt ſie als 
die kleinſte Zelle völkiſchen Lebens den Ehegatten das Erleben 
der Gemeinſchaft. Sie fordert von jedem Gatten Rückſicht und 
Verſtändnis für den anderen und die Bekämpfung eigennütziger 
Regungen, die das Glück der Ehe gefährden. Vor allem aber 
up aus einer glücklich geführten Ehe für beide Ehegatten 
eine Stärkung und Belebung aller Kräfte, deren ſie für ein 
rechtes Wirken innerhalb der Volksgemeinſchaft bedürfen. Dieſe 
erzieheriſchen und belebenden Kräfte können auch die Ehe, 
der der Kinderſegen verſagt blieb, noch für die Volksgemeinſchaft 
wertvoll erſcheinen laſſen. 

Eine ſolche Betrachtung iſt unvereinbar mit der liberaliſtiſchen, 
die in der Ehe eine vertragsartige Zweckverbindung zur Ver⸗ 
wirklichung individueller Intereſſen ſieht. Denn für den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat liegt der tiefſte Sinn der Ehe außerhalb 
der Individualintereſſen der Ehegatten. Andererſeits erblickt er 
die Weihe der Einrichtung der Ehe aber nicht wie die konfeſſionelle 
Betrachtung in jenſeitigen Vorſtellungen und religiöſen Bin⸗ 
dungen, ſondern in der Bedeutung der Ehe für Beſtand und 
Geſundheit des deutſchen Volkes. Daraus folgt einerſeits, daß 
die neue Regelung des Eheſcheidungsrechts über die Hemmungen 
hinweggehen muß, die ſich aus rein religiöſen Betrachtungen 
gegen die Löſung einer Ehe ergeben können. Andererſeits kann 
aber auch das Ziel der Reform nicht ſein, eine allgemeine Er⸗ 
leichterung der Eheſcheidung im Sinne individualiſtiſcher Ehe⸗ 
auffaſſung herbeizuführen. Denn wollte man jedem Ehegatten, 


Allgemeines 27 


der in der Ehe nicht das volle von ihm erwartete perſönliche 
Glück findet, ermöglichen, von ſeiner Ehe frei zu werden, ſo 
würde man den Wert der Ehe herabſetzen, man würde bei den 
Volksgenoſſen das Gefühl für die heilige Pflicht, aus ihrer Ehe 
das Beſte zu machen und ſich mit Unzulänglichkeiten des Ge⸗ 
fährten abzufinden, ſtatt zu ſtärken abſchwächen. Das Ziel kann 
daher nur ſein, es zu ermöglichen, daß eine Ehe, die für die 
Volksgemeinſchaft wertlos geworden iſt, die auch für die Ehe⸗ 
gatten, die ſich ihrer ſittlichen Pflichten in vollem Maße bewußt 
ſind, nicht mehr zu einem rechten ehelichen Gemeinſchaftsleben 
führen kann, auf einem ehrlichen Wege lösbar wird. 

Die ſchwierigſte Frage iſt jedoch die, auf welchem Wege dieſes 
Ziel am beſten erreichbar iſt, ob man an dem geltenden Grund⸗ 
ſatz, die Eheſcheidungsgründe kaſuiſtiſch aufzuzählen, feſthalten 
und bei der Ausgeſtaltung der einzelnen Gründe der neuen 
Anſchauung Rechnung tragen oder von einer Kaſuiſtik ganz ab⸗ 
ſehen und generell jede Ehe für lösbar erklären ſoll, die ohne 
Rücksicht auf die Frage eines etwaigen Verſchuldens der Ehe⸗ 
ne fo zerrüttet ift, daß fie für die Volksgemeinſchaft keinen 

ert mehr beſitzt. Die letztgenannte, von beachtlichen Stellen 
empfohlene Regelung würde annehmbar ſein, wenn die große 
Mehrzahl der Volksgenoſſen von der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung ſchon ſo tief durchdrungen wäre, wie dies nach 
einer erſt fünfjährigen nationalſozialiſtiſchen Erziehungsarbeit 
noch nicht erwartet werden kann. Im gegenwärtigen Augenblick 
ergeben ſich gegen dieſe Löſung erhebliche Bedenken. Der 
Geſetzgeber würde die ihm ſelbſt obliegende Beantwortung 
der Frage, wann eine Ehe für die Volksgemeinſchaft wertlos 
geworden iſt, den einzelnen mit einer Eheſcheidung befaßten 
Gerichten überlaſſen, die ſicher zu ſehr abweichenden Löſungen 
gelangen würden. Vor allem aber erwächſt, wenn der Geſetz⸗ 
geber den Ehegatten ſagt, daß jede, auch ohne Schuld des 
Partners eingetretene tiefe Zerrüttung des ehelichen Ver⸗ 
hältniſſes die Scheidung rechtfertigt, die ſchon erwähnte, von 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung als unbedingt zu vermeidende 
Gefahr, daß der gute Wille der Ehegatten, aus Achtung vor der 
Einrichtung der Ehe ſich mit Unzulänglichkeiten des Gefährten 
abzufinden, weſentlich geſchwächt wird. Denn da das Führen 
einer glücklichen Ehe von beiden Ehegatten eine ſtändige Rück⸗ 
ſichtnahme und Überwindung eigenſüchtiger Regungen verlangt, 
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kann leicht auch der, der aus ſelbſtiſchen, vom gefunden Volks⸗ 
empfinden aus ſtreng zu mißbilligenden Gründen von ſeiner 
Ehe loskommen will, ohne nachweisbar grobe Verfehlungen 
zu begehen, den Zuſtand der Zerrüttung ſeines Ehelebens 
herbeiführen. Vor allem würde ein ausſchließlich auf dem 
Zerrüttungsgedanken fußendes Eheſcheidungsrecht die ein⸗ 
verſtändliche Scheidung faſt ſchrankenlos ermöglichen, da ein 
Richter, wenn ihm beide Ehegatten übereinſtimmend erklären, 
daß ihre Ehe zerrüttet ſei, ſchwerlich in der Lage ſein wird, eine 
gegenteilige Feſtſtellung zu treffen. 

Deshalb geht das Geſetz davon aus, daß die Durchſetzung 
der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung im Eheſcheidungsrecht zur 
Zeit nicht durch eine radikale Einführung des Zerrüttungs⸗ 
gedankens als einzigen Scheidungsgrundes die zur Zeit einen 
Sprung ins Dunkle bedeuten würde, ſondern beſſer durch 
einen Um⸗ und Ausbau der bisherigen Scheidungsgründe 
durchgeführt wird. N 

Scheie Daraus, daß bei dieſer Umgeſtaltung entſprechend den 
euer eingangs hervorgehobenen Zielen der Deren nicht mehr die 
Indibibualinterefſen der Ehegatten, ſondern der Wert, den 
eine 12 für die Volksgemeinſchaft hat, entſcheidend ſein wird, 

ergibt ſich zwar, daß das neue Eheſcheidungsrecht die Berechti⸗ 

gung des Scheidungsbegehrens eines Ehegatten nicht mehr in 

dem Umfange wie das alte von einer ſchuldhaften Pflicht⸗ 
verletzung des anderen abhängig machen kann. Auf der anderen 

Seite darf aber an der täglich zu beobachtenden Tatſache, daß 

von den Ehen, die für die Volksgemeinſchaft wertlos geworden 
ſind, weitaus die meiſten durch ſchwere Pflichtverletzungen des 
einen oder beider Ehegatten unhaltbar geworden ſind, nicht 
vorübergegangen werden. Deshalb ſtellt auch das neue Recht 
die Fälle der Scheidung infolge Verſchuldens in den Vorder⸗ 
grund. Dabei iſt der Ehebruch nach wie vor als abſoluter Schei⸗ 
Zu 8 47 dungsgrund aufrecht erhalten. Steht ſchon in der national- 
ſozialiſtiſchen Weltanſchauung ganz allgemein der Treugedanke 
im Vordergrund, ſo muß dies ganz beſonders für die Ehe 
gelten, deren eigentlicher Sinn und Wert in der Treupflicht 
des Ehegatten beſteht. Der Ehebruch als ſchwerſte Verletzung 
des Treugedankens bedeutet deshalb eine völlige Verneinung 
der rechten ehelichen Geſinnung und muß grundſätzlich zur Auf⸗ 
hebung der Ehe führen können. Gleichwohl trägt der Entwurf 
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dem Gedanken, daß nicht alle Ehebruchsfälle gleich zu werten 

ſind, weitgehend Rechnung. Der für alle Fälle, in denen eine 
Scheidung aus Verſchulden in Frage kommt, geltende $ 56, der Zu 98 47 
abweichend vom früheren Recht als Scheidungsausſchließungs⸗ 78 49, 
grund nicht nur die Verzeihung kennt, ſondern gleichwertig 
daneben den Umſtand ſtellt, daß der durch das ſchuldhafte Ver⸗ 

halten des anderen Ehegatten verletzte Gatte die Verfehlung 

nicht als ehezerrüttend empfunden hat, gilt auch für den Ehe⸗ 

bruch. Da das Gericht Umſtände, die zur Erhaltung der Ehe 
dienen können, von Amts wegen zu ermitteln hat, wird alſo 

in jedem Falle, in dem die Scheidung wegen Ehebruchs begehrt 

wird, das Gericht prüfen müſſen, ob der Ehegatte, der die 
Scheidung begehrt, den Ehebruch auch wirklich als ehezer⸗ 
rüttend empfunden hat oder ob er nicht dies zur Erleichterung 

der aus ganz anderen Gründen ihm erwünſchten Scheidung 
wahrheitswidrig vorſchützt. Ferner ſchließt 5 47 Abſ. 2 die 

1 5 wegen den nicht nur wie das bisherige Recht 

in den Fällen aus, in denen der klagende Ehegatte dem Ehe⸗ 

bruch zugeſtimmt hat, ſondern auch dann, wenn er durch ſein 
Verhalten den Ehebruch abſichtlich ermöglicht oder erleichtert 

hat. Damit werden z. B. die Fälle getroffen, in denen eine Ehe⸗ 

gatte, der aus ganz anderen Gründen geſchieden werden will, 

den beklagten Ehegatten, um eine bequeme Scheidung zu 
erreichen, abſichtlich in Verſuchung geführt hat. 

» Um dem Gedanken Rechnung zu tragen, daß die Ehe in erſter Zu 8 48 
Linie der Volkserhaltung und »vermehrung dient, iſt im 5 48 

als neuer abſoluter Scheidungsgrund der Fall angeführt, daß 

ein Ehegatte ſich ohne triftigen Grund beharrlich weigert, Nach⸗ 
kommenſchaft zu erzeugen oder zu empfangen, oder daß er 
rechtswidrig Mittel zur Verhinderung der Geburt anwendet 

oder anwenden läßt. Neben dieſen Fällen find weitere abſolute Zu 8 40 
Scheidungsgründe nicht aufgeführt. Von einer beſonderen Er⸗ 
wähnung der in den geltenden $$ 1565, 1566 BGB. aufge⸗ 
führten weiteren Verfehlungen als abſoluter Scheidungsgründe 

iſt deshalb abgeſehen, weil dieſe Verfehlungen ſo ſchwer ſind, 

daß in aller Regel jedes Gericht auch unter dem Geſichtspunk 

des im folgenden zu erörternden 9 49 zu einer Eheſcheidung 
gelangen wird. $ 49 enthält, wie der heutige $ 1568 BGB., eine 
allgemeine TS die in den Fällen die Eheſcheidung 
ermöglicht, in denen der beklagte Ehegatte durch ſchwere Ehe⸗ 
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verfehlungen oder durch ehrloſes oder unſittliches Verhalten 
die Ehe ſchuldhaft ſo tief zerrüttet hat, daß die Wiederher⸗ 
ſtellung einer ihrem Weſen entſprechenden Lebensgemeinſchaft 
nicht erwartet werden kann. Der Hauptunterſchied der Faſſung 
dieſer Vorſchrift von der des geltenden $ 1568 BGB. beſteht 
darin, daß an Stelle des Begriffs der Zumutung, der in indi⸗ 
vidualiſtiſcher Betrachtungsweiſe das Intereſſe der beteiligten 
Ehegatten in den Vordergrund ſtellt, der Begriff der ſittlichen 
Rechtfertigung des Scheidungsbegehrens tritt. Dabei iſt nach 
dem Sinn des 9 49 das Verhalten beider Ehegatten abzuwägen, 
und es wird die Scheidung wegen einer Eheverfehlung nament⸗ 
lich dann abzulehnen ſein, wenn dieſe Verfehlung erſt durch 
ſchuldhaftes Verhalten des anderen hervorgerufen iſt und man 
annehmen kann, daß, wenn ſich der klagende Ehegatte ent⸗ 
ſchließt, ſeinerſeits in ſeinem künftigen Verhalten die rechte 
eheliche Geſinnung zu betätigen, eine Wiederherſtellung des 
ehelichen Friedens ohne weiteres erwartet werden kann. 
Zu 3880 Wie ſchon erwähnt worden, muß der Entſchluß, künftig nicht 
bis BB mehr das Individualintereſſe der Ehegatten für die ene enn de 
frage allein entſcheiden, ſondern den Wert der ae für die 
Volksgemeinſchaft in den Vordergrund treten zu laſſen, dahin 
führen, daß in weiterem Umfange als bisher eine Eheſcheidung 
ohne Verſchulden ermöglicht wird. Zu den kraſſeſten Fällen, 
Zu 8 50 die unter dieſem Geſichtspunkt dringend einer anderen Regelung 
als im früheren Recht bedürfen, gehören diejenigen, in denen 
ein Ehegatte dem anderen gegenüber ein zänkiſches oder ſonſt 
ehewidriges Verhalten betätigt, das ein rechtes eheliches Zu⸗ 
ſammenleben auf die Dauer völlig unmöglich macht, das aber 
nach geltendem Recht zu einer Scheidung deshalb nicht führen 
konnte, weil der den Ehefrieden ſtörende Gatte wegen einer 
krankhaften geiſtigen Veranlagung, z. B. wegen Hyſterie, für 
ſein Tun nicht verantwortlich gemacht werden konnte, ſeine 
ehelichen Verfehlungen alſo nicht ſchuldhaft im Sinne des 
8 1568 BGB. waren. Hier ermöglicht der neue 3 50 auch für 
ſolche Fälle eine Scheidung und beſeitigt dadurch allein ſchon 
den größten Teil der Übelſtände, die ſich daraus ergeben hatten, 
daß das geltende Recht, von dem Fall ſchwerer Geiſteskrankheit 
abgeſehen, eine Eheſcheidung nur wegen Verſchuldens ermög⸗ 
Zu 8 61 licht hat. Auch die Vorſchrift über die Scheidung wegen ſchwerer 
Geiſteskrankheit (81569 BGB.) iſt inſofern abweichend vom. 
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geltenden Recht geregelt als nur auf die Schwere und Unheil⸗ 
barkeit der Erkrankung, nicht aber mehr darauf abgeſtellt iſt, 
daß die Erkrankung, ehe die Scheidung begehrt werden kann, 
ſchon drei Jahre beſtanden haben muß. Es erſcheint weiter 
angebracht, als einen neuen Scheidungsgrund den Fall einzu⸗ Zu 8 52 
fügen ($ 52), daß ein Ehegatte an einer ſchweren anſteckenden 
oder ekelerregenden Krankheit leidet und ihre Heilung oder die 
Beſeitigung der Anſteckungsgefahr in abſehbarer Zeit nicht er⸗ 
wartet werden kann. Denn wenn auch vielfach den an einer 
ſolchen Krankheit Leidenden kein Verſchulden trifft, ſo machen 
doch derartige Krankheiten ein rechtes eheliches Zuſammen⸗ 
leben unmöglich, ſo daß in ſolchen Fällen Sinn und Zweck der 
Ehe nicht mehr verwirklicht werden kann. Hier erſcheint es an⸗ 
gebracht, eine Scheidung zu ermöglichen. Das gleiche mußte Zu 8 53 
auch für die Fälle gelten, in denen ein Ehegatte vorzeitig un⸗ 
fruchtbar wird, weil auch dann der wichtigſte Zweck der Ehe 
nicht mehr erfüllbar iſt. Allerdings war hier eine Einſchränkung 
zu machen für den Fall, daß aus der Ehe bereits erbgeſunde 
eheliche Nachkommenſchaft vorhanden if Dieſem Fall wurde 
aus menſchlichen Erwägungen der Fall gleichgeſtellt, daß die 
kinderlos gebliebenen Ehegatten ein abge undes Kind gemein⸗ 
ſchaftlich an Kindes Statt angenommen haben. Denn einmal 
wird eine ſolche Kindesannahme in der Regel erſt dann ſtatt⸗ 
gefunden haben, wenn ſich die Ehegatten mit der Unfruchtbar⸗ 
keit ihrer Ehe innerlich abgefunden haben, und andererſeits 
würde es eine große Härte für das Kind bedeuten, wenn es 
lediglich wegen der Unfruchtbarkeit der Ehe ſeiner Adoptiv⸗ 
eltern das Elternhaus, das es durch die Adoption erlangt hat 
und erlangen ſoll, wieder verlieren würde. Offenbar notwendig 
erſcheint es ferner, das Scheidungsrecht wegen Unfruchtbarkeit 
auch für den Fall auszuſchließen, daß derjenige, der die Schei⸗ 
dung begehrt, ſelbſt unfruchtbar iſt oder aus geſundheitlichen 
Gründen nicht in der Lage ſein würde, eine neue Ehe einzugehen 
(5 53 Abſ. 3). 

Auch trotz der vorerwähnten Einſchränkung find Fälle denk⸗ Zu 8 84 
bar, in denen die Scheidung aus Gründen, die nicht auf dem 
Verſchulden des anderen Ehegatten beruhen, eine grobe nicht 
zu verantwortende Härte gegen den betroffenen Ehegatten. 
bedeuten würde. Deshalb iſt in $ 54 zur Vermeidung von Härten 
noch eine beſondere Vorſchrift geſchaffen worden, die die Fälle. 
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trifft, in denen das Scheidungsbegehren ſittlich nicht gerecht⸗ 
fertigt erſcheint. Es ſind Fälle denkbar, in denen das höhere ſitt⸗ 
liche Gebot der Treupflicht das Verlangen rechtfertigt, daß ein 
Ehegatte auch dann noch an der Ehe feſthält, wenn an ſich einer 
der in $$ 50 bis 53 aufgeführten Scheidungsgründe gegeben iſt. 
Hierbei können die verſchiedenſten Umſtände ausſchlaggebend 
ſein, ſo die lange Dauer, innerhalb deren die Ehe ſchon glücklich 
beſtanden hat, ehe der Umſtand eintrat, der an ſich die Scheidung 
rechtfertigen würde, z. B. wenn nach 30 jähriger Ehe erſt im 
hohen Alter der eine Ehegatte in Geiſteskrankheit verfällt. 
Ebenſo können aber auch die Umſtände, unter denen der Schei⸗ 
dungsgrund eingetreten iſt, ausſchlaggebend ſein. Man denke 
etwa an den Fall, daß der Ehemann wegen einer Verwundung, 
die er in Verteidigung des Vaterlandes erlitten hat, vorzeitig 
unfruchtbar wurde, oder an den Fall, daß eine Ehefrau bei Er⸗ 
füllung ihrer Mutterpflicht bei einer ſchweren Fehlgeburt, die 
in keiner Weiſe von ihr vberſchuldet war, unfruchtbar geworden tft. 
er alle u Fälle läßt $ 54 dem vernünftigen, am gefunden 
olksempfinden ausgerichteten Ermeſſen des Richters den 
Be Spielraum. 
chließlich trägt der Entwurf noch im $ 55 dem Umſtande 
Rechnung, daß es Fälle gibt, in denen, ohne daß einer der ein⸗ 
zeln aufgeführten Scheidungsgründe in Betracht kommt, die 
Ehegatten ſich innerlich ſo vollſtändig auseinandergelebt haben, 
daß mit einer Wiederherſtellung einer dem Weſen der Ehe ent⸗ 
ſprechenden e e dauernd nicht mehr gerechnet 
werden kann. Deshalb ermöglicht $ 55 die Scheidung in den 
Fällen, in denen die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten ſeit 
drei Jahren aufgehoben iſt und infolge einer tiefgreifenden 
unheilbaren Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes die Wieder⸗ 
herſtellung einer dem Weſen der Ehe entſprechenden Lebens⸗ 
gemeinſchaft nicht zu erwarten iſt. Dieſe Vorſchrift bedurfte 
indeſſen einer Einſchränkung, damit nicht ein Ehegatte durch 
ſchwere Eheverfehlungen die Zerrüttung herbeiführen und nach 
dreijähriger Trennung von dem anderen Ehegatten die Schei⸗ 
dung begehren kann. Wäre dies möglich, ſo würde namentlich 
ein Ehemann, der von ſeiner Frau nur loskommen will, weil er 
eine jüngere und reizvollere gefunden hat, das Ziel der Vereini⸗ 
gung mit dieſer anderen Frau durch eine Art Verſtoßung der 
erſten Frau erreichen können. Deshalb ſchreibt $ 55 Abſ. 2 Satz 1 
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vor, daß der Ehegatte, dem gegenüber die Scheidung aus § 55 
begehrt wird, ihr widerſprechen kann, wenn der Ehegatte, der 
die Scheidung verlangt, die Zerrüttung ganz oder überwiegend 
verſchuldet hat. Aber auch dieſer Satz bedurfte wieder einer Ein⸗ 
ſchränkung. Hat z. B. ein Ehegatte dadurch, daß er ein ehe⸗ 
widriges Verhältnis mit einer anderen Frau begann, ſeine eigene 
Frau zum Verlaſſen der häuslichen Gemeinſchaft gebracht, ſpäter 
aber ſeinen Fehltritt bereut und den beſten Willen gezeigt, 
wieder ein rechtes Eheleben zu beginnen, ſo kann es ſittlich un⸗ 
gerecht erſcheinen, wenn gleichwohl ſeine Frau einerſeits auf 
ihrem Trennungswillen beharrt und andererſeits ſich doch wei⸗ 
gert, auf eine Scheidung einzugehen. Deshalb ſieht Abſ. 2 Satz 2 
des $ 55 vor, daß der Widerſpruch gegen die Scheidung nicht zu 
beachten iſt, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe bei richtiger 
Würdigung des Weſens der Ehe und des geſamten Verhaltens 
beider Ehegatten ſittlich nicht gerechtfertigt iſt. Schon dieſe 
Vorſchrift beſeitigt zum größten Teil den ſchwerſten Mißſtand 
des geltenden Scheidungsrechts, der darin beſtand, daß Fälle 
vorkommen konnten, in denen eine Frau dauernd von ihrem 
Mann getrennt lebte und en bezog, ſich aber andererſeits 
weigerte, die eheliche Gemeinſchaft wiederherzuſtellen, ohne 
daß eine Möglichkeit für den Ehemann beſtand, eine ſolche Ehe, 
die in Wirklichkeit keine mehr war, zu löſen. Um dieſen Mißſtand 
vollends zu beſeitigen, iſt noch im $ 83 eine Ergänzung des 
§ 1353 BGB. vorgeſehen. Nach bisherigem Recht waren Fälle 
denkbar, in denen ein Ehegatte, in aller Regel war es die Ehe⸗ 
frau, wegen einer Verfehlung des anderen die Herſtellung der 
ehelichen Gemeinſchaft verweigerte, obwohl ihr Scheidungs⸗ 
recht wegen Friſtablaufs erloſchen war. Sie ſtützte ſich dann dar⸗ 
auf, daß wegen dec begangenen Eheverfehlungen das Verlangen 
der Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft einen Miß⸗ 
brauch darſtelle. Um ſolchen Möglichkeiten klar entgegen⸗ 
utreten, ſieht der neue $ 1353 Abſ. 2 Satz 3 vor, daß derjenige, gu 8 83 
125 ſein Scheidungsrecht durch Verzeihung oder Friſtablauf 
verloren hat, allein aus der Tatſache, die das Scheidungsrecht 
begründet hatte, ein Recht, die Herſtellung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft zu verweigern, nicht herleiten darf. Hat alſo beiſpiels⸗ 
weiſe ein Ehemann, der durch ein ehebrecheriſches Verhältnis 
die Trennung von ſeiner Frau verſchuldet hat, das Verhältnis 
gelöſt und zeigt er den ernſten Willen, künftig von derartigen 
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Verfehlungen abzulaſſen und eine rechte eheliche Gemeinſchaft 
mit ſeiner Frau wiederherzuſtellen, ſo kann ſie wegen des ver⸗ 
gangenen, für eine Scheidungsklage nicht mehr verwertbaren 
Ehebruchs allein die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft 
nicht mehr verweigern. Tut ſie es dennoch, ſo begeht ſie ſelbſt 
eine ſchwere Eheverfehlung und berechtigt damit den Ehemann, 
ſeinerſeits auf Scheidung zu klagen. Bei dieſer Gelegenheit ſei 
darauf hingewieſen, daß für die Scheidung wegen ſog. bös⸗ 
williger Verlaſſung die frühere ſchon allein wegen ihrer Um⸗ 
ſtändlichkeit wenig zweckmäßige Regelung ($ 1567 BGB.) nicht 
mehr beibehalten iſt. Die böswillige Verlaſſung bildet vielmehr 
nur einen Fall der in $ 49 des Entwurfs geregelten „ſonſtigen 
Eheverfehlungen“. Wann eine böswillige Verlaſſung vorliegt 
und wie lange ſie gedauert haben muß, um für eine die el 
unmittelbar rechtfertigende Verfehlung zu gelten, hat deshal 
künftig der Richter nach freiem Ermeſſen zu beurteilen. 
Klage Sit ein Grund zur Scheidung einer Ehe einmal eingetreten, 
friſten ſo darf er die Ehe nicht dauernd mit der Gefahr der Zerſtörun 
8 Ne 58 bedrohen. Eine Befriſtung des Scheidungsrechts iſt zwar bei 
57,88 den Gründen, die eine Scheidung der Ehe unabhängig von dem 
Verſchulden eines Ehegatten ermöglichen, nicht in jedem Falle 
durchführbar. Dies gilt vor allem für die Fälle, in denen die 
Scheidung wegen Geiſteskrankheit, wegen geiſtiger Störungen, 
wegen einer anſteckenden oder ekelerregenden Krankheit oder 
auch wegen Auflöſung der häuslichen Gemeinſchaft begehrt 
werden kann. Denn das Scheidungsrecht wird hier aus einem 
immerwährenden Zuſtand hergeleitet, der ſeinem Weſen nach 
eine eheliche Lebensgemeinſchaft unmöglich macht oder wenig⸗ 
ſtens ernſtlich in Frage ſtellt. Für den Scheidungsgrund der 
Unfruchtbarkeit trifft dieſer Geſichtspunkt in der Mehrzahl der 
Fälle nicht zu; für ihn iſt deshalb wie bei den auf Verſchulden 
beruhenden Gründen vorgeſehen, daß das Scheidungsrecht nach 
Ablauf einer beſtimmten Friſt erliſcht. Gegenüber einem Ehe⸗ 
gatten, der eine Cheverfehlung begangen hat, ſoll der Verluſt 
des Scheidungsrechts wie bisher eintreten, wenn der andere 
Gatte die Scheidungsklage nicht binnen 6 Monaten erhoben hat, 
nachdem er Kenntnis von der Eheverfehlung erlangt hat. Dieſe 
kurze Friſt ſoll jedoch nur laufen, ſolange die Eheleute noch in 
häuslicher Gemeinſchaft miteinander leben. Anderenfalls ſoll 
die Friſt erſt beginnen, wenn der ſcheidungsberechtigte Gatte 
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von dem Schuldigen aufgefordert worden ift, ſich darüber zu 
entſcheiden, ob er die Ehe weiterführen oder die Scheidungs⸗ 
klage erheben will. Da in der Regel erwartet werden kann, daß 
ein Ehegatte über eine Verfehlung, die ſehr lange Zeit zurück⸗ 
liegt, dann hinwegſehen wird, wenn der ſchuldige Teil ſich im 
übrigen wohl verhalten hat, ſoll die Scheidung auch künftig 
grundſätzlich immer ausgeſchloſſen ſein, wenn ſeit dem Eintritt 
des Scheidungsgrundes zehn Jahre verſtrichen ſind. Dieſe Be⸗ 
ſchränkung kann nur dann nicht gelten, wenn ſich ein Ehegatte 
eines Ehebruchs ſchuldig gemacht hat, der zugleich ein Verbrechen 
der Raſſenſchande darſtellt. Für die Fälle der Unfruchtbarkeit 
iſt die Klagefriſt auf ein Jahr erweitert, da eine Überlegungsfriſt 
von nur ſechs Monaten mit Rückſicht auf die Tragweite des 
Entſchluſſes, die Scheidung gegenüber dem ſchuldloſen Ehe⸗ 
gatten herbeizuführen, zu kurz erſcheinen muß. Die Jahresfriſt 
ſoll mit dem Zeitpunkt beginnen, in dem der geſunde Ehegatte 
Kenntnis von der Unfruchtbarkeit des anderen erlangt oder in 
dem er den Wegfall des Grundes erfährt, der bisher eine Schei⸗ 
dung ausſchloß, z. B. den Tod eines gemeinſamen ehelichen oder 
eines gemeinſam von den Ehegatten an Kindes Statt angenom⸗ 
menen Kindes. Unabhängig davon, ob ein Ehegatte Kenntnis 
von der Unfruchtbarkeit des anderen oder von dem Wegfall des 
die Scheidung wegen Unfruchtbarkeit ausſchließenden Grundes 
hat, ſoll der Beſtand der Ehe, in der ein Partner nachträglich 
unfruchtbar geworden iſt, nicht mehr in Frage geſtellt werden 
können, wenn dieſe Ehe bereits zehn Jahre beſtanden hat und 
der ſcheidungsberechtigte Ehegatte das dreißigſte Lebensjahr 
vollendet hat. Durch dieſe doppelte Vorausſetzung für den end⸗ 
gültigen Untergang des Scheidungsrechts wird einerſeits ge⸗ 
währleiſtet, daß langjährige Ehen, die — abgeſehen von der 
Kinderloſigkeit — alle Vorausſetzungen einer rechten Ehe 
erfüllen und die in einer mehr als zehn Jahre dauernden Be⸗ 
währung beſtanden haben, erhalten bleiben; andererſeits mußte 
einem geſunden Ehegatten, der in ſehr jungen Jahren geheiratet 
hat, wenigſtens bis zur Vollendung ſeines dreißigſten Lebens⸗ 
jahres die Möglichkeit erhalten werden, ſich von einem unfrucht⸗ 
baren Ehegatten zu trennen und eine neue Ehe zu gründen. 
Die nachträgliche Geltendmachung von Scheidungsgründen Zu s 59 
iſt in $ 59 entſprechend den bisherigen Beſtimmungen in den 
§8 1572, 1573 BGB. geregelt. Mit Rückſicht darauf, daß die 
3* 
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Scheidung wegen Unfruchtbarkeit nur innerhalb beſtimmter 
Friſten begehrt werden kann, mußte auch die nachträgliche 
Geltendmachung dieſes Scheidungsgrundes für den Fall noch 
zugelaſſen werden, daß die Scheidungsklage vor Ablauf dieſer 
2 erhoben, aber nicht von Anfang an auf die Unfruchtbar⸗ 
eit geſtützt worden war. Abgeſehen von dieſem Fall follenSchei- 
dungsgründe, die auf einem Verſchulden beruhen, nach Ablauf 
der für ſie beſtimmten Friſt nur dann noch nachträglich geltend 
gemacht werden können, wenn ſie zur Unterſtützung einer recht⸗ 
zeitig erhobenen, auf andere Eheverfehlungen gegründeten 
Scheidungsklage vorgebracht werden. 

Auch unter der Herrſchaft eines Scheidungsrechts, das in 
weiteſtem Umfang eine Scheidung ohne Verſchulden kennt, wird 
die Feſtſtellung, welchen der beiden Ehegatten eine Schuld an 
der Scheidung trifft, von überragender Bedeutung bleiben. 
Dieſe Feſtſtellung verſchafft nicht nur dem ſchuldloſen Ehegatten 
Genugtuung gegenüber dem Schuldigen; ſie ermöglicht dar⸗ 
über hinaus überhaupt erſt eine gerechte Ordnung der Schei⸗ 
dungsfolgen. Die Grundlage für ſie muß in allen Fällen, in 
denen die Schuld eines Ehegatten an der Zerſtörung der Ehe 
nachweisbar 5 durch den Schuldausſpruch des Scheidungs⸗ 
urteils geſchaffen werden. Dieſer Ausſpruch richtete ſich wie bis⸗ 
55 gegen den beklagten Ehegatten, wenn die Ehe aus ſeinem 

erſchulden geſchieden wird. Iſt eine Widerklage erhoben und 
wird die Ehe wegen des Verſchuldens beider Ehegatten geſchie⸗ 
den, ſo ſollen beide für ſchuldig erklärt werden; da aber im 
Hinblick auf die Abhängigkeit der Scheidungsfolgen vom Schuld⸗ 
ausſpruch die gleichmäßige Verteilung der Schuld auf beide 
Ehegatten zu unbilligen Ergebniſſen führen muß, wenn die 
Schuld des einen erheblich größer als die des anderen iſt, ſoll in 
ſolchen Fällen im Schuldausſpruch auch feſtgeſtellt werden, daß 
die Schuld des einen Ehegatten überwiegt. Die gleichen Feſt⸗ 
ſtellungen ſind zugelaſſen, wenn der beklagte Ehegatte, ohne 
Widerklage zu erheben, den Antrag auf Mitſchuldigerklärung 
des Klägers geſtellt hat. Zum Unterſchied von der bisherigen 
Regelung ſoll aber die Mitſchuldigerklärung nicht mehr von dem 
häufig zufälligen oder gar der willkürlichen Beeinfluſſung durch 
die Parteien ausgeſetzten Umſtand abhängen, ob ſich die Ver⸗ 
fehlungen während einer gewiſſen Zeit unverziehen und un⸗ 
verjährt gegenüberſtanden oder nicht. Dem Mitſchuldantrag iſt 


Scheidungsfolgen 87 


vielmehr in jedem Falle ſtattzugeben, in dem die Mitſchuldig⸗ 
erklärung der Billigkeit entſpricht; darüber hinaus iſt die Mit⸗ 
ſchuld immer auszuſprechen, wenn die Verfehlung des Klägers 
im Zeitpunkt der Klageerhebung noch nicht verziehen und noch 
nicht verjährt war. Die gleichen Grundſätze gelten nach $ 61 auch 
in den Fällen, in denen die Ehe aus einem Grunde geſchieden 
wird, der ein Verſchulden des Beklagten nicht vorausſetzt, mit 
dem Unterſchied, daß an Stelle des Mitſchuldausſpruchs der 
einfache Schuldausſpruch tritt. 

Die namensrechtlichen Folgen der Scheidung bleiben für die Schei. 
Frau im weſentlichen die gleichen wie bisher. Der Grundſatz, folgen) 
daß die geſchiedene Frau den Familiennamen des Mannes Zu 0 67 
behält, iſt aufrechterhalten. Sit die Frau für allein oder für über⸗ bis 65 
wiegend ſchuldig erklärt, ſo kann ihr der Mann wie bisher durch 
öffentlich beglaubigte Erklärung gegenüber dem Standesbeamten 
die Weiterführung ſeines Namens unterſagen mit dem Erfolg, 
daß die Frau mit dem Verluſt des Mannesnamens ihren früheren 
Familiennamen wiedererlangt. Im übrigen bleibt jeder ge- 
ſchiedenen Frau die freiwillige Wiederannahme ihres Mädchen⸗ 
namens geſtattet. Einen früheren Ehenamen ſoll ſie dagegen nur 
dann wieder annehmen dürfen, wenn aus der früheren Ehe 
Nachkommenſchaft vorhanden iſt: iſt die Frau aber bei der 
Scheidung der ſpäteren Ehe für allein oder für überwiegend 
ſchuldig erklärt, ſo muß ihr die Wiederannahme des früheren 
Ehenamens wie bisher verwehrt bleiben. Mit Rückſicht auf den 
Mann und ſeine Sippe iſt ferner für die Fälle, in denen die Frau 
an ſich zur Weiterführung des Mannesnamens oder zur Führung 
eines früheren Ehenamens berechtigt wäre, neu beſtimmt, daß 
ihr das Vormundſchaftsgericht auf Antrag die Weiterführung 
eines Mannesnamens unterſagen kann, wenn ſie ſich nach der 
Scheidung einer ſchweren Verfehlung gegen den Mann ſchuldig 
gemacht hat, deſſen Namen ſie führt; der Antrag kann von dem 
Mann und nach ſeinem Tode von einem ſeiner nahen An⸗ 
gehörigen auch dann geſtellt werden, wenn die Frau gegen den 
Willen des Antragſtellers einen ehrloſen oder unſittlichen Lebens⸗ 
wandel führt. 

Von der Regelung der gegenſeitigen Unterhaltsanſprüche Zu ss 66 
unter geſchiedenen Ehegatten hängt es häufig nicht nur ab, ob bis 69 
die Ehegatten, die in einer völlig zerſtörten und daher für die 
Volksgemeinſchaft wertloſen Ehe leben, ſich überhaupt dazu 
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entſchließen können, den entſcheidenden Schritt zu tun und die 
Scheidung der Ehe herbeizuführen. In noch viel größerem Maße 
iſt dieſe Regelung von Einfluß darauf, in welcher Weiſe und mit 
welchen Mitteln der Scheidungsſtreit von den Ehegatten durch⸗ 
gefochten wird. Die oft beklagte Schärfe, die in vielen Scheidungs⸗ 
prozeſſen hervortritt, entſpringt meiſt weniger aus der Erbitte⸗ 
rung über die Kränkungen, die ſich die Ehegatten in ihrer Ehe 
gegenſeitig zugefügt haben, als aus der Sorge des einen Teils 
vor dem Verluſt des Unterhaltsanſpruchs oder des anderen Teils 
vor der Belaftung mit einer ſchwer tragbaren Unterhaltsver⸗ 
pflichtung. Solche Beſorgniſſe erſcheinen angeſichts der geltenden 
Regelung der Unterhaltsfrage durchaus berechtigt, da hiernach 
nur der allein ſchuldig geſchiedene Gatte unterhaltspflichtig und 
nur der ſchuldlos geſchiedene Gatte unterhaltsberechtigt iſt. 
Dieſer Grundſatz muß zwar für alle die Fälle als richtig aner⸗ 
kannt und beibehalten werden, in denen die Schuld an dem 
Zuſammenbruch der Ehe klar und eindeutig ausſchließlich oder 
wenigſtens überwiegend einem Gatten zugeteilt werden kann. 
Die Starrheit der bisherigen Regelung, die Billigkeitserwägun⸗ 
gen nur Raum gibt, wenn der ſchuldige Ehegatte einem minder⸗ 
jährigen, unverheirateten Kind oder infolge ſeiner Wieder⸗ 
verheiratung einem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren 
hat ($ 1579 Abſ. 1 S. 2 BGB.), wirkt aber in allen den Fällen 
unbefriedigend, in denen die Schuld an der Zerſtörung der Ehe 
beide Gatten in gleichem Maße trifft, oder, wie im Falle der 
Scheidung wegen Geiſteskrankheit, keinem von ihnen aufgebür⸗ 
det werden kann. Hiernach erſchien eine neue gerechte Regelung 
notwendig. Dabei kann freilich nicht den hier und da laut ge⸗ 
wordenen Stimmen gefolgt werden, die ſogar dem allein⸗ 
ſchuldigen Ehegatten unter beſtimmten Vorausſetzungen einen, 
wenn auch nur vorübergehenden Unterhaltsanſpruch gegen den 
ſchuldloſen Teil gewähren wollen. Eine ſolche Maßnahme würde 
mit dem natürlichen Empfinden des Volkes und ſeiner Vor⸗ 
ſtellung von der Bedeutung der Rechte und Pflichten der Ehe⸗ 
gatten kaum vereinbar ſein und die Gefahr einer Schwächung 
der allgemeinen Ehemoral heraufbeſchwören. Die Voraus⸗ 
ſetzungen für den Unterhaltsanſpruch ſollen deshalb künftig 
nur inſoweit erleichtert werden, als eine Unterhaltspflicht unter 
geſchiedenen Ehegatten auch dann in Betracht kommt, wenn 
beide für ſchuldig, keiner von ihnen aber für überwiegend ſchuldig 
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erklärt iſt. Darüber hinaus iſt in Fortbildung der bisherigen 
Vorſchriften über die Unterhaltspflicht im Falle der Scheidung 
wegen Geiſteskrankheit dem ſchuldloſen Ehegatten, der von 
einem ihm gegen den anderen ebenfalls unſchuldigen Ehegatten 
zuſtehenden Scheidungsrecht mit Erfolg Gebrauch gemacht hat, 
eine Unterhaltspflicht auferlegt, die freilich mit Rückſicht auf 
den beſonderen Charakter dieſer Scheidungsgründe abweichend 
von der bisherigen Ausgeſtaltung auf eine Billigkeitsverpflich⸗ 
tung zurückgeführt iſt ($ 69 Abſ. 2). 

Eine den heutigen Auffaſſungen entſprechende Neuregelung 
geſetzlicher Unterhaltspflichten kann bei der Bemeſſung des 
Unterhalts nicht mehr einſeitig von den Lebensverhältniſſen 
des Berechtigten ausgehen. Zu einer gerechten Abſtufung der 
Unterhaltspflichten unter geſchiedenen Ehegatten wird man 
vielmehr nur gelangen, wenn der Begriff des ſtandesmäßigen 
Unterhalts als Ausgangspunkt preisgegeben und an ſeine Stelle 
bei der Bemeſſung des Unterhalts von dem Betrag ausgegangen 
wird, der nach den Lebensverhältniſſen beider Ehegatten der 
angemeſſene erſcheint. Abgeſehen hiervon iſt die unterſchiedliche 
Behandlung der Unterhaltspflicht des ſchuldigen Mannes gegen⸗ 
über der ſchuldlosen Frau einerſeits und der ſchuldigen Frau 
gegenüber dem ſchuldloſen Mann andererſeits beibehalten, da 
auch dem Manne künftig ein Unterhaltsanſpruch nur zuſtehen 
kann, wenn er außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. Aber 
auch für die Frau iſt die Verpflichtung, durch eigene Arbeit für 
ihren Unterhalt zu ſorgen, gegenüber der bisherigen Regelung 
weſentlich verſtärkt. Bei der Stellung, die der erwerbstätigen 
Frau heute im Wirtſchaftsleben wie überhaupt im ſozialen 
Gefüge des Volkes zukommt, und bei der heutigen Auffaſſung 
vom Werte der Arbeit als einer Verpflichtung gegenüber der 
Volksgemeinſchaft kann es für die Frage, ob eine unterhalts⸗ 
berechtigte geſchiedene Frau ſich hinſichtlich ihres Unterhalts⸗ 
bedarfs ganz oder zum Teil auf den Verdienſt durch eigene 
Arbeit verweiſen laſſen muß, nicht mehr darauf ankommen, ob 
eine Erwerbstätigkeit der Frau bei den Verhältniſſen, in denen 
die Gatten während beſtehender Ehe gelebt haben, üblich war 
oder nicht, ſondern nur darauf, ob bei gerechter Würdigung 
aller Umſtände eine Erwerbstätigkeit von der Frau erwartet 
werden kann oder nicht (5 66 Abſ. 1). 

Der Anſpruch auf den nach den Lebensverhältniſſen der 


Zu 8g 70 
bis 72 ſtimmen grundſätzlich mit dem bisher geltenden Recht überein. 
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Gatten angemeſſenen Unterhalt kann in zahlreichen Fällen nicht 
verwirklicht werden, weil der Verpflichtete außer ſeinen Ver⸗ 
bindlichkeiten gegenüber dem geſchiedenen Gatten auch noch 
andere Anſprüche zu befriedigen hat. Eine paſſende Löſung kann 
für dieſe Fälle nur gefunden werden, wenn bei der Bemeſſung 
des Unterhalts die Verhältniſſe des Einzelfalls ſorgfältig berück⸗ 
ſichtigt werden. In Vereinfachung der bisher bei konkurrierenden 
Anſprüchen geltenden Regelung iſt deshalb beſtimmt, daß der 
Unterhaltsanſpruch nach Billigkeit bemeſſen werden ſoll, ſobald 
der verpflichtete Ehegatte unter Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen durch die Gewährung des angemeſſenen Unter⸗ 
halts ſeinen eigenen angemeſſenen Unterhalt gefährden würde. 
Auch der Unterhaltsanſpruch, der, wie bereits hervorgehoben 
wurde, in den Fällen der Scheidung aus beiderſeitigem gleich⸗ 
wertigem Verſchulden vorgeſehen iſt, ſoll nur ein Billigkeits⸗ 
anſpruch ſein, und zwar in der Form eines Beitrags zum Unter⸗ 
halt des Bedürftigen. Bei der Bemeſſung dieſes Beitrags ſollen 
auch die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der unterhalts- 
flichtigen Verwandten des bedürftigen Ehegatten mitberück⸗ 
feht werden. Eine ähnliche Regelung iſt für die Fälle der 

Scheidung ohne Verſchulden in $ 69 Abf. 2 vorgeſehen. 
ie Vorſchriften über die Art der Unterhaltsgewährung 


Für die nunmehr monatlich vorauszahlbare Unterhaltsrente 
ſoll Sicherheit in jedem Falle zu leiſten ſein, in dem die Beſorgnis 
begründet iſt, daß der Verpflichtete ſich ſeiner Leiſtung entziehen 
werde. Eine Abfindung in Kapital braucht der Verpflichtete 
dagegen künftig nicht ſchon dann zu leiſten, wenn ein wichtiger 
Grund ein dahingehendes Verlangen berechtigt erſcheinen läßt; 


die Abfindung muß vielmehr für ihn auch tragbar ſein. Unterhalt 


für die Vergangenheit oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
im Falle des Verzugs ſoll für eine länger als ein Jahr vor der 
Rechtshängigkeit liegende Zeit nur gefordert werden können, 
ſoweit anzunehmen iſt, daß der Verpflichtete ſich ſeiner Leiſtung 
abſichtlich entzogen hat. 


Zu g 78 Unter beſtimmten, der bisherigen Regelung entſprechenden 
vis 78 Vorausſetzungen erleidet der Unterhaltsanſpruch eine Begren⸗ 


zung. Die Begrenzung auf den notdürftigen Unterhalt tritt ein, 
wenn der Berechtigte infolge ſittlichen Verſchuldens bedürftig 
geworden iſt; auf eine Erhöhung ſeines Unterhaltsbedarfs ſoll 
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ſich der Berechtigte aber auch dann nicht berufen können, wenn 
er den Mehrbedarf durch eigenes grobes Verſchulden, z. B. durch 
grob fahrläſſige Herbeiführung eines Unfalls, herbeigeführt hat. 
Der Unterhaltsanſpruch ſoll ferner, dem allgemeinen Rechts⸗ 
gedanken der Verwirkung entſprechend, völlig untergehen, wenn 
der Berechtigte ſich nach der Scheidung einer ſchweren Verfeh⸗ 
lung gegen den Verpflichteten ſchuldig macht oder gegen deſſen 
Willen einen ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel führt. Für 
die Fälle der Wiederverheiratung des Berechtigten und des 
Todes des Verpflichteten iſt die bisherige Regelung aufrecht⸗ 
erhalten. Das gleiche gilt für den Fall des Todes des Berech⸗ 
tigten, jedoch mit der Maßgabe, daß der Verpflichtete die Be⸗ 
ſtattungskoſten, ſoweit ſie nicht von den Erben zu erlangen ſind, „ 
nur zu erſtatten hat, wenn dies der Billigkeit entſpricht. Durch 
$ 78 Abſ. 1 iſt klargeſtellt, daß beim Tode des Verpflichteten die 
Unterhaltspflicht auf feine Erben als Nachlaßverbindlichkeit 
übergeht; im übrigen iſt die bisherige Regelung dadurch ver⸗ 
einfacht, daß der Erbe immer die Herabſetzung des angemeſſenen 
Unterhalts auf einen Betrag verlangen kann, der bei Berück⸗ 
ichtigung der Verhältniſſe des Erben und der Ertragsfähigkeit 
es Nachlaſſes der Billigkeit entſpricht. Die Verpflichtung zur 
Leiſtung eines Unterhaltsbeitrags, der einem für mitſchuldig 
erklärten Ehegatten zugunſten des anderen mitſchuldigen Ehe⸗ 
gatten auferlegt worden war, ſoll mit dem Tode des Verpflich⸗ 
teten erlöſchen. 

Die Vorſchrift des $ 1584 BGB., wonach Schenkungen, die 
einem allein ſchuldig geſchiedenen Ehegatten von dem anderen 
während des Brautſtandes oder während der Ehe gemacht wor⸗ 
den waren, von dieſem widerrufen werden können, iſt wegen 
ihrer geringen praktiſchen Bedeutung nicht in das neue Geſetz 
übernommen. Eine Pflicht zur Leiſtung eines Beitrags zum Zu 8 70 
Unterhalt der Kinder iſt abweichend von der bisherigen Rege⸗ 
lung ($ 1585 BGB.) nunmehr auch für den Mann vorgeſehen. 

Im Hinblick auf die praktiſch beſonders bedeutſame, aber viel⸗Zu 8 80 
fach umſtrittene und auch durch die Rechtſprechung nicht end⸗ 
gültig geklärte Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen 
die Ehegatten bereits vor der Scheidung ihrer Ehe die gegen⸗ 
ſeitige Unterhaltspflicht durch Vereinbarung regeln können, iſt 
ſchließlich zur Klarſtellung beſtimmt, daß ſolche Vereinbarungen 
nicht ſchon deshalb als nichtig angeſehen werden dürfen, weil 
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ſie die Scheidung ermöglicht oder erleichtert haben. Verein⸗ 
barungen dieſer Art verſtoßen aber jedenfalls dann gegen die 
guten Sitten und ſind nichtig, wenn im Zuſammenhang mit 
ihnen die Ehegatten darüber einig geworden ſind, die Scheidung 
mit Hilfe eines vorgeſpiegelten Scheidungsgrundes oder unter 
Verſchweigung eines Scheidungsausſchließungsgrundes herbei⸗ 
zuführen, oder wenn der ſcheidungswillige Ehegatte die Bereit⸗ 
ſchaft des anderen, ſich ſcheiden zu laſſen, erkauft oder den 
anderen ſonſt in unlauterer Weiſe zur Scheidung gefügig ge⸗ 


macht hat. 
Zu 381, Das Schickſal der Kinder aus geſchiedenen Ehen hängt nach 
52 bisherigem Recht in aller Regel davon ab, welchen der Ehe⸗ 
gatten nach den Feſtſtellungen im Scheidungsurteil die Schuld 
an der Scheidung trifft. Dieſe Regelung, die das Wohl der 
Kinder dem Gedanken unterordnet, daß der ſchuldige Ehegatte 
durch die Fernhaltung von ſeinen Kindern für ſeine Verfehlungen 
beſtraft werden müſſe, kann in einem Familienrecht des heutigen 
Staates, der ſich die Förderung der heranwachſenden Jugend 
beſonders angelegen ſein läßt, keinen Platz mehr haben. Die 
Frage, welchem der geſchiedenen Ehegatten die Sorge für ein 
gemeinſchaftliches Kind anvertraut werden kann, muß vielmehr, 
unabhängig von dem Schuldausſpruch im Scheidungsurteil, in 
erſter Linie nach der Eignung der Ehegatten zu einer dem Wohl 
des Kindes förderlichen Erziehung beantwortet werden. Der 
Schuldausſpruch im Scheidungsurteil kann freilich hierbei nicht 
völlig unbeachtet bleiben, weil er jedenfalls gewiſſe Schlüſſe 
darauf zuläßt, ob ein Ehegatte erzieheriſches Vorbild für ſeine 
Kinder ſein kann oder nicht. Bei der Beſtimmung über die Ver⸗ 
leihung des Sorgerechts, die in jedem Falle dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht obliegt, ſoll deshalb dieſer Geſichtspunkt in erſter 
Linie berückſichtigt und dem allein oder überwiegend ſchuldigen 
Ehegatten das Sorgerecht nur übertragen werden, wenn dies 
aus beſonderen Gründen dem Wohl des Kindes dient. Ab⸗ 
geſehen von dieſem Fall iſt das Wohl des Kindes der ausſchließ⸗ 
liche Maßſtab, den das Vormundſchaftsgericht bei ſeiner Ent⸗ 
ſcheidung anzulegen hat. Geſchwiſter ſollen ferner grundſätzlich 
immer von dem gleichen Elternteil betreut werden, damit 
Störungen des Sippenbewußtſeins und des Zuſammengehörig⸗ 
keitsgefühls unter den Geſchwiſtern nach Möglichkeit vermieden 
werden. Für die Fälle, in denen das Vormundſchaftsgericht 
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keinen Elternteil zur Übernahme der Erziehung des Kindes für 
geeignet hält, iſt die Beſtellung eines Pflegers vorgeſehen. Der 
Grundſatz, daß der nicht ſorgeberechtigte Elternteil ein Recht 
zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde behält, iſt aufrecht⸗ 
erhalten; um aber Unzuträglichkeiten, die ſich erfahrungsgemäß 
leicht aus einer mißbräuchlichen Ausnutzung dieſer Befugnis 
ergeben, wirkungsvoll verhindern zu können, iſt nunmehr 
beſtimmt, daß das Vormundſchaftsgericht die Regelung des 
perſönlichen Verkehrs auch in der Weiſe geſtalten kann, daß der 
Verkehr für beſtimmte Zeit oder für dauernd unterbleiben muß, 
wenn dies aus beſonderen Gründen dem Wohl des Kindes dient. 

Hinſichtlich des Rechts der Sorge für das Vermögen des 
Kindes mußte es mit Rückſicht auf die zahlreichen rechtlichen 
Schwierigkeiten, die ſich bei einer gleichzeitigen Übertragung 
des Perſonen⸗ und Vermögensſorgerechts auf die Mutter er⸗ 
geben müſſen, ſolange die jetzt geltenden Vorſchriften über die 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen Eltern und Kindern noch fortbeſtehen, 
vorerſt bei der bisherigen Regelung belaſſen werden. 


C. Sondervorſchriften für Oſterreich. 


Die eee des Eherechts erfordert für die öſter⸗ 
reichiſchen Gebiete des Deutſchen Reiches beſondere Übergangs⸗ 
vorſchriften. Das bisherige öſterreichiſche Eherecht ruhte auf dem 
Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuch von 1811, das für die ein⸗ 
zelnen religiöſen Gruppen verſchiedene Löſungen gab, alſo auf 
dem mittelalterlichen Gedanken aufgebaut war, daß jeder 
Religionsgemeinſchaft ihr beſonderes Eherecht gebührt. Dieſes 
Eherecht war 1868 durch die Einführung der ſog. Not⸗ 
ziviltrauung ſowie 1870 durch Vorſchriften für die Ehen von 
Perſonen, die keiner Religionsgemeinſchaft angehören, in 
gewiſſem Maße den veränderten Zeitverhältniſſen angepaßt 
worden, war aber in ſeiner grundſätzlichen Einſtellung unberührt 
geblieben. Durch Art. VII des öſterreichiſchen Konkordats von 
1933 und ſeine Durchführungsgeſetzgebung war die konfeſſionelle 
Grundlage des öſterreichiſchen Eherechts auf das ſtärkſte dadurch 
unterſtrichen worden, daß alle vor einem katholiſchen Prieſter 
nach kanoniſchem Recht geſchloſſenen Ehen ſtaatliche Wirkſam⸗ 
keit erhielten. Dieſe techniſch äußerſt verwickelte, inhaltlich das 
geſunde Empfinden der Bevölkerung gröblich mißachtende 
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Rechtslage führte zu zahlreichen Unzuträglichkeiten. Die größten 
Mißſtände, die ſie mit ſich brachte und die zu beſeitigen keine 
der öſterreichiſchen Regierungen der Nachkriegszeit die Kraft 
und den Mut hatte, ſind folgende: 

1. Dadurch, daß die Eheſchließung nach Glaubensbekenntnis 
oder Weltanſchauung verſchieden geregelt war, wurde die Be⸗ 
völkerung nach religiöſen und weltanſchaulichen Gruppen zer⸗ 
ſplittert. Vor allem aber war es für einen Staat der heutigen 
Zeit unerträglich, daß die Eheſchließung vor einem weltlichen 
Organ nicht für alle Fälle zwingend vorgeſchrieben war. Denn 
die Bedeutung der Ehehinderniſſe, die Notwendigkeit der Füh⸗ 
rung ausführlicher und ſorgfältiger Regiſter machen es not⸗ 
wendig, die Vorbereitung der Eheſchließung und ihre Voll⸗ 
ziehung in die Hände von Organen des Staates zu legen. Noch 
mehr iſt dies für den völkiſchen Staat geboten, für den es heilige 
Pflicht ift, die Gründung der Familie zu überwachen und durch 
ſeine Organe vollziehen zu laſſen. 

2. Der Rechtsſatz, daß Ehen, bei deren Schließung auch nur 
ein Teil katholiſch geweſen, iſt, dem Band nach nicht trennbar 
find (8111 A BGB.), iſt mit der Auffaſſung des völkiſchen Staates 
vom Weſen der Ehe ebenfalls unvereinbar. Er widerſpricht vor 
allem ſeinen bevölkerungspolitiſchen Zielen und hat, was den 
einzelnen betrifft, Glück und Lebensfreude von Hunderttauſenden 
zum Opfer gefordert. Da die Ehe von Katholiken dem Bande 
nach nicht getrennt werden konnte, ſind in Oſterreich zehntauſende 
von Ehen von Tiſch und Bett geſchieden worden. Hier gilt es, 
auf dem ſchnellſten Wege die hiervon Betroffenen aus einer 
Verbindung ganz zu entlaſſen, die von ihnen nur noch als leere 
Form und Feſſel empfunden wurde. 

3. Die Unmöglichkeit, das Dogma von der Untrennbarkeit 
der katholiſchen Ehen im Leben des 20. Jahrhunderts durch⸗ 
zuführen, hat zu zahlreichen Auswegen und Umgehungen und 
damit zu einer gefährlichen Erſchütterung der Rechtsſicherheit 
geführt. Das in ſeinen Auswirkungen verhängnisvollſte Mittel, 
von dem beſonders ſeit 1918 ein weitgehender Gebrauch gemacht 
wurde, war die Schließung der ſog. Dispensehen. Von $ 83 
ABGB. ausgehend wurde eine anderweitige Verheiratung von 
Ehegatten dadurch ermöglicht, daß vom Ehehindernis des Ehe⸗ 
bandes Nachſicht erteilt wurde. Da nach einer die Unſicherheit 
der Zeit widerſpiegelnden Rechtſprechung ſich ſchließlich die 
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Meinung durchſetzte, daß die Erteilung dieſer Nachſicht ein 
abſolut nichtiger Verwaltungsakt ſei, wurden die von den dis⸗ 
penſierten Ehegatten abgeſchloſſenen ſpäteren Ehen als Doppel⸗ 
ehen und daher als nichtig betrachtet. Da jedermann die Gerichte 
auf die Nichtigkeit ſolcher Ehen aufmerkſam machen konnte und 
dieſe darauf zum Einſchreiten gezwungen waren, war dieſer 
Rechtszuſtand eine Quelle von Nötigungen, Erpreſſungen und 
anderer ſeeliſcher Pein für die durch ihn Betroffenen. Die Zahl 
der in Oſterreich derzeit beſtehenden Dispensehen wird auf 
etwa 50000 geſchätzt; es bedarf daher keines Hinweiſes darauf, 
wie weite Kreiſe der Bevölkerung durch dieſes Unrecht, das von 
keiner Regierung bekämpft worden iſt, betroffen ſind. 

Der Kern der Sondervorſchriften für Oſterreich dient der 
Beſeitigung aller dieſer Mißſtände. 


1. Das deutſche Perſonenſtandsrecht, wie es in dem neuen Zu 


Geſetz vom 3. November 1937 und ſeinen Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen niedergelegt iſt, wird in Oſterreich am 1. Januar 1939 
in Kraft treten. Nach liesen Regelung liegt die Regiſterführung 
und damit die Eheſchließung den Fe ob. Bis zu 
dieſem Zeitpunkte wird durch 5 99 die Eheſchließung in vollem 
Umfange den Bezirksbehörden übertragen, denen ſchon jetzt 
die Trauung dann zuſteht, wenn die Brautleute keiner geſetzlich 
anerkannten Kirche oder Religionsgemeinſchaft angehören, oder 
wenn der Seelſorger ohne ſtaatlich anerkannten Grund die Ehe⸗ 
ſchließung verweigert; bei dieſen Behörden find danach ſchon 
jetzt die erforderlichen Regiſter vorhanden; ebenſo verfügen ſie 
über die erforderlichen Geſetzeskenntniſſe. Im Burgenland liegen 
die Verhältniſſe noch einfacher; hier brauchte lediglich auf die 
vor 1934 bberſahrn Regelung zurückgegriffen zu werden. 


810% 


2. Die Überführung der Scheidungen von Tiſch und Bett in Zu 


Scheidungen dem Bande nach, die alſo den bisherigen Ehe⸗ 
partnern die Wiederverheiratung geſtatten, ſieht $ 115 vor. 
Jeder der Ehegatten kann bei dem zuſtändigen Bezirksgericht 
dieſe Überleitung beantragen. Dieſes prüft im außerſtreitigen 
Verfahren lediglich, ob eine Scheidung von Tiſch und Bett vor⸗ 
liegt und ob die Ehegatten ſich nicht wieder vereinigt haben. 
Sind dieſe Vorausſetzungen gegeben, ſo ſpricht es durch Beſchluß 
die Scheidung der Ehe dem Bande IH aus. Auf dieſe Weiſe 
iſt eine raſche Liquidierung der Scheidungen von Tiſch und Bett 
in allen Fällen geſichert, in denen auch nur ein Teil die Trennung 


9 114 
bis 


88 
bis 


Zu 
121 


127 


46 1. Begründung. C. Sondervorſchriften für Oſterreich 


dem Bande nach wünſcht. Eine neue Aufrollung des alten Streit⸗ 


ſtoffes iſt nicht zugelaſſen; ſie würde Gerichte und Parteien in 
gleicher Weiſe belaſten und, im großen geſehen, ohne befriedende 
Wirkung ſein. Beſtehende Verſorgungs⸗ und Erbanſprüche 
bleiben gewahrt. Hinſichtlich des Unterhalts bleibt es bei den 
alten Vereinbarungen; iſt nichts vereinbart, ſo gelten die Be⸗ 
ſtimmungen des neuen Geſetzes. Dem neuen Eherecht iſt die 
Scheidung von Tiſch und Bett nicht mehr bekannt. 

3. Auch bei den Dispensehen ſtand vor dem Geſetzgeber über 
allem das Gebot, daß dieſer ſchlechterdings unerträgliche Rechts⸗ 
zuſtand in kürzeſter Friſt bereinigt werden muß. Das Geſetz 
arbeitet daher mit ſehr kurzen Friſten und ſichert bis zum 
1. Januar 1939 die Beſeitigung dieſes am deutſchen Volke Oſter⸗ 
reichs begangenen bitteren Unrechts. Es konnte nicht zweifel⸗ 
haft ſein, daß die geſetzgeberiſche Löſung die Legaliſierung der 
beſtehenden Dispensehen ſein mußte. Legaliſiert konnten aber 
von den unter Nachſicht geſchloſſenen Ehen nur die werden, in 
denen die Partner an einem beſtimmten Stichtag wirklich wie 
Ehegatten zuſammen gelebt haben. Es werden demnach die 
Fälle ausgeſchieden, in denen die Gatten der ſpäteren Ehe be 
bereits wieder getrennt haben, ſei es, daß ſie zu den Gatten der 
früheren Ehe zurückgekehrt ſind, ſei es, daß ſie lediglich die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft aufgegeben haben. Da es nun nicht möglich 
iſt, vom Staate aus ſämtliche mit Nachſicht vom Ehehindernis 
des Ehebandes eingegangenen Ehen daraufhin durchzupküfen, 
ob an einem beſtimmten Stichtag ihre Partner noch zuſammen⸗ 
lebten, hat das Geſetz in $ 121 den folgenden Weg gewählt: 
Sämtliche mit Nachſicht eingegangenen Ehen gelten als gültig, 
wenn nicht von einem der Beteiligten der Antrag auf Nichtig⸗ 
keit der Ehe geſtellt wird. Dieſer Antrag kann nur damit be⸗ 
gründet werden, daß die Ehegatten am 1. April 1938 und, wenn 
einer der Ehegatten vorher geſtorben iſt, bei deſſen Tode nicht 
mehr wie Eheleute zuſammenlebten. Ein ſo weit zurückliegender 
Termin wurde gewählt, damit nicht das echte Bild der tatſäch⸗ 
lichen Geſtaltung einer Dispensehe durch Maßnahmen verfälſcht 
werden kann, die die Ehegatten in ſpäterer Zeit in Vorausſicht 
der Geſetzesänderung getroffen haben mögen. Als Beteiligte 
gelten nur die Ehegatten der Dispensehe ſowie der Ehegatte der 
früheren Ehe, alſo der Ehe, von deren Bande Nachſicht erteilt 
worden iſt. Der Antrag muß bis zum 1. Jänner 1939 geſtellt ſein. 
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Über ihn befindet das Bezirksgericht im außerſtreitigen Ver⸗ 

fahren. Wird dem Antrage ſtattgegeben, alſo feſtgeſtellt, daß 

die Ehegatten am 1. April 1938 oder an dem früheren Todestag 

eines der Ehegatten nicht mehr wie Eheleute miteinanderlebten, 

ſo wird die Dispensehe für nichtig erklärt. Wird dem Antrage 

nicht ſtattgegeben (oder wurde ein friſtgemäßer Antrag nicht 

geſtellt), ſo iſt die Dispensehe von Beginn an rechtsgültig, und 

die frühere Ehe gilt als dem Bande nach geſchieden, und zwar 

mit Eingehung der ſpäteren Ehe. Die vermögensrechtlichen 

Folgen dieſer Scheidung ſind weithin ähnlich geregelt, wie dies zu 

2 hinſichtlich der Überführung der Scheidungen von Tiſch und 

Bett in Scheidungen dem Bande nach angedeutet wurde. Bisher 

beſtehende Verſorgungsanſprüche des Ehegatten aus der früheren 

Ehe bleiben alſo gewahrt. Das gleiche gilt für den Erbanſpruch; 

jedoch iſt daran zu erinnern, daß der Ehegatte nach noch gelten⸗ 

dem öſterreichiſchem Recht nicht pflichtteilsberechtigt iſt, der 

wieder verheiratete Ehegatte alſo ſeinen Ehepartner aus der 

Dispensehe teſtamentariſch ohne Rückſicht auf jenen bedenken 

kann. Um den Behörden und allen Beteiligten und Intereſſierten 

die Möglichkeit zu geben, ſich über die Rechtsgültigkeit einer mit 

Nachſicht eingegangenen Ehe zu vergewiſſern, wurden zwei 

Maßnahmen vorgeſehen: Beim Bezirksgericht Innere Stadt in 

Wien wird eine Sammelſtelle errichtet, der alle Anträge und die 

über ſie befindenden Beſchlüſſe in Abſchrift mitgeteilt werden 

($ 124). Hier kann alſo nach dem 1. Jänner 1939 jederzeit feſt⸗ 

geſtellt werden, ob eine mit Nachſicht geſchloſſene Ehe als gültig 

anzuſehen oder für nichtig erklärt iſt. Wird ein Antrag geſtellt, 

ſo erfolgt die Richtigſtellung der Eheregiſter je nach dem Aus⸗ 

gang des Verfahrens durch das beſchließende Gericht und das 

Amt des Reichsſtatthalters ($ 123 Abſ. 2). In den Fällen, in 

denen kein Antrag geſtellt wird, alſo in der großen Mehrzahl der 

Fälle, mußte die Regiſterwahrheit auf andere Weiſe ſicher⸗ 

geſtellt werden. Hier ($ 125) iſt der Ehegatte, dem Nachſicht er⸗ 

teilt worden iſt, durch Strafandrohung verpflichtet worden, nach 

Ablauf der Antragspflicht unverzüglich dem Bezirksgericht zur 

Berichtigung des Eheregiſters ſeiner früheren Ehe die erforder⸗ 

liche Anzeige zu erſtatten. 89 101 
Die übrigen Sondervorſchriften für Oſterreich dienen der mehr vie 107, 

rechtstechniſchen Eingliederung des öſterreichiſchen Rechts in 143, 118 

das großdeutſche Eherecht. Sie tragen der Tatſache Rechnung, bis 120 
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daß die großen deutſchen Verfahrensgeſetze, der allgemeine Teil 
des Bürgerlichen Rechts und die Ehegeſundheitsgeſetzgebung, 
in Oſterreich noch nicht gelten (vgl. die $$ 101—107). Ferner 
dienen Übergangsvorſchriften der Überführung nach bisherigem 
öſterreichiſchen Recht getrennter nichtkatholiſcher Ehen in das 
neue Scheidungsrecht ($$ 109—113) und nach bisherigem Recht 
ungültig erklärter Ehen in das Ehenichtigkeits⸗ oder Ehe⸗ 
aufhebungsrecht des neuen Geſetzes ($$ 118—120) ſowie der 
Überleitung anhängiger Verfahren. In ihrer Geſamtheit werden 
die Vorſchriften die reibungsloſe Einführung des neuen Eherechts 
im Lande Oſterreich ſichern. 


2. Geſetz zur Vereinheitlichung des Rechts der 
Eheſchließung und der Eheſcheidung im Lande 
Oſterreich und im übrigen Reichsgebiet. 


Vom 6. Juli 1938. 
(RGBl. I S. 807) 


Die Reichsregierung hat vorbehaltlich einer ab⸗ 
ſchließenden Neuordnung des geſamten Eherechts zur 
Vereinheitlichung des Rechts der Eheſchließung und 
der Eheſcheidung im Lande Oſterreich und im übrigen 
Reichsgebiet das folgende Geſetz beſchloſſen, das hier⸗ 
mit verkündet wird: 


Erſter Abſchnitt 
Recht der Eheſchließung 
A. Ehefähigkeit 
8 1 
Ehemündigkeit. 

(1) Ein Mann ſoll nicht vor Vollendung des ein⸗ 
undzwanzigſten Lebensjahres, eine Frau ſoll nicht 
vor Vollendung des ſechzehnten Lebensjahres eine 
Ehe eingehen. 

(2) Dem Mann und der Frau kann Befreiung von 
dieſer Vorſchrift bewilligt werden, dem Mann ne 

Rerroth⸗Anz, Ehegeſetz. 
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nur dann, wenn er das achtzehnte Lebensjahr voll⸗ 
endet hat und nicht mehr unter elterlicher Gewalt 
oder unter Vormundſchaft ſteht. 

1. Bisheriges Recht: $ 1303 BGB., $$ 48, 214 BGB., 
Ungar. Geſetzartikel XXXI vom Jahr 1894 mit den Anderungen 
und Zuſätzen des e für Juſtiz vom 29. 5. 1922 
BGBl. 316 (Ungar. GA. XXXI) 5 7. 

2. Wegen der Beendigung der elterlichen Gewalt: 
$ 1626 BGB., 85 172, 174 ABGB. 

3. Wegen der Beendigung der Vormundſchaft: 
89 . BGB., 88 249 ff. ABGB. 

4, 2 c der Befreiung (Ehemündigkeitserklärung): 
88 1, 1 DV O. 


82 
Geſchäftsunfähigkeit 
1 geſchäftsunfähig iſt, kann eine Ehe nicht ein⸗ 
ge 


1. n 1 Vgl. 5 1325 BGB., 95 48, 21 A BGB., 
Ungar. GA. X 
2. Wegen ei eaten. 95 104 ff. BGB., für 
eite unten $ 102 Abſ. 1 
3. Wegen der Folgen: 9 22. 


8 3 
Einwilligung des geſetzlichen Vertreters 
und der Sorgeberechtigten 

(1) Wer minderjährig oder aus anderen Gründen 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, bedarf zur 
Eingehung einer Ehe der Einwilligung ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters. 

(2) Steht dem geſetzlichen Vertreter eines Minder⸗ 
jährigen nicht gleichzeitig die Sorge für die Perſon 
des Minderjährigen zu oder iſt neben ihm noch ein 


A. Ehefähigkeit. 55 2,3. — B. Eheverbote. $4 51 


anderer ſorgeberechtigt, fo ift auch die Einwilligung 
des Sorgeberechtigten erforderlich. 

(3) Verweigert der geſetzliche Vertreter oder der 
Sorgeberechtigte die Einwilligung ohne triftige 
Gründe, ſo kann der Vormundſchaftsrichter ſie auf 
Antrag des Verlobten, der der Einwilligung bedarf, 
erſetzen. 

1. Bisheriges Recht: 88 1304 bis 1308 BGB., 98 49 bis 53 
A BGB., Ungar. GA. XXXI 53 8 bis 10, 14 bis 16. 

2. Wegen beſchränkter Beicäftsfähigteit: $$ 106, 
5 BGB., für Oſterreich unten $ 102 A 

3. Wegen Sorgerecht: $$ 1087. 1804 1676, 1677, 1682, 
1684 bis 1686, 1698, 1707, 1736, 1738, 1757, 1765 B00 B.; für 
Kinder aus mictigen, aufgehobenen ober geſchiedenen Ehen: 
39 29, 30 Abf. 2, 42, 45, 81, 97; für Oſterreich J 103. 

4. Wegen des Verfahrens vor dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht: $$ 36, 43, 53 Are 

5. Koſtenregelung: 9 48 D 

6. Wegen der Folgen: 45. 


B. Eheverbote. 


8 4 

Blutsverſchiedenheit 
Das Verbot von Eheſchließungen zwiſchen Staats⸗ 
angehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes 
und Perſonen artfremden Blutes und die Wirkungen 
dieſes Verbots beſtimmen ſich ausſchließlich nach dem 
Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre vom 15. September 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 1146) und den zu dieſem Geſetz er⸗ 

gangenen Durchführungsverordnungen. 


1. In Betracht kommende Vorſchriften: $ 1 des Ge⸗ 
ſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
4* 
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vom 15. 9. 1935 (unten S. 176) und 98 2 bis 6 der 1. VO. z. Ausf. 
dieſes Geſetzes vom 14. 11. 1935 (unten S. 177), für Oſterreich: 
Art. II der VO. über die Einführung der Nürnberger Raſſen⸗ 
geſetze im Lande Oſterreich vom 20. 5. 1938 (vgl. unten S. 186), 
ferner $ 49 DO. 

2. Wegen der Folgen: 9 20. 


8 5 
Mangel der Ehetauglichkeit 

Das Verbot von Eheſchließungen, die aus Gründen 
der Volksgeſundheit unerwünſcht ſind, und die Wir⸗ 
kungen dieſes Verbots beſtimmen ſich ausſchließlich 
nach dem Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des 
deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 18. Ok⸗ 
tober 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1246) und den zu 
dieſem Geſetz ergangenen Durchführungsverord⸗ 
nungen. N N 

1. In Betracht kommende Vorſchriften: $ 1 des Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetzes vom 18. 10. 1935 (unten S. 180) und 89 24, 
25, 29, 30 der 1. DO. zum Ehegeſundheitsgeſetz vom 29. 11. 
1935 (unten S. 182). 


2. Nichtanwendbarkeit für Oſterreich: $$ 101, 106. 
3. Wegen der Folgen: 9 20. 


8 6 
Verwandtſchaft 
Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen 
Blutsverwandten gerader Linie und zwiſchen voll⸗ 
oder halbbürtigen Geſchwiſtern, gleichgültig ob die 
Blutsverwandtſchaft auf ehelicher oder unehelicher 
Geburt beruht. 


1. Bisheriges Recht: $ 1310 Abſ. 1 und 3 BGB., § 65 
A BGB., Ungar. GA. XXXI 55 11, 17. 


B. Eheverbote. 88 5—8 53 


1 155 1 des Begriffs der Verwandtſchaft: $ 1589 
Ab 
1 der Folgen: $ 25. 


8 7 
Schwägerſchaft 

(1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen 
Verſchwägerten gerader Linie, auch wenn die Ehe, 
durch welche die Schwägerſchaft vermittelt wird, für 
nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt. 

(2) Schwägerſchaft im Sinne des Abſ. 1 beſteht 
zwiſchen einem Ehegatten und den Blutsverwandten 
des anderen Ehegatten, gleichgültig ob die Bluts⸗ 
e auf ehelicher oder unehelicher Geburt 

eruht 

(3) Von der Vorſchrift des Abſ. 1 kann Befreiung 
bewilligt werden. 


1. Bisheriges Recht: $ 1310 Abſ. 1 und 3 BGB. i. 510 
mit Art. 1 $ 1 und 2 des Geſetzes vom 12. 4. 1938 (RGBl. I 
S. 380), 88 66, 65 ABGB., Ungar. GA. XXXI 5 11. 

2. Wegen der Befreiung: 88 3, 4, 62, 63 DV O. 

3. Wegen der Folgen: $ 25. 


8 8 
Doppelehe. 

Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor ſeine 
frühere Ehe für nichtig erklärt oder aufgelöſt wor⸗ 
den iſt. 

1. Bisheriges Recht: $ 1309 Abſ. 1 S. 1 BGB.; $ 62 
A BGB., Ungar. GA. XXXI, $ 12. 

2. Wegen der Wiederholung 25 Eheſchließung 
(81309 Abſ. 1 S. 2 BGB.): vgl. $ 13 DVD. 

3. Wegen der Wiede gere ang im Falle der 
Todeserklärung: 88 43 ff. 

4. Wegen der Folgen: 8 24. 
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8 9 
Ehebruch 


(1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen 
einem wegen Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten und 
demjenigen, mit dem er den Ehebruch begangen hat, 
wenn dieſer Ehebruch in dem Scheidungsurteil als 
Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt. 

(2) Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt 
werden. Sie ſoll nur verſagt werden, wenn ſchwer⸗ 
wiegende Gründe der Eingehung der neuen Ehe ent⸗ 
gegenſtehen. 

1. a Recht: 51312 BGB., 867 ABGB., Ungar. 
GA. XXX 

2. Wegen 15 eſtſtellung des Ehebruchs im Schei⸗ 
base 3621 1 fie Hertel 9 11 110, 9 80 58 

3. Wegen der Befreiung: $$ 5, 6, 62, 64 DD. 

4. Wegen der Folgen: $ 26. 


8 10 
Annahme an Kindes Statt 

Eine Ehe ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen 
einem angenommenen Kinde und ſeinen Abkömm⸗ 
lingen einerſeits und dem Annehmenden andererſeits, 
ſolange das durch die Annahme nn Rechts⸗ 
verhältnis beſteht. 
13 1 Sun Recht: $ 1311 BGB., Ungar. GA. XXXI 


45 Weg en der BS. an Kindes Statt: $$ 1741ff. 
BGB., 95 179ff. ABG 
3. Wegen der en 1771 BGB. 


B. Eheverbote 89 9-12 55 


8 11 
Wartezeit 


(1) Eine Frau ſoll nicht vor Ablauf von zehn Mo⸗ 
naten nach der Auflöſung oder Nichtigerklärung ihrer 
früheren Ehe eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß 
ſie inzwiſchen geboren hat. 

(2) Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt 
werden. 

1. Bisheriges 1 $ 1313 BGB., 85 120, 121 ABGB., 
Ungar. GW. XXX 


2. Wegen der en 90 9, 67, a 1 0 § 32 AVO. 
z. PerſStG. v. 19. 5. 1938 (RG Bl. I S. 5 33). 


8 12 


Auseinanderſetzungszeugnis des Vormund⸗ 
ſchaftsrichters 
Wer ein eheliches Kind hat, das minderjährig iſt 
oder unter ſeiner Vormundſchaft ſteht, oder wer mit 
einem minderjährigen oder bevormundeten Abkömm⸗ 
ling in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft lebt, ſoll eine 
Ehe nicht eingehen, bevor er ein Zeugnis des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters darüber beigebracht hat, daß er 
dem Kinde oder dem Abkömmling gegenüber die ihm 
aus Anlaß der Wiederverheiratung obliegenden 
Pflichten erfüllt hat oder daß ihm ſolche Pflichten nicht 
obliegen. 
1. Bisheriges Recht: 1314 BGB. 


2. Wegen des Auseinanderſetzungszeugniſſes: 
59 1669, 1493 BGB. 


3. Nichtanwendbarkeit für Öfterreich: $$ 101, 107. 


56 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


§ 13 
Heiratserlaubnis 

Angehörige der Wehrmacht und des Reichsarbeits⸗ 
dienſtes ſowie Beamte, die zur Eingehung einer Ehe 
einer beſonderen Erlaubnis ihrer vorgeſetzten Dienſt⸗ 
ſtelle bedürfen, ſollen nicht ohne dieſe Erlaubnis eine 
Ehe eingehen. 

1. Bisheriges Recht: $ 1315 Abſ. 1 BGB., J 54 AGB., 
Ungar. GA. XXXI, $ 26. 

2. i Vorſchrift für Angehörige der 44: 


9 14 
8 14 
Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer 
(1) Ausländer ſollen eine Ehe nicht eingehen, bevor 
ſie ein Zeugnis der inneren Behörde ihres Heimat⸗ 
landes darüber beigebracht haben, daß der Ehe⸗ 
ſchließung ein in den Geſetzen des Heimatlandes be⸗ 
gründetes Ehehindernis nicht entgegenſteht. 
(2) Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung bewilligt 
werden. 
1. Bisheriges Recht: $ 1315 Abſ. 2 BGB. 
2. Wegen des Ehefähigkeitszeugniſſes: $ 21 1. AVO. 
3. Perſonenſtandsgeſetz vom 19. 5. 1938 (RG Bl. I ©. 533), für 
See 88 65, 66 DV O. 
3. Wegen der Befreiung: 88 7, 8, 12 DVD. 


. Eheſchließung 
8 15 N 
(1) Eine Ehe kommt nur zuſtande, wenn die Ehe⸗ 
ſchließung vor einem Standesbeamten ſtattgefunden 
hat. 


B. Eheverbote 58 13, 14 — C. Eheſchließung $$ 15, 16 57 


(2) Als Standesbeamter im Sinne des Abſ. 1 gilt 
auch, wer, ohne Standesbeamter zu ſein, das Amt 
eines Standesbeamten öffentlich ausgeübt und die 
Ehe in das Familienbuch eingetragen hat. 

1. Bisheriges Recht: a) zu Abſ. 1: $$ 1324 Abſ. 1, 1329 
BGB. (vgl. Begründung); b) zu Abſ. 2: $ 1319 BGB.; in 
Oſterreich: $ 75 ABGB., Zivilehe ſ. Geſetz vom 25. 5. 1868, 
RGoBl. 51, und Geſetz vom 15. 7. 1912, RGBl. 159; 
Ungar. GA. XXXI 55 29 bis 37, 39, 40 (VO. vom 29. 5. 1922 
BGBl. 316, §8 2, 10 Z. 2). 

2. Standesbeamter in Oſterreich: $ 99. 


8 16 
Aufgebot 


(1) Der Eheſchließung ſoll ein Aufgebot vorher⸗ 
gehen. Das Aufgebot verliert ſeine Kraft, wenn die 
Ehe nicht binnen ſechs Monaten nach Vollziehung 
des Aufgebots geſchloſſen wird. 


(2) Die Ehe kann ohne Aufgebot geſchloſſen werden, 
wenn die lebensgefährliche Erkrankung eines der Ver⸗ 
lobten den Aufſchub der Eheſchließung nicht geſtattet. 


(3) Von dem Aufgebot kann Befreiung bewilligt 
werden. 


1. Bisheriges Recht: $ 1316 BGB., 95 69 ff. ABG B., für 
das Aufgebot vor den weltlichen Behörden in Öfterreich ferner: 
Art. II 58 1 bis 5 des Geſetzes vom 25. 5. 1868, RGBl. 57, und 
85 4 bis 11, 13, 14, 15 MV. vom 1. 7. 1868, RGBl. 180, Ungar. 
GA. XXXI, 58 27, 28, 113 und XXXIII, 88 45 bis 62, dazu 
VO. vom 29. 5. 1922 — BGBl. 316 § 10 Z. 2 und 9 12. 

2. Wegen der Befreiung: 89 DV., 88 27, 31 d. 1. AVO. 
3. Perſonenſtandsgeſ. v. 19. 5. 1938 (RGBl. 1 S. 533); für 
Oſterreich: 85 67, 69 DO. . 


58 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


8 17 
Form der Eheſchließung 

(1) Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Ver⸗ 
lobten vor dem Standesbeamten perſönlich und bei 
gleichzeitiger Anweſenheit erklären, die Ehe mitein⸗ 
ander eingehen zu wollen. 

(2) Die Erklärungen können nicht unter einer Be⸗ 
dingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben 
werden. 

1. Bisheriges Recht: $ 1317 BGB., für Oſterreich vgl. 
Nr. 1 zu § 15. 

2. Nichtigkeitsgrund: 59 21, 87. 


8 18 
Trauung 


(1) Der Standesbeamte ſoll bei der Eheſchließung 
in Gegenwart von zwei Zeugen an die Verlobten 
einzeln und nacheinander die Frage richten, ob ſie die 
Ehe miteinander eingehen wollen, und, nachdem die 
Verlobten die Frage bejaht haben, im Namen des 
Reiches ausſprechen, daß ſie nunmehr rechtmäßig 
verbundene Eheleute ſeien. 

(2) Der Standesbeamte ſoll die Eheſchließung in 
das Familienbuch eintragen. 

1. Bisheriges Recht: $ 1318 BGB., für Oſterreich vgl. 
Nr. 1 zu 8 15. 

2. Wegen der Zeugen (bisher $ 1318 Abſ. 2 BGB.): 
$ 34 der Erſten AVO. z. Perſonenſtandsgeſetz vom 19. 5. 1938 
(RGBl. 1 S. 533); für Oſterreich bis 1. 1. 1939 (Inkraft⸗ 
treten des Perſonenſtandsgeſ.): die bisherigen Beſtimmungen. 


C. Ehefchließung 68 17—19 — D. Nichtigkeit. I. Nichtigkeitsgründe J 20 59 


8 19 
Zuſtändigkeit des Standesbeamten 

(1) Die Ehe ſoll vor dem zuſtändigen Standes⸗ 
beamten geſchloſſen werden. 

(2) Zuſtändig iſt der Standesbeamte, in deſſen 
Bezirk einer der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Unter mehreren zu⸗ 
Wahl Standesbeamten haben die Verlobten die 

ahl. 

(3) Hat keiner der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder 
ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland, ſo iſt 
für die Eheſchließung im Inland der Standesbeamte 
des Standesamts I in Berlin zuſtändig. 

(4) Auf Grund einer ſchriftlichen Ermächtigung 
des zuſtändigen Standesbeamten kann die Ehe auch 
vor dem Standesbeamten eines anderen Bezirks ge⸗ 
ſchloſſen werden. 


1. 1 Recht: 58 1320, 1321 BGB., für Oſterreich 
vgl. Nr. 1 zu 9 15 

2. Wegen der ſchriftlichen Ermächtigung (Abſatz 4): 
$ 28 der Erſten AVO. z. Perſonenſtandsgeſetz. 


D. Nichtigkeit der Ehe 


I. Nichtigkeitsgründe 
8 20. 

Eine Ehe iſt nur in den Fällen nichtig, in denen 
dies im Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und 
der deutſchen Ehre, im Geſetz zum Schutze der Erb⸗ 
geſundheit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheits⸗ 
geſetz) oder in den $$ 21 bis 26 dieſes Geſetzes be⸗ 
ſtimmt iſt. 


60 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


1. Bisheriges Recht: § 1323 BGB., 85 94, 95 A BGB., 
Ungar. GA. XXXI 55 6ff., 88 41 ff., ferner Konkordatsrecht: 
a) Konkordat vom 5. 6. 1933 — BGBl. 1934 II 2 — nebſt 
Zuſatzprotokoll, Artikel VII; 
b) Bundesgeſetz betr. Durchführung 5 i vom 
4. 5. 1934 — BGBl. 11 8 —, 5 1 bis 3 
ch Proviſoriſche Inſtruktion für die ac deen Pfarr⸗ 
ämter der Erzdiözeſe Wien und des Burgenlandes betr. die 
Durchführung des Art. VII des Konkordats vom 4. 6. 1933. 
2. Berufung auf die Nichtigkeit: $ 27. 
3. Folgen der Nichtigkeit: 58 29ff. 
4. Beſondere Beſtimmungen für Dispensehen: 
88 121 bis 127. 


8 21 
Mangel der Form 

(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn die Eheſchließung 
nicht in der durch $ 17 vorgeſchriebenen Form ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig 
anzuſehen, wenn die Ehegatten nach der Eheſchließung 

nf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher ver⸗ 
ſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens drei 
Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, es 
ſei denn, daß bei Ablauf der fünf Jahre oder zur 
Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtigkeits⸗ 
klage erhoben iſt. 

1. Bisheriges Recht: $ 1324 BGB., 98 94, 75 ABG B., 
Ungar. GA. XXXI $ 41; vgl. auch Nr. 1 zu § 20. 

2. Folgen der Nichtigkeit: $$ 30 bis 32. 

ö 8 22 N 

Mangel der Geſchäfts- oder Urteilsfähigkeit 

(I) Eine Ehe iſt nichtig, wenn einer der Ehegatten 
zur Zeit der Eheſchließung geſchäftsunfähig war oder 


D. Nichtigkeit. I. Nichtigkeitsgründe 88 21—23 61 


ſich im Zuſtand der Bewußtloſigkeit oder vorüber⸗ 
gehenden Störung der Geiſtestätigkeit befand. 

(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig 
anzuſehen, wenn der Ehegatte nach dem Wegfall der 
Geſchäftsunfähigkeit, der Bewußtloſigkeit oder der 
Störung der Geiſtestätigkeit zu erkennen gibt, daß 
er die Ehe fortſetzen will. 

a „ Recht: 5 1325 BGB., 9 48 ABGB., Ungar. 

2. Wegen Geſchäftsunfähigkeit: vgl. 28 2 zu 5 2. 

3. Folgen der Nichtigkeit: 99 30 bis 3 

8 23 
Namensehe und Staatsangehörigkeitsehe 

(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn fie ausſchließlich 
oder vorwiegend zu dem Zweck geſchloſſen iſt, der 
Frau die Führung des Familiennamens des Mannes 
oder den Erwerb der Staatsangehörigkeit des 
Mannes zu ermöglichen, ohne daß die eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft begründet werden ſoll. 

(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig an⸗ 
zuſehen, wenn die Ehegatten nach der Eheſchließung 
fünf Jahre oder, falls einer von ihnen vorher ver⸗ 
ſtorben iſt, bis zu ſeinem Tode, jedoch mindeſtens 
drei Jahre, als Ehegatten miteinander gelebt haben, 
es ſei denn, daß bei Ablauf der fünf Jahre oder 
zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die Nichtig⸗ 
keitsklage erhoben iſt. 

1. Bisheriges Recht: Art. I des Geſetzes gegen Miß⸗ 
bräuche bei der Eheſchließung und der Annahme an Kindes 
Statt vom 23. 11. 1933 (RG Bl. I 55 979), 8 1325 a BGB. 

2. Klagebefugnis: $ 28 Abſ. 1 

4 Folgen der Nichtigkeit: 55 29, 3 

4. Übergangs vorſchriften: $ 86. 5. 2 is DVD. 


62 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


8 24 
Doppelehe 
Eine Ehe iſt nichtig, wenn einer der Ehegatten 
zur Zeit der Eheſchließung mit einem Dritten in 
gültiger Ehe lebte. 


1. Bisheriges 20 $ 1326 BGB., 55 62, 94 ABGB. 
vgl. auch Nr. 1 zu 5 20 

2. Eheverbot: $ 8. 

3. Klagebefugnis: $ 28 Abſ. 2 und 3. 

4. Folgen der Nichtigkeit: $$ 30 bis 32. 


8 25 
Verwandtſchaft und Schwägerſchaft 

(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn fie den Verboten 
der $$ 6 und 7 zuwider zwiſchen Blutsverwandten 
oder zwiſchen Verſchwägerten geſchloſſen iſt. 

(2) Die Ehe zwiſchen Verſchwägerten iſt jedoch 
als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn nach⸗ 
träglich Befreiung von der Vorſchrift des $ 7 be⸗ 
willigt wird. 

1. Bisheriges 20 $ 1327 BGB., 95 65, 66 ABGB., 
vgl. auch Nr. 1 zu $ 20 

2. Klagebefugnis: 9 28 Abſ. 2 und 3. 


3. Folgen der Nichtigkeit: 88 30 bis 32. 
4. Wegen der Befreiung: vgl. Nr. 2 zu 9 7. 


8 26 
Ehebruch 
(1) Eine Ehe iſt nichtig, wenn ſie wegen Ehebruchs 
nach $ 9 verboten war. 
(2) Die Ehe iſt jedoch als von Anfang an gültig 
anzuſehen, wenn nachträglich Befreiung von der Vor⸗ 
ſchrift des § 9 bewilligt wird. 


D. Nichtigkeit. I. Nichtigkeitsgr. 35 24-26.— II. Beruf a. d. Nichtigkeit 35 27,28 63 


1. Bisheriges Recht: $ 1328 BGB., $ 67 A BGB., pgl. 
auch Nr. 1 zu § 20. 

2. Klagebefugnis: $ 28 Abſ. 2 und 3. 

3. Folgen der Nichtigkeit: 59 30 bis 32. 

4. Wegen der Befreiung: Nr. 3 zu 9 9. 


II. Berufung auf die Nichtigkeit 


8 27 
Niemand kann ſich auf die Nichtigkeit einer Ehe 
berufen, ſolange nicht die Ehe durch gerichtliches 
Urteil für nichtig erklärt worden iſt. 
175 ee Recht: 8 1329 BGB., 5 MABGB., Ungar. 
2. Wegen des Verfahrens: 88 606 ff., 631 O., 58 30 
5000 1 805 für Seen $ 166 n bs , 56, 70, . . 


15 e ene enen 88 87, 118ff., 88 54 ff. DVD. 


8 28 
Klagebefugnis 

(1) Iſt eine Ehe auf Grund des Geſetzes zum 
Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre, 
des Geſetzes zum Schutze der Erbgeſundheit des deut⸗ 
ſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) oder des § 23 
dieſes Geſetzes nichtig, ſo kann nur der Staatsanwalt 
die Nichtigkeitsklage erheben. 

(2) In allen übrigen Fällen der Nichtigkeit kann 
der Staatsanwalt und jeder der Ehegatten, im Falle 
des § 24 auch der Ehegatte der früheren Ehe die 
Nichtigkeitsklage erheben. Iſt die Ehe aufgelöſt, ſo 
kann nur der Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage 
erheben. 


64 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


(3) Sind beide Ehegatten verſtorben, ſo kann eine 
Nichtigkeitsklage nicht mehr erhoben werden. 

1. Bisheriges Recht: § 1 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre (unten S. 176), 
$ 3 Abſ. 1 Saß 3 des Ehegeſundheitsgeſetzes (unten S. 180), 
Art. II 5 1 des Geſetzes gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung 
vom 23. 11. 1933 (RG Bl. 1 110 979, 8632 ZPO., 5 94 A BGB., 
Ungar. GA. XXXI 55 47, 

2. Weitere gerfahrensvorfäriften: $41 DVO., für 
Su 59 82 ff. D 

b e egen 99 87 Abſ. 2, 120; vgl. für 
Osterreich ferner 5 55 DO. 


III. Folgen der Nichtigkeit 


Rechtliche Stellung der Kinder 
8 29 

(1) Ein Kind aus einer Ehe, die auf Grund des 
Geſetzes zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre, des Geſetzes zum Schutze der Erb⸗ 
geſundheit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) 
oder des § 23 dieſes Geſetzes nichtig iſt, iſt unehelich. 

(2) Auf die Unehelichkeit des Kindes kann ſich 
niemand berufen, ſolange nicht die Ehe der Eltern 
für nichtig erklärt oder die Unehelichkeit des Kindes 
durch gerichtliches Urteil feſtgeſtellt iſt. 

(3) Die Klage auf Feſtſtellung der Unehelichkeit 
kann nur der Staatsanwalt erheben. Die Klage iſt 
ausgeſchloſſen, ſolange auch nur einer der Ehegatten 
aus der nichtigen Ehe noch lebt. 

(4) Ein Kind, das nach Abſ. 1 unehelich iſt, kann 
gleichwohl von dem Vater, ſolange er lebt, Unterhalt 
wie ein eheliches Kind verlangen. 


D. Nichtigkeit. III. Folgen der Nichtigkeit 33 29, 30 65 


1. Bisheriges Recht: 35 1699 bis 1703 BGB., Art. II des 
Geſetzes gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung bom 23. 11. 
1933 (RGBl. 1 S. 979), 58 102, 160 ABG B., $ 3 des Bundes⸗ 
geſetzes vom 4. 5. 1934, BGBl. II 8, betr. Vorſchriften auf 
dem Gebiete des Cherechts zur Durchführung des Konkordats. 

2. Wegen des Verfahrens sur 1 7 0 der Un⸗ 
ehelichkelt: § 44 Nr. 1 DO.; 5 640 VPO. 

3. Übergangsbeſtimmungen: 155 9 50 DO. 


8 30 

(1) Ein Kind aus einer Ehe, die auf Grund der 
89 21, 22, 24 bis 26 dieſes Geſetzes nichtig iſt, gilt 
als ehelich, ſofern es im Falle der Gültigkeit der 
Ehe ehelich wäre. 

(2) Auf das Recht, für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen, finden die im Falle der Scheidung geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. Der Schul⸗ 
digerklärung ſteht es gleich, wenn einem der Ehegatten 
die Nichtigkeit der Ehe zur Zeit der Eheſchließung 
bekannt war. 

(3) Die Verwaltung und Nutznießung des Kindes⸗ 
vermögens und die Vertretung des Kindes in ver⸗ 
mögensrechtlichen Angelegenheiten ſteht einem Ehe⸗ 
gatten, dem die Nichtigkeit der Ehe bei der Ehe⸗ 
ſchließung bekannt war, nicht zu. 

1. Bisheriges Recht: Vgl. Nr. 1 zu $ 29. 

2. Wegen der für das Sorgerecht geltenden Vor⸗ 
ſchriften: $$ 81, 82. 

3. Wegen der Verwaltung und Nutznießung und 


der Vertretung in vermögensrechtlichen Angelegen⸗ 
80 85 88 1627, 1630, 1638 ff., 1649 ff., 1686 BGB., 58 149ff. 
BGB. 


nn Übergangsbeſtimmungen: 8 89; § 50 DVD. 
Rexroth Ang, Ehegeſetz. 5 


66 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


8 31 
Vermögensrechtliche Beziehungen 
der Ehegatten 

(1) Hat auch nur einer der Ehegatten die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung nicht gekannt, ſo finden 
auf das Verhältnis der Ehegatten in vermögensrecht⸗ 
licher Beziehung die im Falle der Scheidung gelten⸗ 
den Vorſchriften entſprechende Anwendung. Dabei 
iſt ein Ehegatte, dem die Nichtigkeit der Ehe bei der 
Eheſchließung bekannt war, wie ein für ſchuldig er⸗ 
klärter Ehegatte zu behandeln. 

(2) Ein Ehegatte, der die Nichtigkeit der Ehe bei der 
Eheſchließung nicht gekannt hat, kann binnen ſechs 
Monaten, nachdem die Ehe rechtskräftig für nichtig 
erklärt iſt, dem anderen Ehegatten erklären, daß es 
für ihr Verhältnis in vermögensrechtlicher Beziehung 
bei den Folgen der Nichtigkeit bewenden ſolle. Gibt er 
eine ſolche Erklärung ab, ſo findet die Vorſchrift des 
Abſ. 1 keine Anwendung. 


1. Bisheriges Recht: 85 1345, 1347 BGB., 5 102 A BGB., 
59 3, 4 des Bundesgeſetzes vom 4. 5. 1934 — BGBl. II 8 — 
betr. Vorſchriften auf dem Gebiete des Eherechts zur Durch⸗ 
Bug des Konkordates. 

2. Wegen des Schuldausſpruchs bei der Scheidung: 
88 60, 61. 

3. Wegen der Folgen der Scheidung in vermögens⸗ 
ae Beziehung: 88 66ff., ergänzende Vorſchrift: 
91 

A Abesgengsvorſchrifteſt 89 88, 119. 


8 32 
Schutz gutgläubiger Dritter 
Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtig⸗ 
keit der Ehe Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm 


88 31, 32. — E. Aufhebung der Ehe. I. Allgemeine Vorſchriften 65 33, 34 67 


und einem der Ehegatten vorgenommenes Rechts⸗ 
geſchäft oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes 
rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, wenn 
die Ehe bereits zur Zeit der Vornahme des Rechts⸗ 
geſchäfts oder zur Zeit des Eintritts der Rechts⸗ 
hängigkeit für nichtig erklärt oder die Nichtigkeit dem 
Dritten bekannt war. 


Bisheriges Recht: $ 1344 BGB. 


E. Aufhebung der Ehe 


I. Allgemeine Vorſchriften 
8 33 
Die Aufhebung einer Ehe kann nur in den Fällen 


der $$ 35 bis 39 und 44 dieſes Geſetzes begehrt 
werden. 


1. Bisheriges Recht: $ 1330 BGB., 99 94 S. 2, 95, 96 
ABGB., Ungar. GA. XXXI 95 51ff. 

2. Übergangsbefimmungen: dd 90, 118 Abi. 2. Er 
gänzend: $ 54 DV 


8 34 
Die Ehe wird durch gerichtliches Urteil aufgehoben. 
Sie iſt mit der Rechtskraft des Urteils aufgelöſt. 


1. Bisheriges Recht: $$ 1341 bis 1343 an 89 94 S. 2, 
95 bis 97 ABGB., Ungar. GA. XXXI, 99 6 0, 71. 

2. Entſprechende Vorſchrift für die Scheidung: 9 46. 

3. Wegen des Verfahrens: $$ 30 bis 40, 71 bis 9, 76, 
77, 79, 81, 86 DBD.; 55 606 ff. ZPO. 

4. Wegen f 19 5 Klagebefugnis: $ 612 ZPO., § 35 Abſ. 1 
= 2, § 33 D 

5. Wegen Bee Folgen: 9 42. 15 


68 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 
II. Aufhebungsgründe 


9 35 


Mangel der Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters 

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe be⸗ 
gehren, wenn er zur Zeit der Eheſchließung oder im 
Falle des § 22 Abſ. 2 zur Zeit der Beſtätigung in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war und ſein geſetzlicher 
Vertreter nicht die Einwilligung zur Eheſchließung 
oder zur Beſtätigung erteilt hatte. Solange der Ehe⸗ 
gatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, kann nur 
ſein geſetzlicher Vertreter die Aufhebung der Ehe 
begehren. 

(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
geſetzliche Vertreter die Ehe genehmigt oder der Ehe⸗ 
gatte, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig ge⸗ 
worden iſt, zu erkennen gegeben hat, daß er die Ehe 
fortſetzen will. 


(3) Verweigert der geſetzliche Vertreter die Ge⸗ 
nehmigung ohne triftige Gründe, ſo kann der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter ſie auf Antrag eines Ehegatten 
erſetzen. 

1. Bisheriges Recht: 88 1331, 1337 Abſ. 1 BGB., 88 49, 
94 S. 2, 95 A BGB., Ungar. GA. XXXI $$ 51, 52 

2. Wegen beſchränkter Geſchäftsfähigkeit: Nr. 2 zu 93. 

3. Wegen der Einwilligung des geſezlichen Ver⸗ 
treters: 9 3. 

4. Wegen der Klagefriſt: 99 40, 41. 

5. Wegen des Verfahrens vor dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht: Nr. 4 zu 9 3. 


E. Aufhebung der Ehe. 11. Aufhebungsgründe 35 35—37 69 


8 36 
Irrtum über die Eheſchließung oder über 
die Perſon des anderen Ehegatten 

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe be⸗ 
gehren, wenn er bei der Eheſchließung nicht gewußt 
hat, daß es ſich um eine Eheſchließung handelte, oder 
wenn er dies zwar gewußt hat, aber eine Erklärung, 
die Ehe eingehen zu wollen, nicht hat abgeben wollen. 
Das gleiche gilt, wenn der Ehegatte ſich in der Perſon 
des anderen Ehegatten geirrt hat. 

(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Ehe⸗ 
gatte nach Entdeckung des Irrtums zu erkennen ge⸗ 
geben hat, daß er die Ehe fortſetzen will. 

1. Bisheriges Recht: $$ 1332, 1333 Halbſatz 1, 1337 Abſ. 2 
BOB. 59 57, 94 S. 2, 95 ABB., Ungar. GA. XXXI $ 54a 
un 


2. Wegen der Klagefriſt: 58 40, 41. 


8 37 
Irrtum über Umſtände, die die Perſon des 
anderen Ehegatten betreffen 


(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe be⸗ 
gehren, wenn er ſich bei der Eheſchließung über ſolche 
die Perſon des anderen Ehegatten betreffende Um⸗ 
ſtände geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage 
und bei richtiger Würdigung des Weſens der Ehe von 
der Eingehung der Ehe abgehalten hätten. 

(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Ehegatte nach Entdeckung des Irrtums zu erkennen 
gegeben hat, daß er die Ehe fortſetzen will, oder wenn 
ſein Verlangen nach Aufhebung der Ehe mit Rück⸗ 


70 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


ſicht auf die bisherige Geſtaltung des ehelichen Lebens 
der Ehegatten ſittlich nicht gerechtfertigt erſcheint. 

1. Bisheriges Recht: 98 1333, 1337 Abſ. 2 BGB., 98 58, 
59, 94 S. 2 ABG B., Ungar. GA. XXXI 9 54e bis e. 

2. Wegen der Klagefriſt: 99 40, 41. 


8 38 
Argliſtige Täuſchung 

(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe be⸗ 
gehren, wenn er zur Eingehung der Ehe durch arg⸗ 
liſtige Täuſchung über ſolche Umſtände beſtimmt 
worden iſt, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und 
bei richtiger Würdigung des Weſens der Ehe von 
der Eingehung der Ehe abgehalten hätten. 

(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn die 
Täuſchung von einem Dritten ohne Wiſſen des an⸗ 
deren Ehegatten verübt worden iſt, oder wenn der 
Ehegatte nach Entdeckung der Täuſchung zu erkennen 
gegeben hat, daß er die Ehe fortſetzen will. 

(3) Auf Grund einer Täuſchung über Vermögens⸗ 
verhältniſſe kann die Aufhebung der Ehe nicht be⸗ 
gehrt werden. 

1. ee Recht: $$ 1334, 1337 Abſ. 2 BGB., Ungar. 


GA. XX 
2. Wegen 1155 Klagefriſt: 99 40, 41. 


8 39 
Drohung 
(1) Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe be⸗ 
gehren, wenn er zur Eingehung der Ehe widerrecht⸗ 
lich durch Drohung beſtimmt worden iſt. 
(2) Die Aufhebung iſt ausgeſchloſſen, wenn der 


E. Aufhebg. d. Che. II. Aufpebungsgrünbess 38,39—III. Erhebung uſw.5 40 71 


Ehegatte nach Aufhören der durch die Drohung be⸗ 
gründeten Zwangslage zu erkennen gegeben hat, daß 
er 1 Ehe fortſetzen will. 
ee Recht: 99 1335, 1957 951 II BGB., 88 55, 
94 S. 2, 95 ABGB., Ungar. GA. Xx 
2. Wegen der Klagefriſt: 98 40, 11. 


III. Erhebung der Aufhebungs klage 


8 40 
Klagefriſt 


(1) Die Aufhebungsklage kann nur binnen eines 
Jahres erhoben werden. 

(2) Die Friſt beginnt in den Fällen des $ 35 mit 
dem Zeitpunkt, in welchem die Eingehung oder die 
Beſtätigung der Ehe dem geſetzlichen Vertreter be⸗ 
kannt wird oder der Ehegatte die unbeſchränkte Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit erlangt, in den Fällen der $$ 36 bis 38 
mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ehegatte den 
Irrtum oder die Täuſchung entdeckt, in dem Falle 
des § 39 mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangs⸗ 
lage aufhört. 

(3) Der Lauf der Friſt iſt gehemmt, ſolange der 
klageberechtigte Ehegatte innerhalb der letzten ſechs 
Monate der Klagefriſt durch einen unabwendbaren 
Zufall an der Erhebung der Aufhebungsklage ge⸗ 
hindert iſt. 

(4) Hat ein klageberechtigter Ehegatte, der ge⸗ 
ſchäftsunfähig iſt, keinen geſetzlichen Vertreter, ſo 
endet die Klagefriſt nicht vor dem Ablauf von ſechs 
Monaten nach dem Zeitpunkt, von dem an der Ehe⸗ 


72 2. Geſetz. 1. Abſchn. Recht der Eheſchließung 


gatte die Aufhebungsklage ſelbſtändig erheben kann 
oder in dem der Mangel der Vertretung aufhört. 


1. 1 0 88 1339, 203, 206 BGB., Ungar. GA. 
XXXI 89 5 

2. Ben Bela äftisunfäigteit: vgl. Nr. 137 11 

15 Wegen der Klagebefugnis: vgl. Nr. 4 

54 5 ee eee 99 91, 118 dr 2 8. 2, 
$ 


8 41 
Verſäumung der Klagefriſt 
durch den geſetzlichen Vertreter 

Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäfts⸗ 
unfähigen Ehegatten die Aufhebungsklage nicht recht⸗ 
zeitig erhoben, ſo kann der Ehegatte ſelbſt innerhalb 
von ſechs Monaten ſeit dem Wegfall der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit die Aufhebungsklage erheben. 


1. Bisheriges Recht: 5 1340 BGB. 
2. Wegen Geſchäftsunfähigkeit: vgl. Nr. 2 zu 9 2. 


IV. Folgen der Aufhebung 


8 42 

(1) Die Folgen der Aufhebung einer Ehe be⸗ 
ſtimmen ſich nach den Vorſchriften über die Folgen 
der Scheidung. 

(2) In den Fällen der $$ 35 bis 37 iſt der Ehegatte 
als ſchuldig anzuſehen, der den Aufhebungsgrund 
bei Eingehung der Ehe kannte, in den Fällen der 
$$ 38 und 39 der Ehegatte, von dem oder mit deſſen 
Wiſſen die Täuſchung oder die Drohung verübt 
worden iſt. 


E. Aufhebung d. Ehe. IV. Folgen d. Aufhebung 542 — F. Wiederverh. 58 43,44 73 
1. ne Recht: 5 1343 BGB., Ungar. GA. XXXI, 


92 
2. Wegen der Folgen der Scheidung: $$ 62ff. 
3. Wegen des Schuldausſpruchs im Urteil: 88 17, 
18 DO. 
4. Übergangsbeſtimmungen: 9 92 Abſ. 1 und 2. 


F. Wiederverheiratung 
im Falle der Todeserklärung 


8 43 

(1) Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehe⸗ 
gatte für tot erklärt worden iſt, eine neue Ehe ein, 
ſo iſt die neue Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für 
tot erklärte Ehegatte noch lebt, es ſei denn, daß beide 
Ehegatten bei der Eheſchließung wiſſen, daß er die 
Todeserklärung überlebt hat. 

(2) Mit der Schließung der neuen Ehe wird die 
frühere Ehe aufgelöſt. Sie bleibt auch dann auf⸗ 
gelöſt, wenn die Todeserklärung aufgehoben wird. 

1. Bisheriges Recht: $ 1348 BGB., 88 112 bis 114 
A BGB., Ungar. GA. X XXI, $ 74. 

2. Wegen der Todeserklärung: 88 13 bis 20 BGB., 


960 
85 cer Vorſchrift für Osterreich zu Abſ. 2 
9 10 


8 4 
(1) Lebt der für tot erklärte Ehegatte noch, jo kann 
ſein früherer Ehegatte die Aufhebung der neuen Ehe 
begehren, es ſei denn, daß er bei der Eheſchließung 
wußte, daß der für tot erklärte Ehegatte die Todes 
erklärung überlebt hat. N 


74 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


(2) Macht der frühere Ehegatte von dem ihm nach 
Abſ. 1 zuſtehenden Recht Gebrauch und wird die neue 
Ehe aufgehoben, ſo kann er zu Lebzeiten ſeines Ehe⸗ 
gatten aus der früheren Ehe eine neue Ehe nur mit 
dieſem eingehen. Im übrigen beſtimmen ſich die 
Folgen der Aufhebung nach $ 42. 

15 Bisheriges Recht: $$ 1350, 1351 BGB., Ungar. GA. 


2. Wegen der Aufhebung der Ehe: 88 33ff. 
3. Wegen der Folgen der 1 9 42. 
1 Ergänzende Vorſchrift: $ 19 DVD. 
5. Übergangsbeſtimmungen: $$ 90 Abſ. 3, 92 Abſ. 3. 


8 45 

Iſt eine Ehe gemäß § 43 Abſ. 2 aufgelöft, jo regelt 
ſich das Recht, für die Perſon eines Kindes aus dieſer 
Ehe zu ſorgen, ſowie die Verpflichtung eines der 
Ehegatten, dem anderen einen Beitrag zu dem 
Unterhalt dieſes Kindes zu leiſten, in gleicher Weiſe, 
wie wenn die Ehe ohne Schuldausſpruch geſchieden 
worden wäre. 


1. Bisheriges Recht: $ 1352 BGB. 
2. Wegen des Sorgerechts und der Beitragspflicht 
bei Scheidung ohne Schuldausſpruch: $$ 81, 82, 79. 


Zweiter Abſchnitt 
Recht der Eheſcheidung 
A. Allgemeine Vorſchriften 
8 46 


Die Ehe wird durch gerichtliches Urteil geſchieden. 
Sie iſt mit der Rechtskraft des Urteils aufgelöſt. 


A. Allgem. Vorſchriften 846. —B.Chefchetbungsgränbe. I. Scheidung 3847,48 75 


Die Vorausſetzungen, unter denen die Scheidung 
begehrt werden kann, ergeben ſich aus den nach⸗ 
ſtehenden Vorſchriften. f 
1. Bisheriges Recht: $ 1564 BGB., 59 103 ff. ABGB. 
2. Wegen des Verfahrens in Eheſachen: 58 606ff. 
ZPO. und die Anderungen und Ergänzungen in Abſchnitt IV A 
58 a ff.) DVO.; wegen des Eintritts der Rechtskraft: 88 704 ff. 


B. Eheſcheidungsgründe 
I. Scheidung wegen Verſchuldens (Eheverfehlungen) 


8 47 
Ehebruch 

(1) Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn 
der andere die Ehe gebrochen hat. N 

(2) Er hat kein Recht auf Scheidung, wenn er dem 
Ehebruch zugeſtimmt oder ihn durch ſein Verhalten 
abſichtlich ermöglicht oder erleichtert hat. 

1. Bisheriges Recht: 5 1565 BGB., 88 109, 115 ABGB. 

2. Wegen des Eheverbots des Ehebruchs: 99 9, 26; 
Befreiung: 885,6, 62,64 DO.; Feſtſtellung im Scheidungsurteil: 
8 624 3PO., $ 80 DO. (vgl. auch unten $ 116); Strafbarkeit 
des Ehebruchs: $ 172 StGB. 


8 48 
Verweigerung der Fortpflanzung 

Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der 
andere ſich ohne triftigen Grund beharrlich weigert, 
Nachkommenſchaft zu erzeugen oder zu empfangen, 
oder wenn er rechtswidrig Mittel zur Verhinderung 
der Geburt anwendet oder anwenden läßt. 

Bisheriges Recht: $ 1568 BGB. 


76 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht ber Eheſcheidung 


8 49 
Andere Eheverfehlungen 
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der 
andere durch eine ſonſtige ſchwere Eheverfehlung 
oder durch ehrloſes oder unſittliches Verhalten die 
Ehe ſchuldhaft ſo tief zerrüttet hat, daß die Wieder⸗ 
herſtellung einer ihrem Weſen entſprechenden Lebens⸗ 
gemeinſchaft nicht erwartet werden kann. Wer ſelbſt 
eine Verfehlung begangen hat, kann die Scheidung 
nicht begehren, wenn nach der Art ſeiner Verfehlung, 
insbeſondere wegen des Zuſammenhangs der Ver⸗ 
fehlung des anderen Ehegatten mit ſeinem eigenen 
Verſchulden ſein Scheidungsbegehren bei richtiger 
Würdigung des Weſens der Ehe ſittlich nicht gerecht⸗ 
fertigt iſt. 
1. Bisheriges Recht: 8 1568 BGB., 110 5 5 1565 (88 171, 
* StGB.), 1566, 1567 BGB.; 89 109, GB. 
2. Grundloſes Getrenntleben: $ 5 155 (für Oſterreich) 
9 51 DD. 


II. Scheidung aus anderen Gründen 


8 50 
Auf geiſtiger Störung beruhendes Verhalten 
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn die 
Ehe infolge eines Verhaltens des anderen Ehegatten, 
das nicht als Eheverfehlung betrachtet werden kann, 
weil es auf einer geiſtigen Störung beruht, ſo tief 
zerrüttet iſt, daß die Wiederherſtellung einer dem 
Weſen der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft 

nicht erwartet werden kann. 


B. Eheſcheidungsgründe. II. Scheidung aus anderen Gründen 88 50-52 77 


1. Wegen geiſtiger Störungen: vgl. z. B. § 1 Abſ. 1 
Buchſtabe o des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 18. 10. 1935 (unten 
a 180). 

2. Verfahren: 8 623 ($$ 38, 78 DO.) ZPO.: Prozeß⸗ 
fegen 9 612 3 PO. 

3. Wegen der Folgen: $ 69 (Unterhalt); $ 1478 Abſ. 3 
BGB. i. d. F. von $ 21 DVD, (Auseinanderſetzung bei all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft). 

4. Vermeidung von Härten: $ 54. 


8 51 
Geiſteskrankheit 

Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der 
andere geiſteskrank iſt, die Krankheit einen ſolchen 
Grad erreicht hat, daß die geiſtige Gemeinſchaft 
zwiſchen den Ehegatten aufgehoben iſt, und eine 
Wiederherſtellung dieſer Gemeinſchaft nicht erwartet 
werden kann. 

1. Bisheriges Recht: $ 1569 BGB. 

ni Wegen Geiſteskrankheit: 58 6 Nr. 1, 104 Nr. 3 BGB. 

3. Wegen des Verfahrens: $$ 612 Abſ. 2, 623 ZPO. 
(55 33, 38 DO.); für Oſterreich $ 78 DVD. 

4. Wegen der Folgen: $ 69 (Unterhalt); $ 1478 Abſ. 3 
BGB. i. d. F. von $ 21 DVD. (Auseinanderſetzung bei all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft). 

5. Vermeidung von Härten: $ 54. 


8 52 
Anſteckende oder ekelerregende Krankheit 
Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn der 
andere an einer ſchweren anſteckenden oder ekel⸗ 
erregenden Krankheit leidet und ihre Heilung oder die 
Beſeitigung der Anſteckungsgefahr in e Zeit 
nicht erwartet werden kann. 


78 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


1. Bisheriges Recht: $ 109 ABGB. 

2. Wegen des N $ 623 ZPO. (5 38 DVD.); 
für Oſterreich $ 78 DV 

3. Wegen der Rt $ 69 (Unterhalt); $ 1478 Abſ. 3 
BGB. i. d. F. von $ 21 DVD. (Auseinanderſetzung bei all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft). 

4. Vermeidung von Härten: 5 54. 

8 53 
Unfruchtbarkeit 

(1) Ein Ehegatte kann Scheidung begehren, wenn 
der andere nach der Eheſchließung vorzeitig unfrucht⸗ 
bar geworden iſt. 

(2) Die Scheidung iſt ausgeſchloſſen, wenn die Ehe⸗ 
gatten miteinander erbgeſunde eheliche Nachkommen⸗ 
ſchaft oder ein gemeinſchaftlich an Kindes Statt an⸗ 
genommenes erbgeſundes Kind haben. 

(3) Wer ſelbſt unfruchtbar iſt, hat kein Recht auf 
Scheidung. Das gleiche gilt für den Ehegatten, der 
eine neue Ehe aus geſundheitlichen Gründen nicht 
würde eingehen dürfen oder dem das Geſundheits⸗ 
amt hiervon abraten müßte. 

1. Wegen Unfruchtbarmachung: Geſetz zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchſes vom 14. 7. 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 259). 

2. Wegen der Klagefriſten: 50 58, 95, 113. 

3. Wegen des ie 9 623 8850. ( 38 DO.); 
für Oſterteich 8 78 D 

4. Wegen der 89 71 $ 69 (Unterhalt); § 1478 Abſ. 3 
BGB. i. d. F. von § 21 DVD. (Auseinanderſetzung bei allgemei⸗ 
ner Gütergemeinſchaft). 

5. 1 ehelicher Nachkommenſchaft: 38 1591ff., 


ge BG 
6. Wege 15 gemeinſchaftlicher anne 
99 1749, 1757 Abſ. 2, 1758 Abſ. 1 Satz 3 BG 


B. Eheſcheidungsgründe. II. Scheidung a. and. Gründen 55 53—55 79 


7. Wegen geſundheitlicher Bedenken gegen die 
Eheſchließung: $ 1 Ehegeſundheitsgeſetz vom 18. 10. 1935; 
1. Dan zum Ehegeſundheitsgeſetz vom 29. 11. 1935 (unten 


. 182). 
8. Sondervorſchrift für Oſterreich: $ 107. 


8 54 
Vermeidung von Härten 

In den Fällen der $$ 50 bis 53 darf die Ehe nicht 
geſchieden werden, wenn das Scheidungsbegehren 
ſittlich nicht gerechtfertigt iſt. Dies iſt in der Regel 
dann anzunehmen, wenn die Auflöſung der Ehe den 
anderen Ehegatten außergewöhnlich hart treffen 
würde. Ob dies der Fall iſt, richtet ſich nach den Um⸗ 
ſtänden, namentlich auch nach der Dauer der Ehe, dem 
Lebensalter der Ehegatten und dem Anlaß der Er⸗ 
krankung oder Unfruchtbarkeit. 


8 55⁵ 

Auflöſung der häuslichen Gemeinſchaft 

(1) Iſt die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
ſeit drei Jahren aufgehoben und infolge einer tief⸗ 
greifenden unheilbaren Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes die Wiederherſtellung einer dem Weſen 
der Ehe entſprechenden Lebensgemeinſchaft nicht zu 
erwarten, ſo kann jeder Ehegatte die Scheidung 
begehren. 

(2) Hat der Ehegatte, der die Scheidung begehrt, 
die Zerrüttung ganz oder überwiegend verſchuldet, 
ſo kann der andere der Scheidung widerſprechen. 
Der Widerſpruch iſt nicht zu beachten, wenn die Auf⸗ 
rechterhaltung der Ehe bei richtiger Würdigung des 


80 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht ber Eheſcheidung 


Weſens der Ehe und des geſamten Verhaltens beider 
Ehegatten ſittlich nicht gerechtfertigt iſt. 
Wegen der Folgen: Nr. 4 zu $ 53. 


C. Ausſchluß des Scheidungsrechts 


8 56 
Verzeihung 
Das Recht auf Scheidung wegen Verſchuldens be⸗ 
ſteht nicht, wenn ſich aus dem Verhalten des ver⸗ 
letzten Ehegatten ergibt, daß er die Verfehlung des 
anderen verziehen oder ſie als ehezerſtörend nicht 
empfunden hat. 


1. Bisheriges Recht: $ 1570 BGB. 
2. Nichtanwendbarkeit: 9 98. 


Friſtablauf 
8 57 

(1) Das Recht auf Scheidung wegen Verſchuldens 
erliſcht, wenn der Ehegatte nicht binnen ſechs Mo⸗ 
naten die Klage erhebt. Die Friſt beginnt mit der 
Kenntnis des Scheidungsgrundes. Sie läuft nicht, 
ſolange die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
aufgehoben iſt. Fordert der ſchuldige Ehegatte den 
anderen auf, die Gemeinſchaft herzuſtellen oder die 
Klage auf Scheidung zu erheben, ſo läuft die Friſt 
vom Empfang der Aufforderung an. 

(2) Die Scheidung iſt nicht mehr zuläſſig, wenn 
ſeit dem Eintritt des Scheidungsgrundes zehn Jahre 
verſtrichen ſind. Die Scheidung bleibt jedoch zuläſſig, 
wenn ihr Grund ein nach § 2 des Geſetzes zum Schutze 


C. Ausſchluß des Scheidungsrechts 38 56—58 81 


des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre ver⸗ 
botener Ehebruch iſt. 

(3) Der Erhebung der Klage ſteht der Antrag auf 
Anberaumung eines Sühnetermins gleich, ſofern die 
Ladung demnächſt erfolgt. Der Antrag verliert dieſe 
Wirkung, wenn der Antragſteller im Sühnetermin 
nicht erſcheint oder die Klage nicht binnen drei 
b ſeit dem Abſchluß des Sühneverfahrens 
erhebt. 


(4) Für die Sechs⸗ und die Dreimonatsfriſt gilt 
$ 40 Abſ. 3 und 4 entſprechend. 

1. Bisheriges Recht: $ 1571 BGB. 

2. Scheidung wegen Verſchuldens: 89 47—49. 

3. 5 e $ 253 ZPO.; für Oſterreich 
$ 92 § 71 DO. 

4. We en des Sühneverſuchs;: 88 608 O.; 5 32 

288 für Oſterreich 975 So nu 0 cet 388 


5. ee 8 95; für Oſterreich: $ 113; für 
das Burgenland: $ 52 DV 


8 58 

(1) Das Recht auf Scheidung wegen Unfruchtbar⸗ 
keit erliſcht, wenn die Klage nicht binnen Jahresfrist 
erhoben wird. § 57 Abſ. 3 findet Anwendung. Die 
Friſt beginnt mit der Kenntnis der Unfruchtbarkeit, 
gegebenenfalls mit dem Zeitpunkt, in dem der Berech⸗ 
tigte erfährt, daß ein Ausſchließungsgrund nach $ 53 
Abſ. 2 nicht oder nicht mehr vorhanden iſt. § 40 Abſ. 3. 
und 4 gilt entſprechend. 

(2) Die Scheidung iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Ehegatte, der ſie begehrt, das dreißigſte rn 

Rexroth⸗Anz, Ehegeſetz. 


8 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


vollendet hat und ſeit Eingehung der Ehe zehn Jahre 
verſtrichen ſind. 

1. Scheidung wegen Unfruchtbarkeit: $ 53. 

2. Wegen a uns um des Sühneverfuds 
($ 57 Abſ. 3): Nr. 3 und 4 zu 9 57 

3. Übergangsvorſchrift: $ 95 Satz 2; für Oſterreich: $ 113, 


8 59 
Nachträgliche Geltendmachung von 
Scheidungsgründen bei Scheidung wegen 
Verſchuldens und wegen Unfruchtbarkeit 

(1) Nach Ablauf der in den §8 57 und 58 bezeich⸗ 
neten Friſten kann während eines Scheidungsſtreites 
ein Scheidungsgrund noch geltend gemacht werden, 
wenn die Friſt bei der Klageerhebung noch nicht ver⸗ 
ſtrichen war. 

(2) Eheverfehlungen, auf die eine Scheidungsklage 
nicht mehr gegründet werden kann, können nach 
Ablauf der Friſten des § 57 zur Unterſtützung einer 
auf andere Eheverfehlungen gegründeten Scheidungs⸗ 
klage geltend gemacht werden. 

1. Bisheriges Recht: $$ 1572, 1573 BGB. 

7 e wegen Verſchüldens (Eheverfehlung): 
3. Nie Maisumenbücfelh 9 98. 

4. Übergangsvorſchrift: $ 95; für Oſterreich: $ 113; $ 52 
DVD. (für das Burgenland). 


D. Schuld ausſpruch 
8 60 
Bei Scheidung wegen Verſchuldens 


(1) Wird die Ehe wegen Verſchuldens des Be⸗ 
klagten geſchieden, ſo iſt dies im Urteil auszuſprechen. 


C. Ausſchluß d. Scheidungsrechts 8 59 — D. Schuldausſpruch 8 00 83 


(2) Hat der Beklagte Widerklage erhoben und wird 
die Ehe wegen Verſchuldens beider Ehegatten ge⸗ 
ſchieden, ſo ſind beide für ſchuldig zu erklären. Iſt 
das Verſchulden des einen Ehegatten erheblich 
ſchwerer als das des anderen, ſo iſt zugleich auszu⸗ 
ſprechen, daß ſeine Schuld überwiegt. 

(3) Auch ohne Erhebung einer Widerklage iſt auf 
Antrag des Beklagten die Mitſchuld des Klägers 
auszuſprechen, wenn die Ehe wegen einer Ver⸗ 
fehlung des Beklagten geſchieden wird und dieſer 
zur Zeit der Erhebung der Klage oder ſpäter auf 
Scheidung wegen Verſchuldens hätte klagen können. 
Hatte der Beklagte bei der Klageerhebung das Recht, 
die Scheidung wegen Verſchuldens des Klägers zu 
begehren, bereits verloren, ſo iſt dem Antrag 
gleichwohl ſtattzugeben, wenn dies der Billigkeit 
entſpricht. Abſ. 2 Satz 2 und § 57 Abſ. 3 gelten ent⸗ 
ſprechend. 


1. Bisheriges Recht: 51574 BGB. 

2. Bedeutung des Schuldausſpruchs: $ 63 Abſ. 2, 
§ 64 Abſ. 1 (Name der geſchiedenen Frau); 58 66—68, $ 69 
Abſ. 1, 5 96 120 0 $ 81 Abſ. 3 421 55 für die Perſon des 
Kindes); $ 1478 BGB. i. d. F. von $ 21 DVD. (Auseinander⸗ 
ſetzung bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft); 98 27, 28, 59 
DV.; $$ 1933, 2077, 2268, 2279 BGB.; $ 795 ABEL. — 
(Ausſchluß des überlebenden Ehegatten von der geſetzlichen oder 
teſtamentariſchen Erbfolge); $ 111 Abſ. 1 (Trennung der Ehe); 
$ 115 Abſ. 3 (Umwandlung der Scheidung von 2 und 
Bett in Scheidung dem Bande nach); $ 122 Abſ. 2, $ 127 
(Dispensehe). 

3. Weitere Anwendung: 5 30 Abſ. 2, 9 31 Abſ. 1 (Nichtig⸗ 
erklärung der Ehe); 88 42, 44 80 2 (Aufhebung der Ehe, vgl. 
auch 9 19 Abſ. 2, 8 17, 18 DS 

4. Nichtanwendbarkeit: 75 85 


84 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


861 

Bei Scheidung aus anderen Gründen 

(1) Wird die Ehe auf Klage und Widerklage ge⸗ 
ſchieden und trifft nur einen Ehegatten ein Ver⸗ 
ſchulden, ſo iſt dies im Urteil auszuſprechen. 

(2) Wird die Ehe lediglich auf Grund der Vor⸗ 
ſchriften der 88 50 bis 53 und 55 geſchieden und 
hätte der Beklagte zur Zeit der Erhebung der Klage 
oder ſpäter auf Scheidung wegen Verſchuldens des 
Klägers klagen können, ſo iſt auch ohne Erhebung 
einer Widerklage auf Antrag des Beklagten auszu⸗ 
ſprechen, daß den Kläger ein Verſchulden trifft. 
Hatte der Beklagte bei der Klageerhebung das Recht, 
die Scheidung wegen Verſchuldens des Klägers zu 
begehren, bereits verloren, ſo iſt dem Antrag gleich⸗ 
1155 ſtattzugeben, wenn dies der Billigkeit entſpricht. 
$ 57 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 

1. Wegen Scheidung ohne Verſchulden: 00 55. 

2. Bedeutung des Schuldausſpruchs: Nr. 2 z. $ 60 


3. Weitere Anwendung: Nr. 3 zu $ 60. 
4. Nichtanwendbarkeit: 5198. 


E. Folgen der Scheidung 
I. Name der geſchiedenen Frau 
8 62 
Grundſatz 
Die geſchiedene Frau behält den Familiennamen 
des Mannes. 

1. Bisheriges Recht: $ 1577 Abſ. 1 BGB 
2. Weitere Anwendung: 85 42, 44 Abſ. =; (Aufhebung 


der Ehe), ferner $ 19 Abſ. 2 DV 
3. Unterſagung der Namensführung: 89 64, 65. 


$ 61.— E. Folgen d. Scheidung. I. Name d. geſchiedenen Frau 88 62—64 85 
8 63 
Wiederannahme eines früheren Namens 

(1) Die geſchiedene Frau kann durch Erklärung 
gegenüber dem Standesbeamten ihren Familien⸗ 
namen wieder annehmen. Die Erklärung bedarf der 
öffentlichen Beglaubigung. 

(2) In gleicher Weiſe kann die Frau einen früheren 
Ehenamen, den ſie bei Eingehung der geſchiedenen 
Ehe hatte, wieder annehmen, wenn aus der früheren 
Ehe Nachkommenſchaft vorhanden iſt. Die Wieder⸗ 
annahme iſt ausgeſchloſſen, wenn die Frau allein 
oder überwiegend für ſchuldig erklärt iſt. 

1. Bisheriges Recht: $ 1577 Abſ. 2 BGB.; 58 BO. zur 
Vereinheitlichung der GEN u mien. und Nachlaß⸗ 
ſachen vom 31. 5. 1934 (RG Bl. J S. 537). 

1 der Wiederaufnahme des früheren Na⸗ 
mens: $ 21 AVO. z. ee bom 19. 5. 1988 
(NG Bl. 1 S. 533), 5 20 Abſ. 1 

3. Weitere Anwendung: Ar. 2 u g 5 62. 

4. Unterſagung der Weiterführung des früheren 
Ehenamens: $ 65. 


8 64 
Unterſagung der Namensführung 
durch den Mann 

0) Iſt die Frau allein oder überwiegend ſchuldig, 
ſo kann ihr der Mann durch Erklärung gegenüber dem 
Standesbeamten die Weiterführung ſeines Namens 
unterſagen. Die Erklärung bedarf der öffentlichen 
Beglaubigung. Der Standesbeamte ſoll der Frau 
die Erklärung mitteilen. 

(2) Mit dem Verluſt des Mannesnamens erhält 
die Frau ihren Familiennamen wieder. 


86 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


1. Bisheriges Recht: § 1577 Abſ. 3 BGB. 

2. Zuſtändigkeit des Standesbeamten: 5 49 AVO. z. 
Perſonenſtandsgeſ. vom 19. 5. 1938 (RGBl. I S. 533). 

3. Weitere Anwendung: Nr. 2 zu $ 62. 


865 
Unterfagung der Namensführung 
durch das Vormundſchaftsgericht 


(1) Macht die Frau ſich nach der Scheidung einer 
ſchweren Verfehlung gegen den Mann ſchuldig oder 
führt ſie gegen ſeinen Willen einen ehrloſen oder 
unſittlichen Lebenswandel, ſo kann ihr das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf Antrag des Mannes die 
Weiterführung ſeines Namens unterſagen. Iſt der 
Mann geſtorben, ſo kann ein naher Angehöriger den 
Antrag ſtellen, wenn die Frau gegen ſeinen Willen 
einen ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel führt 
oder wenn ſie ſich einer ſchweren Verfehlung gegen 
den Verſtorbenen ſchuldig macht; nahe Angehörige 
in dieſem Sinne ſind Verwandte des Mannes bis 
zum zweiten Grade und, wenn er ſich wieder ver⸗ 
heiratet hatte, die Witwe. 

(2) Abſ. 1 gilt entſprechend, wenn die Frau nach 
§ 63 Abſ. 2 einen früheren Ehenamen wieder an⸗ 
genommen hat. 

(3) Der Beſchluß, der die Weiterführung des 
Namens unterſagt, wird erſt mit der Rechtskraft 
wirkſam. Die Frau erhält damit ihren Familien⸗ 
namen wieder. , 

1. Zuſtändigkeit: 5 20 Abſ. 2 DO.; für Oſterreich: $ 105. 

2. Verfahren: $$ 1ff., 36 ff., 60 Abſ. 1 Nr. 6 FGGG.; für 
Oſterreich: Verfahren außer Streitſachen. 


8 65. — E. Folgen der Scheidung. II. Unterhalt 38 66, 67 87 


II. Unterhalt 
a) Unterhaltspflicht bei Scheidung wegen Verſchuldens. 


§ 66 

(1) Der allein oder überwiegend ſchuldige Mann 
hat der geſchiedenen Frau den nach den Lebensver⸗ 
hältniſſen der Ehegatten angemeſſenen Unterhalt zu 
gewähren, ſoweit die Einkünfte aus dem Vermögen 
der Frau und die Erträgniſſe einer Erwerbstätigkeit, 
die von ihr den Umſtänden nach erwartet werden 
kann, nicht ausreichen. 

(2) Die allein oder überwiegend ſchuldige Frau hat 
dem geſchiedenen Mann angemeſſenen Unterhalt zu 
gewähren, ſoweit er außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu 
unterhalten. 


1. Bisheriges Recht: $ 1578 BG 
2. Weitere e 931 Ab 1, 99 42, 44 Abſ. 2, 92; 
$ 19 Abſ. 2 DVO 
1 Unterhaltsverträge: 8 80. 
4. Übergangsvorſchrift: $ 96. 


8 67 

(1) Würde der allein oder überwiegend ſchuldige 
Ehegatte durch Gewährung des im $ 66 beſtimmten 
Unterhalts bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Ver⸗ 
pflichtungen den eigenen angemeſſenen Unterhalt ge⸗ 
fährden, ſo braucht er nur ſo viel zu leiſten, als es mit 
Rückſicht auf die Bedürfniſſe und die Vermögens⸗ und 
Erwerbsverhältniſſe der geſchiedenen Ehegatten der 
Billigkeit entſpricht. Hat der Verpflichtete einem min⸗ 
derjährigen unverheirateten Kinde oder bei Wieder⸗ 
verheiratung dem neuen Ehegatten Unterhalt zu ge⸗ 


88 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


währen, ſo ſind auch die Bedürfniſſe und die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe dieſer Perſonen zu berückſichtigen. 

(2) Der Mann iſt unter den Vorausſetzungen des 
Abſ. 1 von der Unterhaltspflicht ganz befreit, wenn 
die Frau den Unterhalt aus dem Stamm ihres Ver⸗ 
mögens beſtreiten kann. 

1. Bisheriges Recht: $ 1579 BGB. 

2. Weitere Anwendung: Nr. 2 zu 8 66, ferner 9 69 Abſ. 2. 

3. Unterhalts verträge: 8 80. 

4. Übergangsvorſchrift: 8 96. 


8 68 

Sind beide Ehegatten ſchuld an der Scheidung, 
trägt aber keiner die überwiegende Schuld, ſo kann 
dem Ehegatten, der ſich nicht ſelbſt unterhalten kann, 
ein Beitrag zu ſeinem Unterhalt zugebilligt werden, 
wenn und ſoweit dies mit Rückſicht auf die Bedürf⸗ 
niſſe und die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe 
des anderen Ehegatten und der nach § 71 unterhalts⸗ 
pflichtigen Verwandten des Bedürftigen der Billigkeit 
entſpricht. Die Beitragspflicht kann zeitlich beſchränkt 
werden. § 67 Abſ. 1 Satz 2 findet entſprechende An⸗ 
wendung. N 


1. Weitere Anwendung: Nr. 2 z. 5 66. 

2. Unterhalts verträge: $ 80. 

3. Nichtanwendbarkeit: $ 96 Satz 2 (Ubergangsvorſchrift); 
§ 111 Abſ. 1 (Trennung der Ehe); $ 53 DVD. (Scheidung von 
Tiſch und Bett, Ungültigkeitserklärung, Dispensehe). 


b) Unterhaltspflicht bei Scheidung aus anderen Gründen. 
8 69 


(1) Sit die Ehe allein aus einem der in den $$ 50 
bis 53 und 55 bezeichneten Gründe geſchieden und 


E. Folgen der Scheidung. II. Unterhalt $5:68—70 89 


enthält das Urteil einen Schuldausſpruch, ſo finden 
die Vorſchriften der $$ 66 und 67 entſprechende 
Anwendung. 

(2) Enthält das Urteil keinen Schuldausſpruch, ſo 
hat der Ehegatte, der die Scheidung verlangt hat, 
dem anderen Unterhalt zu gewähren, wenn und ſo⸗ 
weit dies mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe und die 
Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der geſchiedenen 
Ehegatten und der nach $ 71 unterhaltspflichtigen 
Verwandten des Berechtigten der Billigkeit entſpricht. 
§ 67 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 findet entſprechende 
Anwendung. 

1. Schuldausſpruch: 5 ug 2, 9 61 Abſ. 2. 
5 Unterhaltsverträge: $ 8 
3. Weitere Anwendung: 9 101 Abſ. 1 (Nichtigkeit der Ehe, 
ogl. jedoch 8 16 DV.); 915 1 55 Abſ. 2, 9 92 (Aufhebung der 
Ehe, vgl. auch $ 19 Abſ. 2 

4. Sende e Abr Oſterreich: 35 111, 115 

Abs. 4, 5 122 Abſ. 2, 5 127. 


c) Art der Unterhaltsgewährung. 
8 70 f 
(1) Der Unterhalt iſt durch Zahlung einer Geld⸗ 
rente zu gewähren. Die Rente iſt monatlich im vor⸗ 
aus zu entrichten. Der Verpflichtete hat Sicherheit 
zu leiſten, wenn die Gefahr beſteht, daß er ſich ſeiner 
Unterhaltspflicht zu entziehen ſucht. Die Art der 
Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich nach den Umſtänden. 
(2) Statt der Rente kann der Berechtigte eine Ab⸗ 
findung in Kapital verlangen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt und der Verpflichtete dadurch nicht 
unbillig belaſtet wird. 


90. 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


(3) Der Verpflichtete ſchuldet den vollen Monats⸗ 
betrag auch dann, wenn der Berechtigte im Lauf des 
Monats ſtirbt. 

1. Bisheriges 1 $ 1580 Abſ. 1 u. 2, $ 760 BGB.; 
88 105, 108, 117 A0 

2. Weg en Sigerpeitsteifung: 59 232 ff. BGB., § 324 
BRD, 34373 ABG 

8 71 

(1) Der unterhaltspflichtige geſchiedene Ehegatte 
haftet vor den Verwandten des Berechtigten. Soweit 
jedoch der Verpflichtete bei Berückſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen den eigenen angemeſſenen 
Unterhalt gefährden würde, haften die Verwandten 
vor dem geſchiedenen Ehegatten. Soweit einem ge⸗ 
ſchiedenen Ehegatten ein Unterhaltsanſpruch gegen 
den anderen Ehegatten nicht zuſteht, haben die Ver⸗ 
wandten des Berechtigten nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Unterhaltspflicht den Unterhalt zu 
gewähren. 

(2) Die Verwandten haften auch, wenn die Rechts⸗ 
verfolgung gegen den unterhaltspflichtigen Ehegatten 
im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt. 
In dieſem Falle geht der Anſpruch gegen den Ehe⸗ 
gatten auf den Verwandten über, der den Unterhalt 

gewährt hat. Der Übergang kann nicht zum Nachteil 
des Unterhaltsberechtigten geltend gemacht werden. 

1. Bisheriges Recht: 88 1607, 1608 BGB. 

2. Wegen der Unterhaltspflicht der Verwandten: 
58 1601 ff. BGB.; 58 143, 145 ABGB. 


8 72 
Für die Vergangenheit kann der Berechtigte Er⸗ 
füllung oder Schadenerſatz wegen Nichterfüllung erſt 


E. Folgen der Scheidung. II. Unterhalt 88 71—74 9¹ 


von der Zeit an fordern, in der der Unterhalts⸗ 
pflichtige in Verzug gekommen oder der Unterhalts⸗ 
anſpruch rechtshängig geworden iſt, für eine 
länger als ein Jahr vor der Rechtshängigkeit 
liegende Zeit jedoch nur, ſoweit anzunehmen iſt, 
daß der Verpflichtete ſich der Leiſtung abſichtlich 
entzogen hat. 

1. Bisheriges Recht: $ 1580 Abſ. 3, § 1613 BGB. 

2. Wegen Verzugs: 55 284 ff. BGB. 

3. Wegen Rechtshängigkeit: $ 263 ZPO. 


d) Begrenzung und Wegfall des Unterhaltsanſpruchs. 


§ 73 
Selbſtverſchuldete Bedürftigkeit 

(1) Ein Unterhaltsberechtigter, der infolge ſittlichen 
Verſchuldens bedürftig iſt, kann nur den notdürftigen 
Unterhalt verlangen. 

(2) Ein Mehrbedarf, der durch grobes Verſchulden 
des Berechtigten herbeigeführt iſt, begründet keinen 
Anſpruch auf erhöhten Unterhalt. 

Bisheriges Recht: $ 1580 Abſ. 3, $ 1611 Abſ. 1 B56. 


8 74 
Verwirkung 


Der Berechtigte verwirkt den Unterhaltsanſpruch, 
wenn er ſich nach der Scheidung einer ſchweren Ver⸗ 
fehlung gegen den Verpflichteten ſchuldig macht oder 
gegen deſſen Willen einen ehrloſen oder e 
Lebenswandel führt. 


92 i 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


8 75 N 
Wiederverheiratung des Berechtigten 
Die Unterhaltspflicht erliſcht mit der Wiederver⸗ 

heiratung des Berechtigten. 
Bisheriges Recht: 5 1581 Abſ. 1 BGB. 


8 76 
Wiederverheiratung des Verpflichteten 
Bei Wiederverheiratung des Verpflichteten finden 

die Vorſchriften des § 1604 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs über den Einfluß des Güterſtandes auf die 
Unterhaltspflicht entſprechende Anwendung. 


1. Bisheriges Recht. $ 1581 Abſ. 2 BGB. 
2. Nichtanwendbar in Oſterreich: $ 107. 


8 77 
Tod des Berechtigten 

(1) Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode 
des Berechtigten. Nur ſoweit er auf Erfüllung oder 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung für die Ver⸗ 
gangenheit gerichtet iſt oder ſich auf Beträge bezieht, 
die beim Tode des Berechtigten fällig ſind, bleibt er 
auch nachher beſtehen. 

(2) Der Verpflichtete hat die Beſtattungskoſten zu 
tragen, ſoweit dies der Billigkeit entſpricht und die 
Koſten nicht von den Erben zu erlangen ſind. 

Bisheriges Recht: 5 1580 Abſ. 3, $ 1615 BGB. 


8 78 
Tod des Verpflichteten 
(1) Mit dem Tode des Verpflichteten geht die Unter⸗ 


haltspflicht auf die Erben als Nachlaßverbindlichkeit 
über. 


E. Folgen der Scheidung. II. Unterhalt 38 75— 79 93 


(2) Der Erbe haftet ohne die Beſchränkung des $ 67. 
Der Berechtigte muß ſich jedoch die Herabſetzung der 
Rente auf einen Betrag gefallen laſſen, der bei Be⸗ 
rückſichtigung der Verhältniſſe des Erben und der 
Ertragsfähigkeit des Nachlaſſes der Billigkeit ent⸗ 
ſpricht. 

(3) Eine nach $ 68 einem Ehegatten auferlegte Bei⸗ 
tragspflicht erliſcht mit dem Tode des Verpflichteten. 

1. Bisheriges Recht: $ 1581 BGB. 


2. Wegen e e 98 1958, 1975 ff., 
1994, 2000, 2005, 2007, 207 BG 


e) Beitrag zum Unterhalt der Kinder. 


8 79 

(1) Hat ein geſchiedener Ehegatte einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo hat ihm 
der andere aus den Einkünften ſeines Vermögens und 
den Erträgniſſen ſeiner Erwerbstätigkeit einen an⸗ 
gemeſſenen Beitrag zu den Unterhaltskoſten zu leiſten, 
ſoweit dieſe nicht durch die Nutznießung am Kindes⸗ 
vermögen gedeckt werden. Der Anſpruch iſt nicht über⸗ 
tragbar. 

(2) Steht dem beitragspflichtigen Ehegatten die 
Sorge für die Perſon des Kindes zu, ſo kann er den 
Beitrag zur eigenen Verwendung für den Unterhalt 
des Kindes zurückbehalten. 

1. Bisheriges Recht: $ 1585 BGB., 5 142 ABGB. 

2. Wegen Nutznießung am Kindes vermögen: 

88 1649ff. 1666 A 2, 88 1678, 1685 Abſ. 2, $ 1686 BGB.; 
$ 30 Abſ. 3, 5 42 
8. Nicht 1 in Oſterreich: $ 107. 


94 2. Geſetz. 2. Abſchn. Recht der Eheſcheidung 


f) Unterhaltsverträge. 
8 80 

Die Ehegatten können über die Unterhaltspflicht 
für die Zeit nach der Scheidung der Ehe Verein⸗ 
barungen treffen. Iſt eine Vereinbarung dieſer Art 
vor Rechtskraft des Scheidungsurteils getroffen 
worden, ſo iſt ſie nicht ſchon deshalb nichtig, weil ſie 
die Scheidung erleichtert oder ermöglicht hat; ſie iſt 
jedoch nichtig, wenn die Ehegatten im Zuſammen⸗ 
hang mit der Vereinbarung einen nicht oder nicht 
mehr beſtehenden Scheidungsgrund geltend gemacht 
hatten oder wenn ſich anderweitig aus dem Inhalt 
der Vereinbarung oder aus ſonſtigen Umſtänden des 
Falles ergibt, daß ſie den guten Sitten widerſpricht. 


III. Verhältnis zu den Kindern 


8 81 
Sorge für die Perſon des Kindes 

(1) Iſt die Ehe geſchieden, ſo beſtimmt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht, welchem Ehegatten die Sorge für 
die Perſon eines gemeinſchaftlichen Kindes zuſtehen 
ſoll. Maßgebend iſt, was nach Lage der Verhältniſſe 
dem Wohl des Kindes am beſten entſpricht. j 

(2) Sind mehrere gemeinſchaftliche Kinder vor⸗ 
handen, ſo ſoll die Sorge für die Perſon aller Kinder 
dem gleichen Elternteil übertragen werden, ſofern 
nicht eine abweichende Regelung aus beſondeéren 
Gründen geboten und mit dem Wohl des Kindes 
vereinbar iſt. 

(3) Einem Ehegatten, der allein oder überwiegend 


E. Folg. d. Scheidung. II. Unterhalt $80— TIL. Verhältn. z. d. Kindern 58 81,82 95 


für ſchuldig erklärt iſt, ſoll die Sorge nur übertragen 
werden, wenn dies aus beſonderen Gründen dem 
Wohl des Kindes dient. 

(4) Das Vormundſchaftsgericht kann die Sorge 
einem Pfleger übertragen, wenn dies aus beſonderen 
Gründen zum Wohl des Kindes erforderlich iſt. 

(5) Das Vormundſchaftsgericht kann die Anord⸗ 
nung jederzeit ändern, wenn das Wohl des Kindes 
es erfordert. 

(6) Vor der Entſcheidung find die geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten zu hören. Die Anhörung kann unterbleiben, 
wenn ſie untunlich iſt. 

G Recht: 55 1635, 1637, 1700 BGB., $ 142 


2. Weitere Anwendung: 3 30 Abf. 2, 5 42 Abſ. 1, $ 45. 
05 e—ᷓ— Vormundſ aftsgerichts: Ss 36ff. 


eee en: 59 97, 98. 
5. Nicht anwendbar in Oſterreich: $ 107. 


8 82 
Perſönlicher Verkehr mit den Kindern 


(1) Der Ehegatte, dem die Sorge für die Perſon 
eines gemeinſchaftlichen Kindes nicht zuſteht, behält 
die Befugnis, mit ihm perſönlich zu verkehren. 

(2) Das Vormundſchaftsgericht kann den Verkehr 
näher regeln. Es kann ihn für eine beſtimmte Zeit 
oder dauernd ausſchließen, wenn dies aus beſonderen 
Gründen dem Wohl des Kindes dient. 

1. Bisheriges Recht: $ 1636 BGB., 8 142 ABGB. 


2. Wegen der weiteren Anwendung uſw.: vgl. Nr. 2 
bis 5 z. § 81. 


96 2. Geſetz. 3. Abſchn. Übergangvorichriften 


F. Recht zum Getrenntleben 
nach Verluſt des Scheidungsrechts 


8 83 5 
Im 9 1353 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird dem 
Ab). 2 folgender Satz angefügt: 
„Wer ſein Scheidungsrecht durch Verzeihung oder 
durch Friſtablauf verloren hat, kann allein aus 
der Tatſache, die das Scheidungsrecht begründet 
hat, ein Recht, die Herſtellung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft zu verweigern, nicht herleiten.“ 
1. Wegen Verzeihung und Friſtablauf: 1975 5 57. 
2. ee für Oſterreich: 5 51 D 


Dritter Abſchnitt 
Übergangsvorſchriften 


8 84 

Die 98 1303 bis 1352, 1564 bis 1587, 1608 Abſ. 2 
und die §8 1635 bis 1637, 1699 bis 1704, 1771 Abſ. 2 
Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, Artikel II SS 1 
und 2 des Geſetzes gegen Mißbräuche bei der Ehe⸗ 
ſchließung und der Annahme an Kindes Statt vom 
23. November 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 979) und 
Artikel 1 des Geſetzes über die Anderung und Er⸗ 
gänzung familienrechtlicher Vorſchriften und über 
die Rechtsſtellung der Staatenloſen vom 12. April 
1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 380) treten außer Kraft, 
ſoweit ſich nicht aus den folgenden Vorſchriften etwas 
anderes ergibt. 


FE. Recht z. Getrenntleben uſw. — 3. Abſchn. Übergangsvorſchr. 88 84—86 97 

„Die Vorausſetzungen für die Eingehung einer Ehe 
beſtimmen ſich für eine Ehe, die nach Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes geſchloſſen wird, nach den bisherigen 
Vorſchriften, wenn das Aufgebot vor Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes angeordnet war. 

1. Übergangsvorſchrift zu 95 114. 

2. Bisherige Vorausſetzungen der Eheſchließung: 
88 1303—1322 BGB.; Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes 
un der deutſchen Ehre vom 15. 9. 1935 (RGBl. I S. 1146) und 

1. AVO. vom 14. 11. 1935 (RG Bl. I S. 1334); Geſetz zum 
117 der Erbgeſundheit des deutſchen Volkes vom 18. 10. 1935 
(RGBl. I S. 1246) und DurchfVO. dazu vom 29. 11. 1935 
(RG Bl. 1 S. 1419); 58 48ff. ABGB 

3. Wegen Anordnung des Aufgebots: 88 3—8 Per⸗ 
„ vom 3. 11. 1937 (RG Bl. I S. 1146), $$ 16ff. 

VO. 3. b ee on 19. 5. 1938 (RG Bl. 1 S. 533). 

er Nicht anwendbar in Ofterreich: $ 107; jedoch $ 101 
und VO. über die Einführung des deutſchen Perſonenſtands⸗ 
rechts im Lande Oſterreich vom 2. 7. 1938 (RG Bl. 1 S. 803). 


8 86 

(1) Ob eine vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ge⸗ 
ſchloſſene Ehe nichtig iſt, beſtimmt ſich nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften. Soweit nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes abweichend von den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften die Nichtigkeit einer dem Verbot der Schwä⸗ 
gerſchaft zuwider geſchloſſenen Ehe durch nachträg⸗ 
liche Befreiung von dem Eheverbot geheilt werden 
kann, gilt dies auch für eine Ehe, die vor Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes geſchloſſen iſt. 

(2) Eine Ehe, die vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ausſchließlich oder vorwiegend zu dem Zweck ge⸗ 
ſchloſſen iſt, der Frau den Erwerb der e 

Rexroth⸗Anz, Ehegeſetz. 


98 2. Geſetz. 3. Abſchn. Übergangsvorſchriften 


hörigkeit des Mannes zu ermöglichen, kann nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes für nichtig erklärt werden, 
wenn die Ehe nach dem 8. November 1918 geſchloſſen 
iſt. Die Nichtigkeitsklage und die Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung der Unehelichkeit eines Kindes aus einer 
ſolchen Ehe können nur binnen ſechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes erhoben werden. 

1. Übergangsvorſchrift zu 88 20—26. 

2. a Vorſchriften: 58 1323—1328 BGB.; 95 1, 2 
Geſ. über die Anderung u. Ergänzung familienrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften ſowie über die 8 0 der Staatenloſen vom 
12. April 1938 (RG Bl. I S. 380). 

3. Wegen c l vom Eheverbot 
der Schwägerſchaft: § 25 Abſ. 2 

4. Wegen Staatsangehörigkeitsehe: $ 23 (wegen der 
Namensehe vgl. die inzwiſchen gegenſtandslos gewordene Be⸗ 
ſtimmung in Art. IV des Geſ. gegen Mißbräuche bei der Ehe⸗ 
dec enen und der Annahme an Kindes Statt vom 23. 11. 1933, 
RGBl. 1 S. 979). 

5. Wegen der Klage auf. ne der Unehelich⸗ 
keit: 20 Abſ. 3; 9 640 ZPO. (J 44 DO.). 

6. Nicht anwendbar in Gfterreich $ 107; beſondere 
an für die Namens⸗ und, Staatsangehörigkeitsehe: 857 


8 87 

(1) Die Berufung auf die Nichtigkeit einer vor In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſenen Ehe iſt nur 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuläſſig. Die 
bisherigen Vorſchriften bleiben jedoch maßgebend, 
wenn die Ehe unter Verletzung der geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen Form geſchloſſen und nicht in das Heirats⸗ 
regiſter eingetragen war. 

(2) War vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Nich⸗ 
tigkeit einer Ehe, die bereits durch Tod oder Schei⸗ 


88 87—89 99 


dung aufgelöft war, geltend gemacht, jo finden auf 
ein hierüber anhängiges Verfahren die bisherigen 
Vorſchriften Anwendung. 

1. Übergangsvorſchrift zu $ 27. 

2. Bisherige Vorſchrift: 8 1329 BGB. 


Ss 88 

(1) Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
auf Grund einer Nichtigkeitsklage rechtskräftig für 
nichtig erklärt worden und war die Nichtigkeit der 
Ehe bei der Eheſchließung einem Ehegatten bekannt, 
dem anderen aber nicht bekannt, ſo finden auf das 
Verhältnis der Ehegatten in vermögensrechtlicher 
Beziehung die i dieſes Geſetzes mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die im § 31 Abſ. 2 be⸗ 
5 Friſt mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 

eginnt 

02 Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet keine Anwen⸗ 
dung, wenn es zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes für das Verhältnis der Ehegatten in ver⸗ 
mögensrechtlicher Beziehung bereits bei den Folgen 
der Nichtigkeit ſein Bewenden hatte. 

1. Übergangsvorſchrift zu $ 31. 

2. Bisherige Beſtimmungen: $$ 1345, 1347 BGB. 


8 89 

(1) Ob ein Kind aus einer vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes rechtskräftig für nichtig erklärten Ehe unehe⸗ 
lich iſt oder als ehelich gilt, richtet ſich nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften. 

(2) War zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
die Unehelichkeit eines Kindes aus einer nichtigen 

7* 


100 2. Geſetz. 3. Abſchn. Übergangsvorſchriften 


Ehe geltend gemacht, nachdem die Ehe durch Tod oder 
Scheidung aufgelöſt worden war, ſo finden auf ein 
hierüber anhängiges Verfahren die bisherigen Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. Im übrigen iſt nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes die Berufung auf die Unehelich⸗ 
keit eines Kindes aus einer nichtigen Ehe nur nach 
den Beſtimmungen dieſes in zuläſſig. 

1. Übergangs vorſchrift zu $$ 29, 

2. 1 Beſtimmungen: 15 16991704 BGB., 
1329 86 

8 90 


(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes über die Auf⸗ 
hebung der Ehe finden auch Anwendung, wenn die 
Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen war. 

(2) Iſt zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
eine Anfechtungsklage anhängig, ſo kann der Kläger 
ſtatt der Nichtigerklärung der Ehe nur ihre Auf⸗ 
hebung beantragen; die Nichtigkeit der Ehe kann nicht 
mehr ausgeſprochen werden. 

(3) Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet auch Anwen⸗ 
dung, wenn die Anfechtungsklage auf Grund der 
bisherigen Vorſchriften über die Wiederverheiratung 
im Falle der Todeserklärung von den Ehegatten der 
neuen Ehe erhoben worden iſt, der nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes zur Erhebung der Auf⸗ 
hebungsklage nicht berechtigt iſt. 

1. Übergangs vorſchrift zu 38 33ff. 
2. Ar Beſtimmungen: 89 1330—1343, 1348 bis 


8 91 
(1) Iſt die Friſt, die nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften für die Anfechtung der Ehe maßgebend war, 


1352 


88 90-92 101 


früher als ſechs Monate vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes abgelaufen, ſo kann eine Aufhebungsklage 
nicht mehr erhoben werden. 

(2) Iſt die Friſt für die Anfechtung der Ehe inner⸗ 
halb der letzten ſechs Monate vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes abgelaufen, ſo endet die Friſt für die Er⸗ 
hebung der Aufhebungsklage ſechs Monate nach In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes. Dabei ſteht der Erhebung 
der Klage auch nicht die Rechtskraft eines Urteils 
entgegen, durch welches die Anfechtungsklage wegen 
Friſtverſäumnis abgewieſen worden iſt. 

1. Übergangsvorſchrift zu 89 40, 41. 

2. Bisherige Vorſchrift: $ 1339 BGB. 


8 92 

(1) Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
auf Grund einer Anfechtungsklage für nichtig erklärt 
worden, ſo beſtimmt ſich das Verhältnis der Ehe⸗ 
gatten in vermögensrechtlicher Beziehung für die 
Zukunft nach den in dieſem Geſetz über die Folgen 
der Aufhebung getroffenen Vorſchriften, es ſei denn, 
daß es zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
a bei den Folgen der Nichtigkeit fein Bewenden 
atte. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet auch dann 
Anwendung, wenn das Urteil, durch das die Ehe für 
nichtig erklärt worden iſt, erſt nach Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes rechtskräftig wird, ſofern die letzte 
mündliche Verhandlung vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ſtattgefunden hat. 

(3) Sit eine Ehe nach den bisherigen Vorſchriften 
über die Wiederverheiratung im Falle der Todes⸗ 


102 2. Geſetz. 3. Abſchn. Übergangsvorſchriften 


erklärung auf Grund der Anfechtungsklage eines 
Ehegatten für nichtig erklärt worden, ſo beſtimmen 
ſich die Folgen der Nichtigkeit nach den bisherigen 
Vorſchriften. 

1. 6 8 zu $ 42 (58 66 ff.; 5 1478 BGB. 
i. d. F. von 8 21 D 

2. Bisherige e 89 1345—1347 BGB. 


§ 93 

(1) In Eheſachen iſt dieſes Geſetz in der Reviſions⸗ 
inſtanz auch dann anzuwenden, wenn die letzte münd⸗ 
liche Verhandlung vor dem Oberlandesgericht vor 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſtattgefunden hat. In 
dieſem Falle können noch in der Reviſionsinſtanz 
ſolche neuen Tatſachen vorgebracht werden, die erſt 
durch dieſes Geſetz erheblich geworden ſind. Unter 
derſelben Vorausſetzung können die Parteien noch in 
der Reviſionsinſtanz von der Klage auf Anfechtung 
oder auf Herſtellung der Ehe zur Aufhebungsklage 
oder Scheidungsklage übergehen oder Widerklage 
auf Scheidung erheben. 

(2) Hat eine Partei auf Grund dieſer Vorſchriften 
ihr Vorbringen in der Reviſionsinſtanz geändert oder 
ergänzt, ſo hat das Reichsgericht in der Sache ſelbſt 
zu entſcheiden, wenn das ohne Beweisaufnahme 
möglich iſt. Anderenfalls hat es das angefochtene 
Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs⸗ 
gericht zurückzuverweiſen. $ 565 Abſ. 1 und 2 der 
Zivilprozeßordnung gilt entſprechend. 

1. Übergangs vorſchrift zu 89 20—26, 35—39, 44, 46—55. 

2. Entſcheidung durch Beſchluß: 8 43 Abſ. 2 DO. 


55 93—96 103 


8 94 

Ein Urteil in einer Eheſache, das auf Grund der 
bisherigen Vorſchriften ergangen iſt, ſteht der Be⸗ 
rufung auf ſolche Tatſachen nicht entgegen, die erſt 
durch dieſes Geſetz erheblich geworden ſind. Es kann 
jedoch die Aufhebung der Ehe nicht auf Grund von 
Tatſachen verlangt werden, auf die gemäß $ 616 der 
Zivilprozeßordnung die Anfechtung der Ehe nicht 
mehr hätte geſtützt werden können. 

Übergangsvorſchrift zu 58 20-26, 35—41, 44, 46—55. 


8 95 

War die Scheidung einer Ehe nach den bisherigen 
Vorſchriften nicht möglich und iſt die Erhebung einer 
Scheidungsklage nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
an die Einhaltung beſtimmter Friſten geknüpft, ſo 
laufen dieſe früheſtens ſechs Monate nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes ab. Eine auf $ 53 geſtützte 
Scheidungsklage kann, wenn die Ehe beim Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes bereits länger als zehn Jahre 
beſtanden hat, noch innerhalb eines Jahres nach 
Inkrafttreten erhoben werden. 

1. Übergangsvorſchrift zu 98 47—49, 53, 57, 58. 

2. Bisherige Vorſchrift: $ 1571 BGB. 


g 8 96 

Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ge⸗ 
ſchieden worden, ſo beſtimmt ſich die geſetzliche Unter⸗ 
haltspflicht der Ehegatten für die Zukunft nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. Dies gilt nicht, wenn 
beide Ehegatten für ſchuldig erklärt worden ſind. 


104 2. Geſetz. 3. Abſchn. Übergangsvorſchriften 88 97—98 


1. Übergangsvorſchrift zu 38 66—69. 

2. Bisherige Beſtimmungen: $$ 1578, 1579, 1583 BGB. 
9 3. n bei beiderſeitigem Verſchul⸗ 

en: $ 68. 


9 97 


Iſt eine Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes ge⸗ 
ſchieden oder für nichtig erklärt worden, ſo beſtimmt 
ſich die Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen 
Kinder nach den bisherigen Vorſchriften. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann jedoch jederzeit eine ab⸗ 
weichende Regelung im Sinne der $$ 81 und 82 
dieſes Geſetzes treffen, wenn es das Wohl des Kindes 
erfordert. 

1. Übergangsvorſchrift zu 98 81, 82 (8 30 Abſ. 2, 88 41, 45). 

2. Bisherige Beſtimmungen: 88 1635—1637, 1700 BGB. 


8 98 

(1) War nach den bisherigen Vorſchriften auf Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt, ſo kann 
jeder der Ehegatten auf Grund des Urteils durch 
Klage die Scheidung beantragen, es ſei denn, daß 
nach Erlaß des Urteils die eheliche Gemeinſchaft 
wiederhergeſtellt worden iſt. 

(2) Die Vorſchriften der $$ 56, 57, 59 bis 61 finden 
keine Anwendung; wird die Ehe geſchieden, ſo iſt 
der für ſchuldig erklärte Ehegatte auch im Scheidungs⸗ 
urteil für ſchuldig zu erklären. Auf die Rechtsfolgen 
der Scheidung finden die §8 96 und 97 Anwendung. 


80 zu 9 84 e der 95 1575, 1576, 
1586, 1587 BGB 


4. Abſchn. Sondervorſchr. f. d. Land Oſterreich. A. Standesbeamte 5 99 105 
Vierter Abſchnitt 
Sondervorſchriften für das Land Eſterreich 


A. Standesbeamte 
8 99 

(1) Standesbeamte im Sinne dieſes Geſetzes ſind 
im Lande Oſterreich außerhalb des Burgenlandes der 
Bezirkshauptmann oder der mit ſeiner Vertretung 
in dieſen Angelegenheiten Beauftragte, in Wien und 
in den landesunmittelbaren Städten der Bürger⸗ 
meiſter oder der mit ſeiner Vertretung in dieſen 
Angelegenheiten Beauftragte. Sie wenden, ſoweit 
dieſes Geſetz nichts anderes vorſchreibt, ſinngemäß 
die öſterreichiſchen Geſetze RG Bl. Nr. 47/1868 und 
RGBl. Nr. 51/1870 und die dazu erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften an. 

(2) Im Burgenland ſind Standesbeamte im Sinne 
dieſes Geſetzes die ſtaatlichen Matrikelführer. Sie 
wenden, ſoweit dieſes Geſetz nicht anderes vorſchreibt, 
ſinngemäß die im Burgenland beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften an. 

1. Standesbeamter: 8 15; 1 40 des Perſonenſtands⸗ 
gef. vom 3. 11. 1937 (RG Bl. 1 S. 1 

2. Sinngemäß 5 15 1 Be timmungen: a) Ge⸗ 
ſetz vom 25. 5. 1868 Nr. 47/1868: Art. II 58 5, 7, 8, 9, 11. b) BO. 
vom 1. 7. 1868 RGBl. 80, betr. den Vollzug des Geſ. vom 
25. 5. 1868: 85 4, 7, 9, 12 Saß 1 u. 3 bis 6, 13, 16, 18. c) Geſetz 
24 4. 1870 Nr. 51/1870: $ 1. d) Ungar. GA. XXXI, 35 28 

13 
3. Vorſchriften des Ehegeſetzes: 55 15—19. 
4. Außerkrafttreten: 31. 12. 1938, vgl. VO. zur Ein⸗ 


führung des Perſonenſtandsrechts im Lande Oſterreich vom 
2. 7. 1938 (RG Bl. I S. 803). 


106 2. Geſetz. 4. Abſchn. Sondervorſchriften für das Land Oſterreich 


§ 100 

(1) Wer die religiöſen Feierlichkeiten einer Ehe⸗ 
ſchließung vornimmt, bevor die Ehe vor den ſtaatlichen 
Trauungsorganen geſchloſſen iſt, wird wegen Ver⸗ 
gehens an Geld bis zu zehntauſend Reichsmark oder 
mit ſtrengem Arreſt bis zu fünf Jahren beſtraft. 

(2) Eine Beſtrafung tritt nicht ein, wenn einer der 
Verlobten lebensgefährlich erkrankt und ein Aufſchub 
nicht möglich iſt. 

Entſprechende Vorſchrift $ 67 des Nene g ebe 
vom 3. 11. 1937 (RG Bl. I S. 1146), vgl. Nr. 5 zu $ 


B. Ergänzungs vorſchriften 


8 101 
Die Vorſchriften der §8 102 bis 107 verlieren ihre 
Wirkſamkeit, ſobald ihr Grund durch das Fort⸗ 
ſchreiten der Rechtsvereinheitlichung wegfällt. 


8 102 

(1) Unter Geſchäftsunfähigen find Kinder, die nicht 
das ſiebente Lebensjahr vollendet haben, ferner Per⸗ 
ſonen, die wegen Geiſteskrankheit oder aus einem 
anderen Grunde des Gebrauches der Vernunft be⸗ 
raubt ſind, ſolange dieſer Zuſtand dauert, und Voll⸗ 
entmündigte zu verſtehen. 

(2) Unter beſchränkt Geſchäftsfähigen ſind Minder⸗ 
jährige, ferner Perſonen, die unter verlängerter väter⸗ 
licher Gewalt oder Vormundſchaft ſtehen, beſchränkt 
Entmündigte ſowie Perſonen, für die ein vorläufiger 
Beiſtand beſtellt iſt, zu verſtehen. 


A. Standesbeamte $ 100 — B. Ergänzungsvorſchriften 38 101—105 107 


1. Ergänzungsvorſchrift zu 99 2, 3, 22, 35. 

2. Vollentmündigte: $ 1 Abſ. 1 der Entmündigungs O. 
vom 28. 6. 1916, RGBl. 207. 

3. Minderjährige: $ 21 ABGB. 

4. Verlängerte väterliche Gewalt: 88 172, 173 d 

5. Verwandtſchaft: 88 187ff. ABGB. 

6. Beſchränkt Entmündigte: $ 1 Abſ. 2, § 3 Entmündi⸗ 
gungs O. vom 2. 6. 1916, RGBl. 207. 


7. 19 7 tens: 9 8ff. Entmündigungs O. vom 
2. 6. 1916, RGBl. 2 


8 103 

Bei Anwendung des $ 3 gilt als ſorgeberechtigt 
beim ehelichen Kinde der eheliche Vater und die ehe⸗ 
liche Mutter, ſolange ihnen die Sorge nicht durch das 
Vormundſchaftsgericht entzogen iſt, beim unehelichen 
Kinde die Mutter, ſolange ihr die Sorge nicht durch 
das Vormundſchaftsgericht entzogen iſt, der Vater, 
wenn er die Sorge tatſächlich ausübt. 


N 8 104 

8 43 Abſ. 2 Satz 2 gilt für den Fall, daß die Todes⸗ 
erklärung durch gerichtlichen Beſchluß aufgehoben 
oder berichtigt wird. 


Aufhebung oder Berichtigung = en 
Gef. vom 31. März 1918, REBL. Nr. 1 


8 105 
Als Vormundſchaftsgericht ſchreitet im Falle des 
§ 65 das Bezirksgericht ein, in deſſen Sprengel die 
10 ihren allgemeinen Gerichtsſtand in Streitſachen 
at. 
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8 106 
Soweit ſich die Vorſchriften dieſes Geſetzes auf das 
Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des deutſchen 
Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) beziehen (58 5, 20 und 
28), ſind ſie nicht anzuwenden. 


8 107 


Die Vorſchriften der 88 12, 45, 53 Abſ. 3 Satz 2 
und der $$ 76, 79, 81 bis 98 find nicht anzuwenden. 


. Verfahrens vorſchriften 


8 108 

Für das Verfahren in Eheſachen ſind die bisher 
geltenden Vorſchriften ſinngemäß anzuwenden, ins⸗ 
beſondere das Hofdekret JGS. Nr. 1595/1819 und 
die Verordnung, betreffend das Verfahren in ſtrei⸗ 
tigen Eheangelegenheiten, RGBl. Nr. 283/1897. Die 
beſonderen Verfahrensvorſchriften für das Burgen⸗ 
land und die mit der kirchlichen Ehegerichtsbarkeit zu⸗ 
ſammenhängenden Verfahrensvorſchriften entfallen. 

Ergänzende Beſtimmungen: $$ 71 bis 86 DAO. 


D. übergangsbeſtimmungen 
I. Trennung der Ehe dem Bande nach 
8 109 


Die Trennung der Ehe dem Bande nach gemäß den 
bisherigen Geſetzen gilt als Scheidung der Ehe nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes. Der Trennung der 


C. Verfahrensvorſchriften 8 108 — D. Ubergangsbeſtimmungen 88 109—111 109 


Ehe dem Bande nach ſteht die richterliche Löſung einer 
Ehe nach dem bisherigen burgenländiſchen Eherecht 
und die vollſtreckbar erklärte kirchliche Verfügung über 
die Nachſicht von einer nicht vollzogenen Ehe gleich. 
1. Trennung der Ehe: $$ 115, 116, 133, 136 ABGB. 
ai Richterliche Löſung der Ehe: Ungar. GA. XXXI 


3. Vollſtreckbarkeitserklärung lirchl. Verfügungen über 
die Nachſicht von einer 15 eee Ehe: BG. vom 4. 5. 
1934, BGBl. II, 8 — 89 4, 5 


8 110 


Ein Urteil, das auf Grund des bisherigen Rechts 
ergangen iſt, ſteht in einem Scheidungsverfahren nach 
dieſem Geſetz der Geltendmachung ſolcher Tatſachen 
nicht entgegen, die nach früherem Recht eine Tren⸗ 
nung der Ehe dem Bande nach nicht rechtfertigten. 


8 111 

(1) Für die Leiſtung des Unterhalts getrennter 
Ehegatten gelten, wenn darüber nichts vereinbart 
worden iſt, für die Zukunft die Vorſchriften dieſes 
Geſetzes über den Unterhalt geſchiedener Ehegatten. 
Dabei iſt der im Trennungsurteil enthaltene Schuld⸗ 
ausſpruch zugrunde zu legen. Die bezeichneten Vor⸗ 
ſchriften gelten nicht, wenn beide Ehegatten für 
ſchuldig erklärt ſind. Sind beide Ehegatten für ſchuld⸗ 
los erklärt und wurde das Trennungsverfahren auf 
Antrag beider Ehegatten eingeleitet, ſo hat ein Ehe⸗ 
gatte dem anderen Unterhalt zu gewähren, wenn 
und ſoweit dies mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe 
und die Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe der 
geſchiedenen Ehegatten und der nach § 71 unter⸗ 
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haltspflichtigen Verwandten der Billigkeit entſpricht. 
§ 67 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 iſt entſprechend anzu⸗ 
wenden. Ein vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes er⸗ 
gangenes Urteil ſteht einer neuen Regelung des 
Unterhalts nicht entgegen. 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für 
vollſtreckbar erklärte kirchliche Verfügungen über die 
Nachſicht von einer nicht vollzogenen Ehe. Iſt eine 
Entſcheidung über das Verſchulden noch nicht gefällt 
worden, ſo ſteht ſie den Gerichten zu, die über ver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche zu entſcheiden haben. 


1. Unterhalt geſchiedener Ehegatten: $$ 66ff. 
i e lärung kirchl. Verfügungen: Nr. 3 z. 
$ R 


8 112 
() Für anhängige Verfahren wegen Trennung 
einer Ehe dem Bande nach gelten die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes. Ein neuer Scheidungsgrund im Sinne 
dieſes Geſetzes kann auch noch im Rechtsmittelver⸗ 
fahren geltend gemacht und ein einverſtändlicher 
Antrag in eine Klage umgeändert werden. 

(2) Anhängige Anträge auf einverſtändliche Tren⸗ 
nung von Judenehen ſind abzuweiſen. 

(3) Eine kirchliche Verfügung über die Nachſicht 
von einer nicht vollzogenen Ehe kann nicht mehr voll⸗ 
ſtreckbar erklärt werden. 

1. Scheidungs gründe: 88 47—55. 


2. Trennungsgründe: $$ 115, 135 ABGB. 
3. Einverſtändliche Trennung von Judenehen: 


$ 133 ABGB. 
10% PURKERDAERIENENG kirchl. Verfügungen: Nr. 3 z. 
$ 109. 


D. Übergangsbeſtimmungen. 35 112—115 111 


8 113 
Die Friſten des § 57 enden früheſtens ſechs Mo⸗ 
nate, die Friſten des § 58 früheſtens ein Jahr nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 
1. 1 der Friſten der 8 57, 58: 88.59, 60 Abſ. 3, 


5 61 A 
2. Sd gel für das Burgenland: $ 52 DVD. 


II. Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett 


8 114 

Die Wirkung der Scheidung einer Ehe von Tiſch 
und Bett wird durch das Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes nicht berührt. Der Scheidung der Ehe von Tiſch 
und Bett ſteht die Trennung der Ehe von Tiſch und 
ei, nach dem bisherigen burgenländiſchen Eherecht 
glei 

1. Scheidung von Tiſch und Bett: 98 103ff. ABGB. 
4 104-100. von Tiſch und Bett: W GA. XXXI 


8 115 

(1) Jeder Ehegatte einer von Tiſch und Bett ge⸗ 
ſchiedenen Ehe kann den Antrag ſtellen, daß die Schei⸗ 
dung der Ehe im Sinne dieſes Geſetzes ausgeſprochen 
werde. Zuſtändig iſt das Bezirksgericht, in deſſen 
Sprengel einer der Ehegatten ſeinen allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand in Streitſachen im Lande Osterreich hat, 
wenn es an einem ſolchen fehlt, das Bezirksgericht 
Innere Stadt in Wien. Eine Klage auf Scheidung 
der Ehe nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes iſt aus⸗ 
geſchloſſen. 
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(2) Über den Antrag iſt nach den Vorſchriften des 
Verfahrens außer Streitſachen zu verhandeln und 
zu entſcheiden. Dem Antrag iſt ſtattzugeben, wenn 
feſtſteht, daß die Ehegatten ſich nicht wieder vereinigt 
haben. Eine Prüfung des Verſchuldens findet nicht 
ſtatt. Der ſtattgebende Beſchluß ſteht einem Schei⸗ 
dungsurteil im Sinne dieſes Geſetzes gleich. Eine 
Ausfertigung des Beſchluſſes iſt dem Amte des Reichs⸗ 
ſtatthalters in Oſterreich zu übermitteln. Dieſes ver⸗ 
anlaßt die Anmerkung im Eheregiſter (Trauungs⸗ 
matrik). 

(3) In Anſehung der Vermögensverhältniſſe bleibt 
es bei der anläßlich der Scheidung von Tiſch und 
Bett getroffenen Regelung. Jedoch gelten für die 
Leiſtung des Unterhalts der nicht einverſtändlich von 
Tiſch und Bett geſchiedenen Ehegatten, wenn dar⸗ 
über nichts vereinbart worden iſt, für die Zukunft 
die Vorſchriften dieſes Geſetzes. Dabei iſt der im 
Scheidungsurteil enthaltene Schuldausſpruch zu⸗ 
grunde zu legen. Ein vor Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes ergangenes Urteil ſteht einer neuen Regelung 
des Unterhalts nicht entgegen. 

(4) Der nicht aus ſeinem Verſchulden von Tiſch 
und Bett geſchiedene Ehegatte behält das geſetzliche 
Erbrecht. Dem Ehegatten aus einer ſpäteren Ehe ſteht 
es nur zu, wenn ein Ehegatte aus der früheren Ehe 
nicht vorhanden oder wenn er nicht erbberechtigt iſt. 

(5) An einem kraft Geſetzes, Satzung oder Ver⸗ 
trags einem Ehegatten zuſtehenden Anſpruch (An⸗ 
wartſchaft) auf einen Verſorgungsgenuß wird nichts 
geändert. Ein Verzicht auf den Verſorgungsgenuß 
iſt wirkſam, wenn er dem eigenen Ehegatten oder 


D. Übergangsbeftintmungen. IT. Scheid. d. Ehe v. Tiſch u. Bett 88 116.117 113 


deſſen Ehegatten aus der ſpäteren Ehe oder der Stelle 
gegenüber erklärt worden ift, die zur Anweiſung der 
Dienſt⸗ und Ruhebezüge des eigenen Ehegatten 
berufen iſt; einer ausdrücklichen Annahme des Ver⸗ 
zichts bedarf es nicht. 

1. Scheidung der Ehe: $ 46. 

2. Wiedervereinigung: $ 110 AB 

3. Vorſchriſten a Se Unterhalt: 99 66ff.; er⸗ 


0 Vorſchrift 9 O 
4. Geſetzliches eee 98 757, 758, 759 
AGB. ($ 59 DVO 


8 116 
Die Feſtſtellung eines Ehebruchs in einem Urteil 
auf Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett hat die 
gleiche Wirkung wie nach $ 9 die Feſtſtellung eines 
Ehebruchs in einem Scheidungsurteil. 


8 117 

(J Anhängige Verfahren wegen nicht einverſtänd⸗ 
licher Scheidung der Ehe von Tiſch und Bett ſind als 
Verfahren wegen Scheidung der Ehe nach den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes fortzuſetzen, wenn das Be⸗ 
gehren danach geändert wird. Ein neuer Scheidungs⸗ 
grund im Sinne dieſes Geſetzes kann noch geltend 
gemacht werden. Beides iſt auch noch im Rechts⸗ 
mittelverfahren zuläſſig. Andernfalls iſt die Klage 
abzuweiſen. 

(2) Anhängige Anträge auf einverſtändliche Schei⸗ 
dung einer Ehe von Tiſch und Bett ſind abzuweiſen. 

1. Nicht einverſtändliche Scheidung: 88 107 ff. ABGB. 

Rexroth⸗Anz. Ehegeſetz. 8 
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2. Einverſtändliche Scheidung: 99 103 ff. ABGB. 
1 5 früher $ 109 ABGB., jetzt 55 47 
is 55. 


III. Ungültigerklärung der Ehe 


8 118 

(1 Die Gültigkeit einer vor Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes geſchloſſenen Ehe beſtimmt ſich nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen. Für die vor dem 1. Mai 1934 vor 
einem Prieſter der katholiſchen Kirche geſchloſſenen 
Ehen gelten ausſchließlich die Vorſchriften, die vor 
dieſem Tage in Kraft ſtanden. Sie ſind auch maß⸗ 
gebend, wenn die Ehegatten einer vor dem ſtaatlichen 
Trauungsorgan abgeſchloſſenen Ehe ihre Eheerklärung 
nach dem 30. April 1934 vor einem katholiſchen 
Prieſter erneuert haben. 

(2) Iſt der Ungültigkeitsgrund einem der Gründe 
gleichartig, die nach dieſem Geſetz die Aufhebung der 
Ehe rechtfertigen, ſo finden jedoch die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes über die Aufhebung der Ehe Anwen⸗ 
dung. Die Friſt für die Klage auf Aufhebung endet 
früheſtens ein Jahr nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

(3) Eine nach den bisherigen Geſetzen ungültige 
Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn 
die Ehegatten am 1. April 1938 noch als Ehegatten 
miteinander gelebt haben und der Grund, auf dem 
die Ungültigkeit beruht, nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes weder zur Nichtigerklärung noch zur Auf⸗ 
hebung der Ehe führen könnte. 


1. Bisherige Beſtimmungen über die Gultigkeits- 
vorausſetzungen: vgl. Nr. 1 zu 5 20. 
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2. A 99 35 bis 39. 
3. Klagefriſt: 99 40, 41. 
4. n Vorſchriften: 99 54 bis 56 DVD. 


9 119 


Wurde vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes eine Ehe 
für ungültig erklärt, wurden ihr die bürgerlichen 
Rechtswirkungen aberkannt oder wurde eine kirchliche 
Ungültigkeitsentſcheidung für vollſtreckbar erklärt, ſo 
gilt dies als Nichtigerklärung im Sinne dieſes Geſetzes. 
$ 31 iſt nicht anzuwenden. 


1. Ungültigkeitserklärung: vgl. Nr. 1 zu 9 20. 


2. Aberkennung bürgerlicher e BG. 
vom 4. Mai 1934 — BGBl. II 8 — 3 6. 


3. Vollſtreckbarerklärung kirchl. 1.9— 4 5,5. 
dungen: BG. vom 4. 5. 1934 — BGBl. II, 8 — 88 3 


8 120 


(1) Ein anhängiges Ungültigkeitsverfahren (Ver⸗ 
fahren zur Aberkennung der bürgerlichen Rechts⸗ 
wirkungen) iſt als Verfahren zur Nichtigerklärung 
oder zur Aufhebung der Ehe nur fortzuſetzen, wenn 
ein am Verfahren bereits Beteiligter, der nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes zur Einleitung eines 
ſolchen Verfahrens befugt wäre, dies begehrt. Andern⸗ 
falls iſt das Verfahren einzuſtellen. 

(2) Eine kirchliche Ungültigkeitsentſcheidung kann 
nicht mehr vollſtreckbar erklärt werden. 

1. 1 bürgerlicher Rechtswirkungen: vgl. 
Nr. 2 zu 5 11 

2. Bolietbsrertärung kirchl. Ungültigkeitsentſchei⸗ 
dungen: vgl. Nr. 3 zu § 119. 90 
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IV. Beſondere Beſtimmungen über die mit Nachſicht 
vomEhehindernis des Ehebandes geſchloſſenen Ehen 


8 121 

(1) Eine mit Nachſicht vom Ehehindernis des Ehe⸗ 
bandes geſchloſſene und nicht bereits rechtskräftig für 
ungültig erklärte Ehe gilt als eine von Anfang an 
gültige Ehe, es ſei denn, daß auf Grund eines vor 
dem 1. Jänner 1939 geſtellten Antrags gerichtlich 
feſtgeſtellt wird, daß die Ehegatten am 1. April 1938 
nicht mehr als Ehegatten miteinander gelebt haben. 
In dieſem Falle iſt die Ehe für nichtig zu erklären. 
Iſt ein Ehegatte vor dem 1. April 1938 geſtorben, ſo 
tritt an die Stelle dieſes Tages der Todestag des 
Ehegatten. Der Nichtigerklärung ſteht nicht entgegen, 
daß die Ehe vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes von 
0 Gerichten etwa für gültig erklärt worden ſein 
ollte. 

(2) Der Antrag kann von jedem der beiden Ehe⸗ 
gatten und von dem Ehegatten der früheren Ehe ge⸗ 
ſtellt werden. Zuſtändig iſt das Bezirksgericht, in 
deſſen Sprengel der letzte gemeinſame See der 
Ehegatten der ſpäteren Ehe im Lande Ofterreich ge⸗ 
legen iſt wenn es an einem ſolchen fehlt, das Bezirks⸗ 
gericht Innere Stadt in Wien. Das Gericht hat nach 
den Vorſchriften des Verfahrens außer Streitſachen 
zu verhandeln und zu entſcheiden. 

(3) Anhängige Verfahren zur Unterſuchung der 
Gültigkeit einer mit Nachſicht vom Ehehindernis des 
Ehebandes geſchloſſenen Ehe wegen dieſes ar 
niſſes ſind einzuſtellen. 

Ergänzende Vorſchrift: $ 58 DVD. 
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f 1 8.122 N 5 

(1) Wird in der Friſt des $ 121 ein Antrag nicht 
geſtellt oder wird er rechtskräftig abgewieſen, ſo gilt 
die frühere Ehe, von deren Bande Nachſicht erteilt 
wurde, mit der Eingehung der ſpäteren Ehe als 1 im 
Sinne dieſes Geſetzes geſchieden. 

(2) Iſt die frühere Ehe, von deren Bande Nachſicht 
erteilt worden iſt, von Tiſch und Bett geſchieden, ſo 
finden die Vorſchriften des $ 115 Abſ. 3 bis 5 An⸗ 
wendung. Dieſe Vorſchriften ſind ſinngemäß in den 
Fällen anzuwenden, in denen die frühere Ehe, von 
deren Bande Nachſicht erteilt wurde, nicht von Tiſch 
und Bett geſchieden war. Für die Leiſtung des Unter⸗ 
halts gelten in dieſen Fällen, ſoweit darüber nichts 
vereinbart worden iſt, für die Zukunft die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes. Die Entſcheidung ſteht den Gerichten 
zu, die über vermögensrechtliche Anſprüche zu ent⸗ 
ſcheiden haben, wobei für die Frage des Verſchuldens 
maßgebend iſt, welcher der Ehegatten einen Tat⸗ 
beſtand geſetzt hat, der als Scheidungsgrund in Be⸗ 
tracht käme. Wird die Schuldloſigkeit beider Ehegatten 
feſtgeſtellt, fo gilt $ 111 Abſ. 1 Satz 4 und 8 IHM 
gemäß. 

Ergänzende Vorſchrift: $ 53 DVO. 


8 123 
(1) Beſchlüſſe auf Grund von Anträgen nach $ 121 
ſind den antragsberechtigten Perſonen zuzuſtellen. 
(2) Eine Ausfertigung der rechtskräftigen Be⸗ 
ſchlüſſe iſt dem Amte des Reichsſtatthalters in Oſter⸗ 
reich mitzuteilen. Dieſes veranlaßt, daß, wenn dem 
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Antrag ſtattgegeben wurde, im Eheregiſter (Trau⸗ 
ungsmatrik) die Nichtigerklärung der mit Nachſicht 
vom Ehehindernis des Ehebandes geſchloſſenen Ehe, 
wenn aber der Antrag abgewieſen wurde, die Schei⸗ 
dung der früheren Ehe i im Sinne dieſes Geſetzes an⸗ 
gemerkt wird. 


8 124 

(1) Beim Bezirksgericht Innere Stadt in Wien 
wird eine Sammelſtelle für die nach $ 121 geſtellten 
Anträge und für die auf Grund dieſer Anträge er⸗ 
gangenen Beſchlüſſe errichtet. Der Sammelſtelle iſt 
von jedem Antrag eine Abſchrift und von jedem rechts⸗ 
kräftigen Beſchluß über einen ſolchen Antrag eine 
Ausfertigung zu übermitteln. 

(2) Das Nähere über die Einrichtung der Sammel⸗ 
Kr regelt der Präſident des Oberlandesgerichts 

ien. 

(3) In die Sammlung kann jedermann Einſicht 
nehmen. Auf Antrag iſt vom Bezirksgericht Innere 
Stadt in Wien eine ſchriftliche Beſtätigung darüber 
auszuſtellen, daß vor dem 1. Jänner 1939 ein An⸗ 
trag nicht eingelangt iſt, oder daß ein Antrag ein⸗ 
gelangt iſt und welcher rechtskräftige Beſchluß dar⸗ 
über ergangen iſt. 


8 125 
(1) Wurde vor dem 1. Jänner 1939 in einem Falle 
des § 121 ein Antrag nicht geſtellt, ſo hat der Ehe⸗ 
gatte, der die ſpätere Ehe mit Nachſicht vom Ehe⸗ 
hindernis des Ehebandes geſchloſſen hat, und wenn 
er nicht mehr am Leben iſt, ſein Ehegatte aus der 


D. Übergangabeitimmungen. IV. Beſondere Beſtimmungen 58 124—127 119 


ſpäteren Ehe die Pflicht, ohne Verzug beim Bezirks⸗ 
gericht Innere Stadt in Wien den Antrag zu ſtellen, 
die Anmerkung der Scheidung der früheren Ehe 
gemäß dieſem Geſetz im Eheregiſter (Trauungs⸗ 
matrik) zu veranlaſſen. Liegen die Vorausſetzungen 
für dieſe Eintragung vor, ſo hat das Bezirksgericht 
Innere Stadt in Wien den Antrag mit einem dies 
beſtätigenden Vermerk dem Amte des Reichsſtatt⸗ 
halters zur weiteren Verfügung zu übermitteln. Zur 
Antragſtellung berechtigt iſt auch der Ehegatte aus 
der früheren Ehe. Dem Antrag ſind Trauungs⸗ 
ſcheine über beide Ehen und der Beſcheid über die 
Nachſicht vom Bande der früheren Ehe anzuſchließen 
oder doch darin genaue Angaben über die Ehe⸗ 
ſchließungen und die Nachſichterteilung zu machen. 

(2) Ein Ehegatte, der ſchuldhaft der ihm nach Abſ. 1 
obliegenden Verpflichtung nicht nachkommt, begeht 
eine Übertretung und wird vom Gerichte an Geld 
bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder mit Arreſt 
bis zu ſechs Wochen beſtraft. 


8 126 


Eingaben, Protokolle und Beilagen gemäß den 
$8 124 und 125 find gebührenfrei. 


8 127 
Iſt eine Ehe, die mit Nachſicht vom Ehehindernis 
des Ehebandes geſchloſſen worden iſt, wegen dieſes 
Hinderniſſes für nichtig erklärt worden, ſo ſind die 
Ehegatten, wenn darüber nichts vereinbart worden 
iſt, unter denſelben Vorausſetzungen zum Unterhalt 


120 2. Geſetz. 5. Abschn. Schlußdeſtimmungen 


verpflichtet, wie wenn die Ehe gültig geſchloſſen und 
geſchieden worden wäre. Für die Zeit vor Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes kann auf Grund dieſer Vorſchrift 
ein Unterhalt nicht begehrt werden. Das Gericht, das 
über die vermögensrechtlichen Anſprüche zu ent⸗ 
ſcheiden hat, hat feſtzuſtellen, ob ſich ein Ehegatte 
während der Dauer der Ehe eines Verhaltens ſchuldig 
gemacht hat, das als Scheidungsgrund anzuſehen 
wäre, wenn die Ehe gültig wäre. § 111 Abſ. 1 Satz 4 
und 5 gilt ſinngemäß. f 
Ergänzende Vorſchrift: $ 53 DVD. 


V. Aufhebung bisheriger Vorſchriften. 
8 128 


Vorſchriften des öſterreichiſchen Rechts, die Gegen⸗ 
ſtände betreffen, die in dieſem Geſetz geregelt ſind, 
verlieren mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ihre 
Wirkſamkeit. N 


Fünfter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen. 
8 129 ö 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Auguſt 1938 in Kraft. 
Die Vorſchriften des $ 112 Abſ. 2 und 3, des § 117 
Abſ. 2, des § 120 Abſ. 2 und des § 121 Abſ. 3 treten 
mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
8 130 
(1) Wo auf Vorſchriften verwieſen wird, die durch 
dieſes Geſetz oder die auf Grund dieſes Geſetzes er⸗ 
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gangenen Beſtimmungen aufgehoben oder geändert 
werden, erhält die Verweiſung ihren Inhalt aus den 
entſprechenden neuen Vorſchriften. 

(2) Einer Verweiſung ſteht es gleich, wenn die An⸗ 
wendbarkeit der im Abſ. 1 bezeichneten . 
ſtillſchweigend vorausgeſetzt wird. 


8 131 

Der Reichsminiſter der Juſtiz wird ermächtigt, 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches und 
anderer Geſetze, ſoweit erforderlich, zu ändern und zu 
ergänzen, um ſie mit den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes in Einklang zu bringen, ſowie Vorſchriften 
211 N und Ergänzung dieſes Geſetzes zu 
erlaſſen. 


Berchtesgaden, den 6. Juli 1938. 
Der Führer und Reichskanzler | 
Adolf Hitler ö 


Der Reichsminiſter der Juſtiz 
Dr. Gürtner. 


3. Verordnung zur Durchführung und Er⸗ 
gänzung des Geſetzes zur Vereinheitlichung 
des Rechts der Eheſchließung und der Ehe⸗ 
ſcheidung im Lande Iſterreich und im übrigen 
Reichsgebiet (Chegefeh). 
Vom 27. Juli 1938. 
(RGBl. 1 S. 923.) | 
Auf Grund des $ 131 des Geſetzes zur Vereinheit⸗ 

lichung des Rechts der Eheſchließung und der Ehe⸗ 
ſcheidung im Lande Oſterreich und im übrigen Reichs⸗ 
nr ih 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 807) ver⸗ 
ordne ich: 


I. Befreiung von Ehevorausſetzungen 
und Eheverboten 


A. Ehemündigkeit 
8 1 
Zuſtändigkeit 


(1) Über die Befreiung vom Erfordernis der Ehe⸗ 
mündigkeit ($ 1 des Ehegeſetzes) entſcheidet das Vor⸗ 


A. Ehemündigkeit 88 1, 2 123 


mundſchaftsgericht, das für den Verlobten, der der 
Befreiung bedarf, zuſtändig iſt. 

(2) In den Ländern, in denen die Verrichtungen 
des Vormundſchaftsgerichts ganz oder teilweiſe an⸗ 
deren als gerichtlichen Behörden übertragen ſind, 
ſteht die Befreiung vom Erfordernis der Ehemündig⸗ 
keit den Behörden zu, die über Anträge auf Voll⸗ 
jährigkeitserklärung zu befinden haben. 


1. Durchführungsbeſtimmung zu 91 Abſ. 2 des Ehe⸗ 
geſetzes. 

2. Bisheriges Recht: 31 der VO. zur Vereinheitlichung 
der Zuſtändigkeit in Familien⸗ und Nachlaßſachen vom 31. 5. 
1934 (RG Bl. 1 S. 472 — VereinhV O. — und Nr. 1 der Durchf.⸗ 
Beſtimmungen zu dieſer VO. vom 27. 7. 1934 (RG Bl. I S. 738) 
— DBeft. VereinhVO. 

3. uns ee des Vormundſchaftsge⸗ 
richts: 59 43, 36 FGG. 

4. Für Ofterreich: Unten 8 61. 

5. Zu Abſ. 2: Art. 147 EGBGB.; VO. über die Zuſtändig⸗ 
keit der Amtsgerichte in Vormundſchafts⸗ und Nachlaßſachen 
vom 10. 6. 1936 (RGBl. 1 S. 488); VO. über das Vormund⸗ 
ſchaftsweſen in Hamburg vom 11. 12. 1935 (RGBl. 1 S. 1149); 
im übrigen vgl. Württemberg AG BGB., Mecklenburg AG BGB. 


82 
Richtlinien 

Die Befreiung vom Erfordernis der Ehemündigkeit 
iſt dem Mann zu verſagen, wenn er ſeiner Arbeits⸗ 
dienſt⸗ oder Wehrpflicht noch nicht genügt hat und die 
zuſtändige Dienſtſtelle des Reichsarbeitsdienſtes oder 
der Wehrmacht aus dieſem Grunde gegen die Nas 
ſichtigte Eheſchließung Bedenken erhebt. 
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B. Schwägerſchaft 
83 
Zuſtändigkeit 8 

(1) Über die Befreiung vom Eheverbot wegen 
Schwägerſchaft (§ 7 des Ehegeſetzes) entſcheidet der 
Landgerichtspräſident, in deſſen Bezirk der Mann 
ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines Wohn⸗ 
ſitzes ſeinen Aufenthalt hat. 

(2) Hat nur die Frau Wohnſitz oder Aufenthalt 
im Inland, ſo beſtimmt ſich die Zuſtändigkeit nach 
ihrem Wohnſitz oder Aufenthalt. 

(3) Hat keiner der Beteiligten Wohnſitz oder Auf⸗ 
enthalt im Inland, ſo iſt der Landgerichtspräſident 
in Berlin zuſtändig. 

(4) Der Oberlandesgerichtspräſident entſcheidet 
über die Befreiung, wenn auch nur einer der Ver⸗ 
ſchwägerten die deutſche Staatsangehörigkeit nicht 
beſitzt oder wenn die Ehe unter Verletzung der Vor⸗ 
ſchrift des $ 7 des Ehegeſetzes bereits geſchloſſen tft. 

(5) Ich behalte mir vor, in Fällen beſtimmter 
Art ſelbſt zu entſcheiden oder im Einzelfall die Ent⸗ 
ſcheidung an mich zu ziehen. 

1. Durchführungsbeſtimmung zu 97 Abf. 3, 8 25 Abſ. 2 
des Ehegeſetzes. . 

2. Bisheriges Recht: $1 der DurchfVO. zu dem Geſetz 
über Anderung und Ergänzung familienrechtlicher Vorſchriften 
vom 23. 4. 1938 (RG Bl. 1 S. 417) — VO. vom 23. 4. 1938. 

3. Für Oſterreich: Unten 5 62. 


84 
Richtlinien 
(1) Bei der Entſcheidung über die Befreiung vom 
Eheverbot wegen Schwägerſchaft ſind die geſamten 


B. Schwägerſchaft 88 3, 4. — C. Ghebruch 5 5 125 


Umſtände des Falles zu berückſichtigen. Für jeden 
Beteiligten ſind ein polizeiliches Führungszeugnis, 
ein ärztliches Geſundheitszeugnis, ſeine Geburts⸗ 
urkunde und die Heiratsurkunde ſeiner Eltern bei⸗ 
zubringen; ſind die Staatsangehörigkeitsverhältniſſe 
eines Beteiligten zweifelhaft, ſo kann die Beibringung 
eines Staatsangehörigkeitsausweiſes verlangt werden. 

(2) Die Befreiung iſt in der Regel erſt zu erteilen, 
wenn ſeit Auflöſung oder Nichtigerklärung der Ehe, 
auf der die Schwägerſchaft beruht, ein Jahr ver⸗ 
ſtrichen iſt. Sie ſoll verſagt werden, wenn der Mann 
erheblich jünger iſt als die Frau oder wenn die be⸗ 
abſichtigte Che aus geſundheitlichen Gründen un⸗ 
erwünſcht ift. 

(3) Die Vorbereitung der Entſcheidung liegt dem 
Amtsgericht ob. 

1. Bisheriges Recht: 5 2 VO. vom 28. 4. 1938 (vgl. Nr. 2 


zu. 
2. Für Oſterreich: Unten 9 63. 


d. Ehebruch 
85 
Zuſtändigkeit 


00 Über die Befreiung vom Eheverbot wegen 
Ehebruchs (8-9 des Ehegeſetzes) entſcheidet der Prä⸗ 
ſident des Landgerichts, vor dem der Eheſcheidungs⸗ 
ſtreit im erſten Rechtszug verhandelt worden iſt. 

(2) Iſt die Ehe im Ausland geſchieden, ſo ent⸗ 
ſcheidet der Landgerichtspräſident, in deſſen Bezirk 
der geſchiedene Ehegatte ſeinen Wohnſitz oder in 
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Ermangelung eines Wohnſitzes ſeinen Aufenthalt 
hat; hat er im Inland weder Wohnſitz noch Auf⸗ 
enthalt, ſo iſt der Landgerichtspräſident in Berlin 
zuſtändig. 

(3) Sind beide Verlobte wegen Ehebruchs ge⸗ 
ſchieden, ſo entſcheidet der für den Mann zuſtändige 
Landgerichtspräſident. 

(4) Der Oberlandesgerichtspräſident entſcheidet 
über die Befreiung: 

a) wenn auch nur einer der Beteiligten die deutſche 
Staatsangehörigkeit nicht beſitzt oder zur Zeit 
der Rechtskraft des ee nicht 
beſeſſen hat; 

b) wenn die Ehe in einem anderen Staat als dem 
Heimatſtaat des Geſuchſtellers geſchieden iſt; 

c) wenn die Ehe unter Verletzung der Vorſchrift 
des $ 9 des Ehegeſetzes bereits geſchloſſen iſt. 


(5) Bedarf nicht der geſchiedene Ehegatte, ſondern 
nur der Mitſchuldige der Befreiung, ſo beſtimmt ſich 
die Zuſtändigkeit der Befreiungsbehörde nach den 
Verhältniſſen des Mitſchuldigen. 

(6) Ich behalte mir vor, in Fällen beſtimmter 
Art ſelbſt zu entſcheiden oder im Einzelfall die Ent⸗ 
ſcheidung an mich zu ziehen. 

1. Durchführungsbeſtimmung zu 39 Abſ. 2, 926 Abſ. 2 
des Ehegeſetzes. 

2. Bisheriges Recht: $2 Vereinh VO. (vgl. Nr. 2 zu 51), 
Nr. 2 Abſ. 5 DBeſtVereinhVO.; Art. 1 der VO. zur weiteren 
Vereinheitlichung der Zuſtändigkeit in e vom 
17. 5. 1935 (RGBl. 1 S. 682) — WVereinh VO. 

3. Für Oſterreich: Unten 99 62, 64. 


C. Ehebruch 88 5, 6. — D. Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer 17 127 


86 
Richtlinien 

(1) Ob ein ſchwerwiegender Grund zur Verſagung 
der Befreiung vom Eheverbot wegen Ehebruchs vor⸗ 
liegt, iſt unter Berückſichtigung aller Umſtände des 
Falles, insbeſondere der perſönlichen Eigenſchaften 
der Beteiligten und ihres Verhaltens, zu prüfen. 
9 4 Abſ. 1 Satz 2 iſt anzuwenden. 

(2) Ein ſchwerwiegender Grund zur Verſagung der 
Befreiung liegt insbeſondere dann vor, wenn mit 
hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt, daß die neue 
Ehe nicht von Beſtand ſein wird, oder wenn ihre 
Schließung im Intereſſe der Volksgemeinſchaft un⸗ 
erwünſcht iſt. 

(3) Die Vorbereitung der Entſcheidung liegt der 
Zivilkammer ob. Dieſe kann ſich der Hilfe eines 
Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle bedienen. 

1. Bisheriges Recht: Nr. 2 DBeſt. Vereinh VO. (vgl. Nr. 2 


zu § 1). 
2. Für Oſterreich: Unten 964. 


D. Ehefähigkeitszeugnis für Ausländer 
8 7 
Zuſtändigkeit 

(1) Über die Befreiung von der Beibringung des 
Ehefähigkeitszeugniſſes für Ausländer entſcheidet der 
Oberlandesgerichtspräſident, in deſſen Bezirk die Ehe 
geſchloſſen werden ſoll. 

(2) Ich behalte mir vor, in Fällen beſtimmter Art 
ſelbſt zu entſcheiden oder i im Einzelfall die Entſcheidung 
an mich zu ziehen. 
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ie Durchführungsbeſtimmung zu 9 14 Abſ. 2 des Ehe⸗ 
geſetzes. 

2. Bisheriges de $4 BereindBD., Art. 1 Dee 
BD. (vgl. Nr. 2 zu $5) 

3. Ergänzende Vorſchrift: Unten 5 15. 

4. dea ber Grteitungbon@pefäpigteitsgeugnifien 
für Deutſche im Ausland: Unten $9. 


8 8 
N Richtlinien 

(1) Eine Befreiung von der Beibringung des Ehe⸗ 
fähigkeitszeugniſſes ſoll grundſätzlich nur Staaten⸗ 
loſen ſowie Angehörigen ſolcher Länder gewährt 
werden, deren innere Behörden Zeugniſſe dieſer Art 
nicht ausſtellen. Angehörigen anderer Länder iſt Be⸗ 
freiung nur in beſonderen eee zu ge⸗ 
währen. 

(2) Bei der Entſcheidung über bie Befreiung find 
die geſamten Verhältniſſe der Verlobten zu berüd- 
ſichtigen. Wegen der Beibringung von Nachweiſen 
über die Ehefähigkeit gilt $ 21 Abſ. 2 Satz 3 und 4, 
Abſ. 3 bis 5 der Erſten Verordnung zur Ausführung 
des Perſonenſtandsgeſetzes vom 19. Mai 1938 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 533). 

(3) Die Befreiung gilt nur für die Dauer von ſechs 
Monaten. Dies iſt in der Befreiungsurkunde zu ver 
merken. 

(J) Der Standesbeamte, vor dem die Ehe geſchloſſen 
werden ſoll, hat den Antrag e ee und 
die Entſcheidung vorzubereiten. 


re Bisheriges Recht: Nr. e werenhus. (ogl Pu 2 
zu sl). 


D. Ehefähigkeitszeugnis uſw. $ 8. — E. Sonſtige Beſtimmungen g 9,10 129 


2. Für Oſterreich: Unten 99 65, 66; 5 60 (vgl. VO. zur 
Einführung des Perſonenſtandsrechts im Lande Oſterreich vom 
2. 7. 1938 — RGBl. 1 S. 803). 


E. Sonſtige Beſtimmungen 


89 
Wartezeit, Aufgebot, Ehefähigkeitszeugnis 
flür deutſche Staatsangehörige 

Für die Befreiung vom Eheverbot der Wartezeit, 
für die Befreiung vom Aufgebot, für die Abkürzung 
der Aufgebotsfriſt ſowie für die Ausſtellung von Ehe⸗ 
fähigkeitszeugniſſen für deutſche Staatsangehörige 
im Ausland gelten die Vorſchriften im § 27 Abſ. 2 und 
in den 98 31, 32 und 114 der Erſten Verordnung zur 
Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes vom 19. Mai 
1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 533). 

1. Durchführungsbeſtimmung zu 99 11 Abſ. 2 (Warte⸗ 
zeit), 16 Ab}. 3 (Aufgebot) des Ehegeſetzes. 

2. Bisheriges Recht: 59 5, 6 VereinhVoO.; Nr. 3, 5 DBeſt. 
VereinhV O. (dgl. Nr. 2 zu 5 1). 

3. Für Oſterreich: Unten 9 67 Nr. 1—4; 8 60 (vgl. VO. 
zur Einführung des Perſonenſtandsrechts im Lande Oſterreich 
vom 2. 7. 1938 — RGBL.I S. 803). 


8 10 
Fortdauer der Zuſtändigkeit 
(1) Die Zuſtändigkeit der in den vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften bezeichneten Behörden wird durch eine Ver⸗ 


änderung der ſie begründenden Umſtände nicht be⸗ 
rührt. 


Rexroth⸗Anz, Ehegeſetz. = 9 
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(2) Entſcheidungen, durch die einem Geſuch ſtatt⸗ 
gegeben wird, ſind nicht deshalb unwirkſam, weil ſie 
von einer örtlich unzuſtändigen Behörde erlaſſen ſind. 

Bisheriges Recht: 8 12 VereinhVO. (vgl. Nr. 2 zu 9 1). 


8 11 
Beſonderes 
für Juſtizverwaltungsentſcheidungen 

(1) Die in den Fällen der $$ 1, 3, 5 und 7 vorge⸗ 
ſehenen Entſcheidungen ſind Juſtizverwaltungs⸗ 
entſcheidungen. Gegen die Entſcheidung, durch die 
ein Geſuch abgelehnt wird, findet die Beſchwerde 
an den Oberlandesgerichtspräſidenten ſtatt. 

(2) Gegen ablehnende Entſcheidungen des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten iſt Beſchwerde zuläſſig. 
Die Entſcheidung über die Beſchwerde ſteht mir zu. 

Bisheriges Recht: 513 Vereinh VO. 


Entſprechende Anwendung (Befreiung von Ehehinder⸗ 
niſſen des ehemals öſterreichiſchen Rechts): Unten $ 56. 


8 12 
. Gebühren 
(1) An Gebühren werden erhoben: 
Reichsmark 
für die Befreiung vom Erfordernis der 
Ehemündigkeit (5 1777) 5 bis 25, 
für die Befreiung von den Eheverboten 
wegen Schwägerſchaft und wegen 
Ehebruchs und für die Befreiung von 
der Beibringung des Ehefähigkeits⸗ 
zeugniſſes für Ausländer (88 3, 5 
n er 10 bis 500. 
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(2) Wird ein Geſuch zurückgenommen oder abge⸗ 
lehnt, ſo wird nur die Hälfte der bezeichneten Ge⸗ 
bühren erhoben. 

(3) Mit Rückſicht auf die wirtſchaftliche Lage der 
Beteiligten kann von der Erhebung einer Gebühr 
abgeſehen, auch ein geringerer Betrag als der Mindeſt⸗ 
ſatz erhoben werden. 

(4) Die Erledigung des Geſuchs kann davon ab⸗ 
hängig gemacht werden, daß die Gebühr ganz oder 
teilweiſe vorausgezahlt wird. 


1. Bisheriges Recht: Nr. 9 DBeſt. VereinhVO., 93 VO. 
vom 23. 4. 1938; wegen der Gebühren für Amtshandlungen 
des Standesbeamten vgl. jetzt 38 112, 113 Nr. 11, 12, 13, 14 
en z. Perſonenſtandsgeſetz vom 19. 5. 1938 (ROLL. 1 


33) 
2. Ergänzende Beſtimmung für Öfterreich: Unten $ 69; 
8 60 4957 BO. zur Einführung des e im 
Lande Oſterreich vom 2. 7. 1938 — RGBl. I S. 803). 


II. Weitere Durchführungsbeſtimmungen 
8 13 
Wiederholung der Eheſchließung 
Das Verbot der Doppelehe (§ 8 des Ehegeſetzes) 
ſteht einer Wiederholung der Eheſchließung nicht ent⸗ 
gegen, wenn die Ehegatten Zweifel an der Gültig⸗ 
keit oder an dem Fortbeſtand ihrer Ehe hegen. 
Bisheriges Recht: 9 1329 Abſ. 1 S. 2 BGB. 
8 14 
Heiratserlaubnis für Angehörige der 44 


Die Vorſchriften des § 13 des Ehegeſetzes über die 
Heiratserlaubnis gelten entſprechend für Angehörige 
9* 
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der 44, die nach den Anordnungen des Reichs⸗ 
führers 44 zur Eingehung einer Ehe einer beſon⸗ 
deren Erlaubnis bedürfen. 


815 
Eheſchließung von Ausländern 
Ausländer im Sinne des § 14 des Ehegeſetzes ſind 
Perſonen, die die deutſche Staatsangehörigkeit nicht 
beſitzen. 


8 16 
Vermögensrechtliche Beziehungen 

der Ehegatten aus einer nichtigen Ehe 

Soweit auf die vermögensrechtlichen Beziehungen 
der Ehegatten aus einer für nichtig erklärten Ehe die 
im Falle der Scheidung geltenden Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden ($ 31 Abſ. 1 des Ehe⸗ 
geſetzes), kann im Falle des § 69 Abſ. 2 des Ehe⸗ 
geſetzes jeder Ehegatte Unterhalt ohne Rückſicht darauf 
verlangen, wer die Nichtigkeitsklage erhoben hatte. 


817 

Schuldausſpruch im Aufhebungsurteil 

Wird die Ehe aufgehoben und iſt ein Ehegatte im 
Sinne des $ 42 Abſ. 2 des Ehegeſetzes oder des $ 19 
Abſ. 2 dieſer Verordnung als ſchuldig anzuſehen, ſo 
iſt dies im Urteil auszuſprechen. 

1. Wegen der Folgen des Schuld ausſpruchs: 68 42 
Abſ. 1, 63 Abf. 2, 64, 66, 67, 68, 81 des Ehegeſetzes. 

2. Überwiegendes Verſchulden im Falle der Auf- 
hebung vgl. unten § 18. 
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8 18 
Zuſammentreffen 

von Aufhebungs⸗ und Scheidungsbegehren 

Wird in demſelben Rechtsſtreit Aufhebung und 
Scheidung der Ehe begehrt und ſind die Begehren 
begründet, ſo iſt nur auf Aufhebung der Ehe zu 
erkennen. Die Schuld eines Ehegatten, welche das 

Scheidungsbegehren oder einen Schuldantrag gegen⸗ 
über dieſem Begehren rechtfertigt, iſt im Schuld⸗ 
ausſpruch ($ 17 dieſer Verordnung, $$ 60 und 61 
des Ehegeſetzes) zu berückſichtigen. Iſt hiernach jeder 
der Ehegatten als ſchuldig anzuſehen, ſo ſind beide für 
ſchuldig zu erklären. Iſt das Verſchulden des einen 
Ehegatten erheblich ſchwerer als das des anderen, ſo 
iſt zugleich auszuſprechen, daß ſeine Schuld überwiegt. 

1. Zuſammentreffen von Aufhebungs⸗ und Schei⸗ 
deset 8er Vgl. 5 615 ZPO. in Verbindung mit 9 40 

5 Ben der Folgen des Schuldausſpruchs vgl. Nr. 1 
zu 


8 19 
Wiederverheiratung 
im Falle der Todeserklärung 

(1) In den Fällen des $ 44 des Ehegeſetzes kann die 
Aufhebung der Ehe nur binnen eines Jahres begehrt 
werden. Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Ehegatte aus der früheren Ehe Kenntnis 
davon erlangt hat, daß der für tot erklärte Ehegatte 
noch lebt. 

(2) Soweit ſich in den Fällen des $ 44 des Ehe⸗ 
geſetzes die Folgen der Aufhebung nach den Vor⸗ 
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ſchriften über die Folgen der Scheidung beſtimmen, 
iſt der beklagte Ehegatte als ſchuldig anzuſehen, wenn 
er bei der Eheſchließung gewußt hat, daß der für tot 
erklärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat. 
1. Bisheriges Recht: 5 1350 Abſ. 1 S. 2, Abſ. 2 BGB. 
2. Wegen 117 een des Schuldausſpruchs (Abſ. 2) 
vgl. Nr. 1 zu $17 


8 20 
Name der geſchiedenen Frau 


(1) Die Vorſchriften, die für die Entgegennahme 
und Beglaubigung der Erklärung über die Wieder⸗ 
annahme ihres früheren Familiennamens durch die 
geſchiedene Frau maßgebend ſind (§ 49 der Erſten 
Verordnung zur Ausführung des Perſonenſtands⸗ 
geſetzes vom 19. Mai 1938 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 533), 
gelten auch für die Wiederannahme eines früheren 
Ehenamens. 

(2) Die Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts, 
dem die im § 65 des Ehegeſetzes vorgeſehenen Ver⸗ 
richtungen zugewieſen ſind, beſtimmt ſich nach § 43 
des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 in der 
Faſſung vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 771). 
1 iſt der Wohnſitz oder der Aufenthalt der 

rau. 

1. Bisheriges Recht: a) zu Abſ. 1: 8 VereinhVO., 8 6 
Abſ. 1—3 DBeſtVereinhVoO. (vgl. Nr. 2 zu § 1); b) zu Abſ. 2: 
keine Beſtimmung. 

2. Für Oſterreich: vgl. unten § 70; wegen Abſ. 1 ferner 
unten $ 60 (vgl. VO. zur Einführung des e e 0 
im Lande Oſterreich vom 2. 7. 1938 RGBl. 1 S. 803); 
wegen Abſ. 2 vgl. die entſprechende Zuſtändigkeitsvorſchrift in 
§ 105 des Ehegeſetzes. 
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III. Anderungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und des Einführungsgeſetzes 


821 
§ 1478 Abſ. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält 
folgende Faſſung: 

„Das im Abſ. 1 beſtimmte Recht ſteht auch 
einem ſchuldig geſchiedenen Ehegatten, wenn der 
andere für überwiegend ſchuldig erklärt iſt, oder 
dem ſchuldloſen Ehegatten zu, deſſen Ehe auf 
Verlangen des anderen Ehegatten geſchieden 
worden iſt. Iſt die Ehe aufgehoben und iſt nur 
ein Ehegatte als ſchuldig anzuſehen, ſo ſteht das 
Recht dem anderen Ehegatten, iſt keiner der 
Ehegatten als ſchuldig anzuſehen, ſo ſteht es dem 
beklagten Ehegatten zu.“ 

1. Veranlaſſende Beſtimmungen des Ehegeſetzes: 
860 Abſ. 2 (überwiegende Schuld), 88 34, 42 (Aufhebung der 
Ehe und ihre Folgen; wegen des Schuldausſpruchs bei der 
Aufhebung vgl. ferner 58 17, 18 dieſer VO.). 

2. 9 1478 Abſ. 3 BGB. lautete bisher: 

„Das in Abſ. 1 beſtimmte Recht ſteht auch dem Ehegatten 
zu, deſſen Ehe wegen ſeiner Geiſteskrankheit geſchieden 
worden iſt.“ 

3. 5 1478 BGB. lautet nunmehr vollſtändig: 

„Sind die Ehegatten geſchieden und iſt einer von ihnen 
allein für ſchuldig erklärt, ſo kann der andere verlangen, 
daß jedem von ihnen der Wert desjenigen zurückerſtattet 
wird, was er in die Gütergemeinſchaft eingebracht hat; 
reicht der Wert des Geſamtguts zur Rückerſtattung nicht 
aus, ſo hat jeder Ehegatte die Hälfte des Fehlbetrags zu 
tragen. 

Als eingebracht iſt anzuſehen, was eingebrachtes Gut ge⸗ 
weſen ſein würde, wenn Errungenſchaftsgemeinſchaft be⸗ 
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ſtanden hätte. Der Wert des Eingebrachten beſtimmt ſich 
nach der Zeit der Einbringung. j 

Das in Abſ. 1 beſtimmte Recht ſteht auch einem ſchuldig 
geſchiedenen Ehegatten, wenn der andere für überwiegend 
ſchuldig erklärt iſt, oder dem ſchuldloſen Ehegatten zu, 
deſſen Ehe auf Verlangen des anderen Ehegatten ge⸗ 
ſchieden worden iſt. Iſt die ſche aufgehoben und iſt nur ein 
Ehegatte als ſchuldig anzuſehen, ſo ſteht das Recht dem 
anderen Ehegatten, iſt keiner der Ehegatten als ſchuldig 
anzuſehen, ſo ſteht es dem beklagten Ehegatten zu.“ 


8 22 
§ 1609 Abſ. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erhält folgende Faſſung: N 
„Iſt die Ehe geſchieden oder aufgehoben, ſo geht 
der unterhaltsberechtigte Ehegatte den volljährigen 
oder verheirateten Kindern, ſowie den übrigen 
Verwandten des Unterhaltspflichtigen vor.“ 


1. Veranlaſſende Beſtimmungen des Ehegeſetzes: 
88 34, 42, 44 Abſ. 2 Satz 2 (5 19 Abſ. 2 dieſer Verordnung). 
2. 5 1609 Abſ. 2 Satz 2 BGB. lautete bisher: 
„Ein geſchiedener Ehegatte ſowie ein Ehegatte, der nach 
§ 1351 unterhaltsberechtigt iſt, geht den volljährigen oder 
verheirateten Kindern und den übrigen Verwandten vor.“ 


8 23 
§ 1621 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält 
folgende Faſſung: 

„Der Vater und die Mutter können die Aus⸗ 
ſteuer verweigern, wenn ſich die Tochter ohne 
ihre Einwilligung verheiratet hat und dieſe Ein- 
willigung nach $ 3 des Ehegeſetzes vom 6. Juli 
1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 807) erforderlich war.“ 


1. Anlaß: Aufhebung der bisherigen Vorſchriften über die elter⸗ 
liche Einwilligung zu der Eheſchließung (58 1305, 1308 BGB.). 
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2. 115281 Abſ. 1 BGB. lautete bisher: 
Der Vater und die Mutter können die Ausſteuer ver⸗ 
weigern, wenn ſich die Tochter ohne die erforderliche 
elterliche Einwilligung verheiratet hat.“ 


8 24 

$ 1721 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende 
Faſſung: 
„§ 1721 
Iſt die Ehe der Eltern nichtig, ſo finden die 

Vorſchriften der 88 29 und 30 des Ehegeſetzes 
vom 6. Juli 1938 Meichsgeſetzbl. J S. 807) ent⸗ 
ſprechende Anwendung.“ 


1. Anlaß: Anderung der bisherigen Vorſchriften über die 
N e aa der Kinder aus nichtigen Ehen ($$ 1699 bis 


= 71721 s. lautete bisher: 
„Itt die Ehe der Eltern nichtig, fo finden die Vorſchriften 
E der 58 1699 bis 1704 entſprechende u 


8 25 
§ 1899 Abſ. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält 
folgende Faſſung: 

„Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe 
und gilt er als ehelich, ſo iſt ein Elternteil nur 
berufen, wenn ihm die Nichtigkeit der Ehe bei der 
Eheſchließung nicht bekannt war.“ 

1. Anlaß: Vgl. Nr. 1 zu 8 24 (§§ 29, 30 des Ehegeſetzes). 
2. 5 1899 Abſ. 3 BGB. lautete bisher: 
„Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe, ſo iſt der 


Vater im Falle des $ 1701, die Mutter im Falle des $ 1702 
nicht berufen.“ 
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8 26 
$ 1900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält folgende 
Faſſung: 
„§ 1900 

Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern 
und den Großvätern zum Vormunde beſtellt 
werden. Stammt der Mündel aus einer nichtigen 
Ehe und gilt er als ehelich, ſo darf die Mutter vor 
den Großvätern zum Vormund auch dann beſtellt 
werden, wenn ihr die Nichtigkeit der Ehe bei der 
Eheſchließung bekannt war. 

Die uneheliche Mutter darf vor dem Großvater 
zum Vormund beſtellt werden.“ 

1 Anlaß: Vgl. Nr. 1 zu 9 24. 
2. 5 1900 BGB. lautete bisher: 

„Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes auch 
ohne deſſen Zuſtimmung beſtellt werden. 

Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern und den 
Großvätern, die eheliche Mutter darf im Falle des $ 1702 
vor den Großvätern zum Vormunde beſtellt werden. 

Die uneheliche Mutter darf vor dem Großvater zum 
Vormunde beſtellt werden.“ 

3. Wegfall des Abſ. 1 von 51900 bisheriger Faſſung 
als gegenſtandslos: Vgl. § 48 Abſ. 1 RJ WG. Aufhebung 
der 881783, 1887 BGB.). 


827 
(1) § 1933 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erhält 
folgende Faſſung: 
„§ 1933 
Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſo⸗ 
wie das Recht auf den Voraus iſt ausgeſchloſſen, 
wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf 
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Scheidung oder Aufhebung der Ehe zu klagen 
berechtigt war und die Klage erhoben hatte, ſo⸗ 
fern im Falle der Scheidung oder Aufhebung 
der Ehegatte als ſchuldig anzuſehen wäre.“ 

(2) Iſt der Erbfall vor Inkrafttreten des Ehe⸗ 
geſetzes eingetreten, fo iſt $ 1933 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in ſeiner bisherigen Faſſung anzuwenden. 

1. Anlaß: Umwandlung der Eheanfechtung in Eheaufhebung 
und Gleichſtellung der Aufhebungsfolgen mit den Scheidungs⸗ 
folgen (58 34, 42 des Ehegeſetzes); ferner Wegfall der Vor⸗ 
ſchriften über die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (58 1575, 
1576 BGB.), vgl. 5 84 des Ehegeſetzes. 

2. Die bisherige Faſſung des $ 1933 BGB. lautet: 

„Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das 
Recht auf den Voraus iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erb⸗ 
laſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen Ver⸗ 
ſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war und die 
Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft erhoben hatte.“ ö 

3. Entſprechende Vorſchrift für Oſterreich: 859. 


8 28 ö 
(1) 8 2077 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuch 
erhält folgende Faſſung: 

„Eine letztwillige Verfügung, durch die der 
Erblaſſer ſeinen Ehegatten bedacht hat, iſt un⸗ 
wirkſam, wenn die Ehe nichtig oder wenn ſie 
vor dem Tode des Erblaſſers aufgelöſt worden 
iſt. Der Auflöſung der Ehe ſteht es gleich, wenn 
der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung 
oder Aufhebung der Ehe zu klagen berechtigt war 
und die Klage erhoben hatte, ſofern im Falle der 
Scheidung oder Aufhebung der Ehegatte als 
ſchuldig anzuſehen wäre.“ 
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(2) Iſt der Erbfall vor Inkrafttreten des Ehegeſetzes 
eingetreten, jo iſt $ 2077 Abſ. 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in ſeiner bisherigen Faſſung anzuwenden. 

1. Anlaß: Vgl. Nr. 1 zu 5 27. 

2. Die bisherige Faſſung des 5.2077 Abſ. 1 BGB. lautet: 

„Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer 
ſeinen Ehegatten bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn die Ehe 
nichtig oder wenn ſie vor dem Tode des Erblaſſers aufge⸗ 
löſt worden iſt. Der Auflöſung der Ehe ſteht es gleich, 
wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung 
wegen Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt 
war und die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft erhoben hatte.“ 

3. Weitere Anwendung: 99 2268, 2279 BGB. 


8 29 
Im Artikel 17 Abſ. 4 des Einführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch werden die Worte „ſowie 
auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft“ geſtrichen. 
Anlaß: Wegfall der Vorſchriften über die Aufhebung der 


ehelichen Gemeinſchaft (88 1575, 1576 BGB.), vgl. § 84 des 
Ehegeſetzes. 


IV. Anderungen des Verfahrens in 
Ehe⸗ und Kindſchaftsſachen. 


A. Verfahren in Eheſachen 


8 30 
Ausſchluß der Offentlichkeit 
§ 170 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erhält fol⸗ 
gende Faſſung: 
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„§ 170 
1 ch Verhandlung i in Eheſachen iſt nicht öffent⸗ 
1 
1. Die Vorſchrift lautete bisher: 
„In Eheſachen iſt die 91 7 auszuſchließen, wenn 
eine der Parteien es beantragt.“ 
2. Entſprechende Vorſchrift für Oſterreich: 573. 


8 31 
Mitwirkung des Staatsanwalts 
§ 607 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
„§ 607 


In Eheſachen iſt der Staatsanwalt zur Mit⸗ 
wirkung befugt, um die vom Standpunkt der 
Volksgemeinſchaft für die Aufrechterhaltung oder 
die Auflöſung der Ehe ſprechenden Umſtände 
geltend zu machen. Hierzu kann er allen Ver⸗ 
handlungen beiwohnen, ſich über die zu erlaſſende 
Entſcheidung gutachtlich äußern und neue Tat⸗ 
ſachen und Beweismittel vorbringen. 

Im Verfahren über eine Scheidungsklage, 
eine Aufhebungsklage oder eine Klage auf Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens kann der Staats⸗ 
anwalt gegen den Widerſpruch der die Auflöſung 
der Ehe begehrenden oder ihre Herſtellung ver⸗ 
weigernden Partei neue Tatſachen nur inſoweit 
vorbringen, als ſie geeignet ſind, der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ehe zu dienen.“ 


Entſprechende Vorſchrift für Oſterreich: A Zu⸗ 
ſtändigkeit 5 86. 
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8 32 
Sühneverſuch 
Mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 gilt folgendes: 
1. § 608 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
19 608 


Wer eine Scheidungsklage oder eine Klage 
auf Herſtellung des ehelichen Lebens beabſichtigt, 
hat bei dem für die Klage zuſtändigen Gericht 
einen Sühneverſuch zu beantragen. In dem An⸗ 
trag hat er die Gründe anzugeben, auf die er 
die Klage ſtützen will. Der Antrag kann vor der 
Geſchäftsſtelle zu Protokoll erklärt werden.“ 


2. § 609 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
„$ 609 


Der Vorſitzende kann den Sühneverſuch er⸗ 
laſſen, wenn ſich der Beklagte im Ausland auf⸗ 
hält oder wenn ſein Aufenthalt unbekannt iſt, 
wenn dem Sühneverſuch ein anderes ſchwer zu 
beſeitigendes Hindernis entgegenſteht, das von 

dem Kläger nicht verſchuldet iſt, oder wenn die 
Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs mit Beſtimmt⸗ 
heit vorauszuſehen iſt. 

Solange den Vorſchriften über den Sühne⸗ 
verſuch nicht genügt iſt, hat der Vorſitzende die 
Anberaumung des Termins zur mündlichen 
Verhandlung abzulehnen.“ 


3. § 610 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
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„§ 610 

Der Sühneverſuch findet vor dem Vorſitzenden 
oder einem von ihm beauftragten Mitglied des 
Gerichts ſtatt. Zu dem Termin iſt das perſön⸗ 
liche Erſcheinen der Parteien anzuordnen. Die 
Parteien ſind von Amts wegen und perſönlich 
zu laden. Dem Gegner iſt eine Abſchrift des 
Antrags mitzuteilen. 

Erſcheint zu dem Sühneverſuch der Kläger 
nicht, ſo hat er einen neuen Sühneverſuch zu 
beantragen. Erſcheint der Kläger, aber nicht der 
Beklagte, ſo kann der Richter die einmalige 
Wiederholung des Sühneverſuchs anordnen; 
andernfalls iſt der Sühneverſuch als mißlungen 
anzuſehen. 

Die Parteien können ſich in dem zum Sühne⸗ 
verſuch beſtimmten Termin nicht durch Bevoll⸗ 
mächtigte vertreten laſſen. Beiſtände können 
zurückgewieſen werden.“ 

4. $ 611 der Zivilprozeßordnung wird aufgehoben. 
1. Entſprechende . N Oſterreich: 5 75. 
2. Übergangsvorſchrift: 988 


8 33 
Prozeßfähigkeit 
$ 612 Abſ. 1 der Zivilprozeßordnung erhält fol⸗ 
gende Faſſung: 

„In Eheſachen iſt ein in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkter Ehegatte prozeßfähig; dies gilt je⸗ 
doch inſoweit nicht, als nach $ 35 des Ehegeſetzes 
vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 807) nur 
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ſein geſetzlicher Vertreter die Aufhebung der Ehe 
begehren kann.“ 


8 34 
Zurücknahme der Klage 
Nach $ 614 der Zivilprozeßordnung wird als neuer 
$ 614 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
„§ 614a 
Die Klage kann bis zur Rechtskraft des Urteils 

mit der Folge zurückgenommen werden, daß ein 
bereits ergangenes Urteil wirkungslos wird, 
ohne daß es ſeiner ausdrücklichen Aufhebung 
bedarf. 

Die Zurücknahme und, ſoweit ſie zur Wirk⸗ 
ſamkeit der Zurücknahme erforderlich iſt, auch 
die Einwilligung des Beklagten ſind dem Gericht 
gegenüber zu erklären. Die Erklärungen können 
auch vor dem beauftragten oder dem erſuchten 
Richter, insbeſondere auch im Verfahren nach 

9 118a Abſ. 2 Satz 1, ſowie durch Einreichung 
eines Schriftſatzes abgegeben werden.“ 

Rückwirkende Anwendung: 587 Abſ. 2. 


8 35 
Beschränkung der Parteiverfügung über den 
Streitſtoff 
$ 617 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
„§ 617 


Die Vorſchriften über die Wirkung eines An⸗ 
erkenntniſſes, über die Folgen der unterbliebenen 
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oder verweigerten Erklärung über Tatſachen oder 
über die Echtheit von Urkunden, die Vorſchriften 
über den Verzicht der Partei auf die Beeidigung 
der Gegenpartei oder von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen und die Vorſchriften über die Wir⸗ 
kung eines gerichtlichen Geſtändniſſes finden 
keine Anwendung.“ 


8 36 
Ausſetzung des Verfahrens 


(1) 5.620 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 


" 
$ 6 

Hat der Kläger die A des Verfahrens 
über eine Klage auf Herſtellung des ehelichen 
Lebens oder über eine Scheidungsklage bean⸗ 
tragt, ſo darf das Gericht über die Herſtellungs⸗ 
klage nicht entſcheiden oder auf Scheidung nicht 
erkennen, bevor das Verfahren ausgeſetzt war. 
Das Gericht ſoll die Ausſetzung von Amts wegen 
anordnen, wenn es zur gütlichen Beilegung des 
Rechtsſtreits zweckmäßig iſt. 

Auf Grund dieſer Beſtimmungen darf die Aus⸗ 
ſetzung im Laufe des Verfahrens nur einmal und 
höchſtens auf ein Jahr angeordnet werden.“ 

(2) 9 621 der Zivilprozeßordnung wird aufgehoben. 


8 37 ö 
Wahrheitsermittlung durch das Gericht 


f 9 622 der Zivilprozeßordnung erhält folgende Faſ⸗ 
ung: 
Rexroth⸗Anz, Ehegeſetz. 10 
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5 18 622 

Das Gericht kann auch von Amts wegen die 
Aufnahme von Beweiſen anordnen und nach 
Anhörung der Parteien auch ſolche Tatſachen 
berückſichtigen, die von den Parteien nicht vor⸗ 
gebracht ſind. 

Im Verfahren über eine Scheidungsklage, 
eine Aufhebungsklage oder eine Klage auf Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens kann das Gericht 
gegen den Widerſpruch der die Auflöſung der 
Ehe begehrenden oder ihre Herſtellung verwei⸗ 

gernden Partei Tatſachen, die von den Parteien 

nicht vorgebracht find, nur inſoweit berückſich⸗ 

tigen, als ſie geeignet ſind, der Aufrechterhaltung 
der Ehe zu dienen.“ 

1 Abſ. 2 entſprechende Vorſchrift für Oſterreich: 


8 38 
Beweis durch Sachverſtändige; ärztliche 
Unterſuchung 
§ 623 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
$ 623 


" 

Auf Scheidung wegen eines in den $$ 50 
bis 53 des Ehegeſetzes genannten Scheidungs⸗ 
grundes ſoll erſt erkannt werden, wenn das Ge⸗ 
richt das Gutachten eines ärztlichen Sachver⸗ 
ſtändigen eingeholt hat. Das Gericht kann die 
ärztliche Unterſuchung eines Ehegatten anord⸗ 
nen, wenn dies zur Vorbereitung des Gutachtens 
erforderlich iſt. Weigert ſich der Ehegatte ohne 
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triftigen Grund, ſich der Unterſuchung zu unter⸗ 
ziehen, jo findet $ 619 Abſ. 3 entſprechende 
Anwendung.“ 

Entſprechende Vorſchrift für Oſterreich: $ 8. 


8 39 
Einſtweilige Anordnungen 
Mit Wirkung vom 1. Oktober 1938 gilt folgendes: 
1. $ 627 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
„§ 627 


In Eheſachen kann das Gericht auf Antrag 
für die Dauer des Rechtsſtreits das Getrennt⸗ 
leben der Ehegatten geſtatten, ihren gegenſeitigen 
Unterhalt ſowie die Verpflichtung zur Leiſtung 
eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes regeln, wegen der 
Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen 
minderjährigen Kinder, ſoweit es ſich nicht um 
die geſetzliche Vertretung handelt, Anordnungen 
treffen und die Unterhaltspflicht gegenüber den 
Kindern im Verhältnis der Ehegatten zuein⸗ 
ander ordnen. 

Der Antrag iſt zuläſſig, ſobald die Klage ein⸗ 
gereicht oder der Termin zum Sühneverſuch 
beſtimmt iſt. 

Der Antrag kann vor der Geſchäftsſtelle zu 
Protokoll erklärt werden. Er ſoll die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Anordnung glaubhaft machen. 
Über den Antrag wird durch Beſchluß entſchieden, 
der ohne mündliche Verhandlung ergehen kann. 
Zuſtändig iſt das Gericht erſter Inſtanz und, 

10* 
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wenn der Rechtsſtreit in der Berufungsinſtanz 
ſchwebt, das Berufungsgericht. Während des 
Verfahrens vor dem Einzelrichter hat dieſer zu 
entſcheiden. 

Gegen den Beſchluß des Landgerichts findet 
die Beſchwerde ſtatt. Das Landgericht kann zur 
Entſcheidung über die Frage, ob es der Be⸗ 
ſchwerde abhelfen will ($ 571), mündliche Ver⸗ 
handlung anordnen. Schwebt der Rechtsſtreit 
in der Berufungsinſtanz, ſo iſt die Beſchwerde 
bei dem Oberlandesgericht einzulegen.“ 


2. Nach § 627 der Zivilprozeßordnung wird als 
neuer $ 627a folgende Vorſchrift eingefügt: 
„§ 627a 
Die nach $ 627 getroffenen Anordnungen 
wegen der Sorge für die Perſon der gemein⸗ 
ſchaftlichen minderjährigen Kinder bleiben wäh⸗ 
rend des Rechtsſtreits und im Falle der Auf⸗ 
löfung der Ehe durch Scheidung oder Aufhebung 
oder, ſofern das Kind nicht unehelich iſt, im 
Falle ihrer Nichtigkeit auch darüber hinaus ſo 
lange wirkſam, bis das Vormundſchaftsgericht 
eine andere Anordnung getroffen hat.“ 
3. Nach § 627 der Zivilprozeßordnung wird als 
neuer $ 627b folgende Vorſchrift eingefügt: 
„$ 627 b 
Das Gericht hat auf Antrag zugleich mit dem 
Urteil, durch das auf Scheidung oder Aufhebung 
der Ehe erkannt oder die Ehe für nichtig erklärt 
wird, einen Unterhaltsanſpruch, der ſich nach 
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den Vorſchriften des Ehegeſetzes für einen Ehe⸗ 
gatten gegenüber dem anderen ergibt, für die 
Zeit nach der Rechtskraft des Urteils durch Be⸗ 
ſchluß einſtweilen zu regeln. 

Der Beſchluß wird mit der Rechtskraft des 
Urteils vollſtreckbar, auf Grund deſſen er er⸗ 
gangen iſt. i 

Wird das Urteil angefochten, ſo hat das Ge⸗ 
richt zugleich mit ſeiner Entſcheidung über das 
Rechtsmittel darüber zu beſchließen, ob es den 
Beſchluß aufrechterhalten oder abändern will. 

Auf Antrag des Unterhaltspflichtigen hat nach 
Rechtskraft des Urteils das Gericht erſter Inſtanz 
eine Friſt zu beſtimmen, innerhalb deren der 
Unterhaltsberechtigte wegen ſeiner Anſprüche die 
Klage zu erheben hat. Wird die Friſt nicht inne⸗ 
gehalten, ſo hat das Gericht auf Antrag den 
Beſchluß aufzuheben. Die Entſcheidung über 
dieſen Antrag unterliegt der ſofortigen Be⸗ 
ſchwerde. 

$ 627 Abſ. 3 Satz 1 bis 3 findet entſprechende 
Anwendung.“ 

Übergangsvorſchrift: 989. 


8 40 
Anpaſſung des Verfahrensrechts an die 
Vorſchriften des Ehegeſetzes über die Auf- 
hebungsklage 
Verfahrensrechtliche Vorſchriften über die Klage 
auf Anfechtung der Ehe ſind, ſoweit nicht etwas 
anderes beſtimmt iſt, ſinngemäß auf die Klage auf 
Aufhebung der Ehe zu beziehen. Insbeſondere tritt 


150 8. Verordnung. IV. Anderung des Verfahrens uſw. 


in den $$ 152, 606, 612, 615 und 616 der Zivil⸗ 
prozeßordnung ſowie im Erſten Teil, Kapitel II, 
Artikel 1, Abſ. 2 der Verordnung vom 14. Juni 1932 
(Reichsgeſetzbl. I S. 285, 287) an die Stelle des 
Wortes „Anfechtung“ das Wort „Aufhebung“, an 
die Stelle des Wortes „Anfechtungsklage“ das Wort 
„Aufhebungsklage“ und an die Stelle des Wortes 
„anfechtbar“ das Wort „aufhebbar“; im § 155 der 
Zivilprozeßordnung treten an die Stelle der Worte 
„Anfechtung der Ehe“ die Worte „Aufhebung der 
Ehe“; im $ 616 der Zivilprozeßordnung treten an 
die Stelle der Worte „das Recht, die Scheidung zu 
verlangen oder die Ehe anzufechten“ die Worte „das 
Recht, die Scheidung oder die Aufhebung der Ehe 
zu verlangen“; im $ 625 der Zivilprozeßordnung 
wird nach dem Wort „Scheidung“ das Wort „Auf⸗ 
hebung“ eingefügt. 


8 41 
Anpaſſung des Verfahrensrechts an die 
Vorſchriften des Ehegeſetzes über die 
Nichtigkeitsklage 
(1) § 632 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
„§ 632 


Die Nichtigkeitsklage des Staatsanwalts iſt 
gegen beide Ehegatten und, wenn einer von 
ihnen verſtorben iſt, gegen den überlebenden 
Ehegatten zu richten. Die Nichtigkeitsklage des 
einen Ehegatten iſt gegen den anderen Ehegatten 
zu richten. 
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Im Falle der Doppelehe iſt die Nichtigkeits⸗ 
klage des Ehegatten der früheren Ehe gegen beide 
Ehegatten der ſpäteren Ehe zu richten.“ 

(2) $ 636 der Zivilprozeßordnung wird durch fol⸗ 
gende Vorſchrift erſetzt: 


„§ 636 

Hat der Staatsanwalt. die Nichtigkeitsklage 

zu Lebzeiten beider Ehegatten erhoben, ſo findet, 

wenn ein Ehegatte ſtirbt, $ 628 keine Anwen⸗ 

dung. Das Verfahren wird gegen den über⸗ 

lebenden Ehegatten fortgeſetzt.“ 
(3) Nach $ 636 der Zivilprozeßordnung wird als 
neuer $ 636a folgende Vorſchrift eingefügt: 


„& 636a 
Das auf eine Nichtigkeitsklage ergehende Urteil 
wirkt, wenn es zu Lebzeiten beider Ehegatten 
oder, falls der Staatsanwalt die Nichtigkeits⸗ 
klage erhoben hatte, des Längſtlebenden von 
1 rechtskräftig geworden iſt, für und gegen 
alle.“ 
1. Entſprechende Beſtimmungen zu 1 und 2 für 
Oſterreich: 58 82, 84. 
2. Weitere Vorſchriften zur Nichtigkeitsklage für 
Osterreich: 88 71, 72, 83, 85. 


9 42 


Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder 
Nichtbeſtehens einer Ehe 


§ 638 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: 
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„Ss 638 

Die Vorſchriften der 88 633 bis 635 finden 
auf eine Klage, die die Feſtſtellung des Beſtehens 
oder Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen den Par⸗ 
teien zum Gegenſtande hat, entſprechende An⸗ 
wendung. Das Urteil, durch das das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen der Che feſtgeſtellt wird, wirkt, 
wenn es zu Lebzeiten beider Parteien rechts⸗ 
kräftig geworden iſt, für und gegen alle.“ 

§ 43 
Sonſtige Vorſchriften 

(1) Die 88 629, 630 und 639 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung werden aufgehoben. 

(2) Entſcheidungen des Reichsgerichts gemäß § 93 
Abſ. 2 Satz 2 des Ehegeſetzes können ohne münd⸗ 
liche Verhandlung durch Beſchluß ergehen. 

Wegen der Mitteilungspflichten (bisher $630 3 PO.) vgl. 
AV. des Reichsminiſters der Juſtiz vom 27. 7. 1938 (Deutſche 
Juſtiz S. 1177). Weitere e gegenüber dem 
Standesbeamten vgl. § 35 1. AVO. zum Perſonenſtandsgeſ. 


vom 19. 5. 1938 (RGBl. I S. 535 und für Oſterreich $ 68 dieſer 
Verordnung. 


B. Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten, welche 

die Feſtſtellung des Rechts verhältniſſes 

zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegen⸗ 
ſtande haben 


8 44 
(1) $ 640 der Zivilprozeßordnung erhält De 
Faſſung: 


A. Verfahren uſw. 543. — B. Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten ufm.$44 153 


1, 640 

Auf einen Rechtsſtreit, der die Anfechtung der 
Ehelichkeit eines Kindes, die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Eltern⸗ oder 
Kindesverhältniſſes zwiſchen den Parteien oder 
die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens 
der elterlichen Gewalt der einen Partei über die 
andere zum Gegenſtande hat, finden die Vor⸗ 
ſchriften des $ 607 Abſ. 1, der $$ 613, 614a, 
617, 618, 619, des $ 622 Abſ. 1 und der $$ 625, 
626, 628, 634, 635 und 637 entſprechende An⸗ 
wendung. 

Mit einer der im Abſ. 1 bezeichneten Klagen 
kann eine Klage anderer Art nicht verbunden 
werden. Eine Widerklage anderer Art kann 
nicht erhoben werden. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für 
einen Rechtsſtreit, der die Feſtſtellung der Un⸗ 
ehelichkeit eines Kindes im Falle des $ 29 des 
Ehegeſetzes zum Gegenſtande hat. Hat der Staats⸗ 
anwalt die Ehenichtigkeitsklage gegen die Eltern 
des Kindes oder nach dem Tode eines Eltern⸗ 
teiles gegen den überlebenden Elternteil betrieben 
und ſind beide Eltern vor der Rechtskraft des 
Urteils geſtorben, ſo kann der Staatsanwalt von 
der Nichtigkeitsklage zur Klage auf Feſtſtellung 
der Unehelichkeit gegen das Kind übergehen.“ 

(2) § 641 der Zivilprozeßordnung erhält folgende 
Faſſung: N 


„8 641 
Für die Klage auf Anfechtung der Ehelichkeit 
eines Kindes iſt der Ehemann der Mutter prozeß⸗ 
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fähig, auch wenn er in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt iſt. Für einen geſchäftsunfähigen Ehe⸗ 
mann wird der Rechtsſtreit durch den geſetzlichen 
Vertreter geführt; der geſetzliche Vertreter kann 
die Anfechtungsklage nur mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erheben.“ 

1. Bisherige Vorſchriften über die Klage auf Anfechtung 
der Ehelichkeit eines Kindes: $7 Geſ. über die Anderung und 
Ergänzung familienrechtlicher Vorſchriften ſowie über die 
Rechtsſtellung der Staatenloſen vom 12. 4. 1938 (RGBl. I 
S. 380), $5 DurchfVO. zu dieſem Geſetz vom 23.4. 1938 
(RGBl. 1 S. 417): Aufgehoben f. unten $ 87. 

2. Bisherige Vorſchriften über die Klage 42 nt der 
Unehelichkeit eines Kindes aus einer Namensehe: Vgl. $3 Geſ. 
gegen Mißbräuche bei der Eheſchließung und der Annahme an 
Kindes Statt vom 23. 11. 1933 (RGBl. I S. 979). 


V. Anderungen anderer Geſetze 


845 
(1) $ 12 des Perſonenſtandsgeſetzes vom 3. Novem⸗ 
ber 1937 (Reichsgeſetzbl. I S. 1146) erhält folgende 
Faſſung: 


„§ 12 
Am Rande des Heiratseintrags ($ 11) werden 
vermerkt: 
1. der Tod oder die Todeserklärung eines Ehe⸗ 
gatten, 

2. die Aufhebung oder die Scheidung der Ehe, 

3. die Nichtigerklärung der Ehe, 
4. die Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der Ehe.“ 
(2) § 35 Abſ. 6 der Erſten Verordnung zur Aus⸗ 
führung des Perſonenſtandsgeſetzes vom 19. Mai 


88 15-48 i 155 


Foſſung eichsgeſetzbl. I S. 533) erhält folgende 
aſſun 
660 Ein Randvermerk über den Tod oder die 
Todeserklärung eines Ehegatten wird nicht ein⸗ 
getragen, wenn die Scheidung, die Aufhebung, 
die Nichtigerklärung oder das Nichtbeſtehen der 
Ehe am Rande vermerkt iſt.“ 
Inkrafttreten für Oſterreich: 5 70 Satz 2. 


8 46 
Im 8 16 der Erſten Verordnung zur Durchführung 
des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 29. November 1935 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 1419) wird Abſ. 2 geſtrichen. 
DurchfVO. zum Ehegeſundheitsgeſetz: vgl. Anhang. 


847 
$23 der Erbhofrechtsverordnung vom 21. De⸗ 
zember 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 1069) ſowie die 
Vorſchriften der § 67 bis 72 der Erbhofverfahrens⸗ 
ordnung vom 21. Dezember 1936 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1082) gelten entſprechend, wenn die Ehe rechts⸗ 
kräftig aufgehoben wird. 


8 48 

Die Koſtenordnung vom 25. November 1935 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 1371) wird wie folgt geändert: 
1. 5 87 Abſ. 1 Nr. 5 erhält folgende Faſſung: 

„5. für die Erſetzung der Einwilligung der Mutter 

zur Ehelichkeitserklärung;“. 

Im 887 Abſ. 1 wird nach der Nr. 5 folgende 

Nr. 6 eingefügt: 
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„6. für die Erſetzung der Einwilligung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters oder des Sorgeberech⸗ 
tigten zur Eingehung der Ehe oder der Ge⸗ 
nehmigung des geſetzlichen Vertreters zu 
einer ohne ſeine Einwilligung geſchloſſenen 
Ehe; für die Erſetzung der Einwilligung 
oder Genehmigung eines Vormunds oder 

flegers wird eine Gebühr nicht erhoben.“ 
3. 8 87 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„(3) In den Fällen des Abſ. 1 Nrn. 2 bis 5 
iſt nur der Vater oder die Mutter, in den Fällen 
des Abſ. 1 Nr. 6 iſt nur der geſetzliche Vertreter 
oder der Sorgeberechtigte zahlungspflichtig.“ 

4. § 88 Abſ. 1 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 

„2. für die in den §§ 81, 82 und 97 des Ehe⸗ 
geſetzes vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 807) vorgeſehenen vormundſchaftsgericht⸗ 
lichen Anordnungen;“. 


VI. Sondervorſchriften 
für das Land Sſterreich 


A. Durchführungsvorſchriſten zum Ehegeſetz 


8 49 
(1) Hat der Standesbeamte ($ 99 des Ehegeſetzes) 
Zweifel, ob ein Ehehindernis im Sinne des $6 der 
Erſten Verordnung zur Ausführung des Geſetzes 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen 
Ehre vom 14. November 1935 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1334) vorliegt, ſo hat er von den Brautleuten 
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die Beibringung eines Ehetauglichkeitszeugniſſes 
des Amtsarztes zu verlangen. 

(2) §8 der Verordnung über die Einführung der 
Nürnberger Raſſengeſetze im Lande Oſterreich vom 
20. Mai 1938 (-Reichsgeſetzbl.1 S. 594) wird auf- 
gehoben. 

1. Blutſchutzgeſetz vgl. Anhang S. 176. 

2. Verordnung über die e der eee Raſſen⸗ 
geſetze in Oſterreich vgl. Anhang S. 1 


8 50 
Ob ein Kind aus einer vor Inkrafttreten des 
Ehegeſetzes für ungültig erklärten Ehe unehelich iſt 
oder als ehelich gilt, beſtimmt ſich nach den bisherigen 
Geſetzen. 
1. Ent de V t für das Alt 89 
a. jj 
2. Wegen der bisherigen Vorſchriften: Au Nr. 1 zu 
920 des Ehegeſetzes. 
8 51 
Wer das Recht, die Scheidung der Ehe zu begehren, 
durch Verzeihung oder durch Friſtablauf verloren hat, 
kann allein aus der Tatſache, die das Scheidungsrecht 
begründet hat, ein Recht, die Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft zu verweigern, nicht herleiten. 


1. Entſprechende Vorſchrift für das Altreich: Vgl. $ 83 
des Ehegeſetzes. 

2. Verluſt des Scheidungsrechtes: 856 des Ehegeſetzes 
(Verzeihung), § 57 des Ehegeſetzes (Friſtenablauf). 


8 52 
War für eine Ehe bisher das im Burgenland 
geltende Eherecht maßgebend und konnte ein nach 
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dieſem Recht beſtehender Grund zur Nichtigerklärung 
oder zur Löſung der Ehe im Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens des Ehegeſetzes wegen Ablaufs der Klagefriſt 
nicht mehr geltend gemacht werden, ſo hat es dabei 
ſein Bewenden. Ein Grund zur Löſung der Ehe, der 
einem Grunde gleichartig iſt, der nach den Vorſchriften 
des Ehegeſetzes die Scheidung der Ehe rechtfertigt, 
kann jedoch zur Unterſtützung einer nach dem Ehe⸗ 
geſetz erhobenen Scheidungsklage geltend gemacht 
werden. 

Ergänzende Beſtimmung zu 98 113, 118 Abſ. 2, 3 59 des 
Ehegeſetzes. 

8 53 


Soweit, abgeſehen von den Fällen des § 111, die 
Vorſchriften des Ehegeſetzes über den Unterhalt ge⸗ 
ſchiedener Ehegatten für maßgebend erklärt ſind 
($ 115 Abſ. 3, $ 122 Abſ. 2 und § 127), find fie nicht 
anzuwenden, wenn beide Ehegatten für ſchuldig er⸗ 
klärt ſind oder wenn feſtgeſtellt wird, daß jeder Ehe⸗ 
gatte ſich während der Dauer der früheren Ehe oder 
der mit Nachſicht vom Ehehindernis des Ehebandes 
geſchloſſenen, wegen dieſes Hinderniſſes für nichtig 
erklärten Ehe eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, 
das als Eheverfehlung im Sinne des Ehegeſetzes 
anzuſehen wäre. 

Entſprechende Beſtimmung für das Altreich: § 96 Satz 2 
des Ehegeſetzes. 
8 54 

(1) Die Aufhebung einer vor Inkrafttreten des 
Ehegeſetzes geſchloſſenen Ehe kann auch aus den 
Gründen des Ehegeſetzes begehrt werden, ſoweit nach 
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den bisherigen Geſetzen ein Ungültigkeitsgrund, der 
gemäß $ 118 Abſ. 2 des Ehegeſetzes die Aufhebung 
der Ehe begründen würde, nicht gegeben iſt. Die 
Friſt für die Klage auf Aufhebung endet in dieſem 
Falle früheſtens ein Jahr nach Inkrafttretens des 
Ehegeſetzes. 

(2) Abſ. 1 gilt nicht für den Aufhebungsgrund des 
8 35 des Ehegeſetzes. 

1. e Beſtimmung zu 9 118 Abſ. 2 des Ehe⸗ 

eſetzes. 
3 entre ende Beſtimmungen für das Altreich: 58 90 
Abſ. 1, 91 des Ehegeſetzes. 


8 55 

Eine Klage auf Nichtigerklärung einer vor In⸗ 
krafttreten des Ehegeſetzes geſchloſſenen Ehe wegen 
eines Ungültigkeitsgrundes des bisherigen Rechts, 
der nach den Vorſchriften des Ehegeſetzes weder zur 
Nichtigerklärung noch zur Aufhebung der Ehe führen 
könnte, kann nur vom Staatsanwalt oder mit ſeiner 
Genehmigung eingebracht oder fortgeführt werden. 
$ 118 Abſ. 3 des Ehegeſetzes bleibt unberührt. 

1. e Beſtimmung zu 3 118 Abſ. 3 des Ehe⸗ 
eſetzes. 5 
8 2 In Betracht kommende Ungültigkeitsgründe: 
z. B. 35 63, 64 ABGB. (Weihe oder Gelübde und Religions- 
808 . , ferner Verwandtſchaft in der Seitenlinie (5 65 


§ 56 
(1) Steht der Gültigkeit einer vor Inkrafttreten 
des Ehegeſetzes geſchloſſenen Ehe ein Ehehindernis 
entgegen, ſo kann von dieſem Befreiung erteilt wer⸗ 
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den, wenn ſie nach den bisherigen Geſetzen oder nach 
den Beſtimmungen des Ehegeſetzes zuläſſig wäre oder 
nach dieſem Geſetz ein Eheverbot mit Nichtigkeits⸗ 
folge nicht vorliegen würde. Wird die Befreiung er⸗ 
teilt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzu⸗ 


ſehen. i 

(2) Über die Befreiung entſcheidet, wenn der Mann 
ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines Wohn⸗ 
ſitzes ſeinen Aufenthalt im Lande Oſterreich hat, der 
Präſident des Oberlandesgerichts, in deſſen Sprengel 
der Wohnſitz oder Aufenthalt gelegen iſt. Hat nur die 
Ehefrau Wohnſitz oder Aufenthalt im Lande Oſter⸗ 
reich, ſo beſtimmt ſich die Zuſtändigkeit nach ihrem 
Wohnſitz oder Aufenthalt. Hat keiner der Beteiligten 
Wohnſitz oder Aufenthalt im Lande Öfterreich, fo ift 
der Präſident des Oberlandesgerichts Wien zuſtändig. 
§ 11 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 findet Anwendung. Ich 
behalte mir vor, in Fällen beſtimmter Art ſelbſt zu 
entſcheiden oder im Einzelfall die Entſcheidung an 
mich zu ziehen. 
1. DE Beſtimmung zu $118 Abſ. 1 des Ehe⸗ 


eſetzes. 
8 2. Für das Altreich: Vgl. $ 86 Abſ. 1 S. 2 des Ehegeſetzes. 


8 57 

Eine Ehe, die vor Inkrafttreten des Ehegeſetzes 
ausſchließlich oder vorwiegend zu dem Zweck ge⸗ 
ſchloſſen iſt, der Frau die Führung des Familien⸗ 
namens des Mannes oder den Erwerb der Staats⸗ 
ängehörigfeit des Mannes zu ermöglichen ($ 23 des 
Ehegeſetzes), kann nach den Vorſchriften des Ehe⸗ 
geſetzes für nichtig erklärt werden, wenn die Ehe nach 
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dem 8. November 1918 geſchloſſen iſt. Die Nichtigkeits⸗ 
klage und die Klage auf Feſtſtellung der Unehelichkeit 
eines Kindes aus einer ſolchen Ehe können nur binnen 
ſechs Monaten nach Inkrafttreten des Geſetzes er⸗ 
hoben werden. 

1. Übergangs vorſchrift zu 9 23 des Ehegeſetzes (rüd- 
wirkende Anwendung). 

2. Entſprechende Beſtimmungen für das Altreich: 
9 86 Abſ. 2 des Ehegeſetzes und der inzwiſchen gegenſtandslos 
gewordene Art. IV des Geſetzes gegen Mißbräuche bei der 
Eheſchließung und der Annahme an Kindes Statt vom 23. 11. 
1933 (R&G Bl. 1 ©. 979). 


8 58 
Iſt auf Grund einer Nachſicht vom Ehehindernis 
des Ehebandes nach dem 1. April 1938 eine Ehe ge⸗ 
ſchloſſen worden, ſo gilt ſie als eine von Anfang an 
gültige Ehe. § 121 Abſ. 3 und die $$ 122, 125 und 126 
des Ehegeſetzes finden entſprechende Anwendung. 
Ergänzende Vorſchrift zu § 121 des Ehegeſetzes. 


8 59 
(1) § 759 Abſ. 2 des Allgemeinen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erhält folgende Faſſung: 
„Das geſetzliche Erbrecht und der Anſpruch auf 
das geſetzliche Vorausvermächtnis iſt dem über⸗ 
lebenden Ehegatten auch dann verſagt, wenn der 
Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung 
oder Aufhebung der Ehe gemäß dem Ehegeſetz 
vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 807) zu 
klagen berechtigt war und die Klage erhoben 
hatte, ſofern im Falle der Scheidung oder Auf⸗ 
hebung der Ehegatte als ſchuldig anzuf a wäre.“ 
Rerxroth⸗Anz, Ehegeſetz. 
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(2) Iſt der Erbfall vor Inkrafttreten des Ehegeſetzes 
eingetreten, fo iſt $ 759 Abſ. 2 des Allgemeinen Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuchs in ſeiner bisherigen Faſſung an⸗ 
zuwenden; das Verfahren über die Klage kann gemäß 
den Beſtimmungen in den $$ 112 und 117 des Ehe⸗ 
geſetzes fortgeführt werden. 

1. Anlaß: Wegfall der Scheidung von Tiſch und Bett; 
allgemeine Zulaſſung der Scheidung dem Bande nach; Gleich⸗ 
ſtellung der Eheaufhebung mit der Eheſcheidung (SS 114ff., 
34, 42 des Ehegeſetzes). 

2. Die bisherige Faſſung des $ 759 Abſ. 2 ABGB. lautet: 

„Beides iſt dem überlebenden Ehegatten auch dann ver⸗ 
ſagt, wenn der Erblaſſer die Klage wegen Trennung oder 
Scheidung der Ehe aus Verſchulden des anderen ſchon 
angebracht hatte und der Klage ſtattgegeben wird.“ 


B. Ergänzungs vorſchriften 
zu den Abſchnitten Ibis Vdieſer Verordnung 


8 60 
Die Vorſchriften der 88 61 bis 70 verlieren ihre 
Wirkſamkeit, ſobald ihr Grund durch das Fortſchreiten 
der Rechtsvereinheitlichung wegfällt. 


Wegen des Fortſchreitens der Rechtsvereinheit⸗ 
lichung vgl. zu $$ 65—69: VO. zur Einführung des Perſonen⸗ 
ſtandsrechts im Lande Oſterreich vom 2. Juli 1938 (RGBl. 1 
S. 803) und 1. AusfVO. zum Perſonenſtandsgeſ. vom 19. 5. 
1938 (RGBl. 1 S. 533) 85 21, 27 Abſ. 2, 31, 32, 112—114. 


8 61 
Die Befreiung vom Erfordernis der Ehemündigkeit 
des Mannes ($ 1) erteilt das Gericht, das ihn aus der 


N Gewalt entlaſſen oder für volljährig erklärt 
at. 
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1. Ergänzungsvorſchrift zu 81. 

2. Wegen Entlaſſung aus der väterlichen Gewalt: 
§ 174 ABGB. 

3. Wegen Volljährigkeitserklärung: § 252 ABGB. 


8 62 
Bei Anwendung der $$ 3 und 5 tritt an die Stelle 
des Landgerichtspräſidenten, ſoweit es ſich um Ge⸗ 
richte im Lande Oſterreich handelt, der Präſident des 
Landes⸗ oder Kreisgerichts. 


8 63 
Bei Anwendung des § 4 Abſ. 3 tritt an die Stelle 
des Amtsgerichts das Bezirksgericht. 


8 64 
Bei Anwendung des § 6 Abf. 3 tritt an die Stelle 
der Zivilkammer der Zivilſenat und an die Stelle des 
Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle der Beamte der 
Geſchäftsſtelle. 


8 65 

An die Stelle von $ 8 Abſ. 2 Satz 2 treten folgende 

Beſtimmungen: 

1. Beſitzt nur einer der Verlobten eine fremde 
Staatsangehörigkeit, ſo hat der Standesbeamte 
von dem anderen Verlobten Nachweiſe über die 
Raſſenzugehörigkeit beider Verlobten und, ſo⸗ 
weit dies zur Beurteilung der Raſſenzugehörig⸗ 
keit erforderlich iſt, auch Nachweiſe über die 
Religionszugehörigkeit zu fordern. Die Bei⸗ 
bringung ärztlicher Geſundheitszeugniſſe kann 
verlangt werden. Beſitzen beide Verlobte eine 

11* 
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fremde Staatsangehörigkeit, ſo ſind von ihnen 
nur ihre Geburtsurkunden und die Heirats⸗ 
urkunden ihrer Eltern zu verlangen. 

2. Der Verlobte, der der Befreiung bedarf, muß 
durch Vorlegung ſeines Reiſepaſſes oder einer 
Beſcheinigung der zuſtändigen Behörde ſeines 
Heimatſtaates ſeine Staatsangehörigkeit nach⸗ 
weiſen. Beſteht der Heimatſtaat aus mehreren 
Rechtsgebieten, ſo iſt auch feſtzuſtellen, welchem 
Rechtsgebiet der Verlobte angehört. 

3. Ausländer müſſen nachweiſen, daß ihnen der 
Aufenthalt im Deutſchen Reich geſtattet iſt. 

Ergänzende Beſtimmung zu 88 7 und 8; vgl. jedoch Be⸗ 
merkung zu 8 60. 

8 66 

(1) Ein für einen Ausländer von der inneren Be⸗ 
hörde ſeines Heimatſtaates ausgeſtelltes Ehefähig⸗ 
keitszeugnis kann für eine Eheſchließung im Inland 
nur verwendet werden, wenn das Aufgebot binnen 
ſechs Monaten ſeit der Ausſtellung beantragt wird. 
Iſt in dem Zeugnis eine kürzere Geltungsdauer an⸗ 
gegeben, ſo behält es hierbei ſein Bewenden. 

(2) Das Ehefähigkeitszeugnis muß, falls durch 
Staatsvertrag nichts anderes vereinbart iſt, mit der 
Beſcheinigung des zuſtändigen deutſchen Konſuls dar⸗ 
über verſehen ſein, daß die ausländiſche Behörde zur 
Ausſtellung befugt iſt. 

Vgl. Bemerkung zu 8 65. 

867. 

An die Stelle des $ I treten folgende Beſtimmungen: 

1. Die Befreiung vom Eheverbot der Wartezeit er⸗ 
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teilt der Standesbeamte, vor dem die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen werden ſoll. Soll ſie im Ausland ge⸗ 
ſchloſſen werden, ſo iſt der Standesbeamte des 
Standesamts I in Berlin zuſtändig. Die Be⸗ 
freiung darf nur erteilt werden, wenn durch 
amtsärztliches Zeugnis nachgewieſen wird, daß 
die Frau nicht ſchwanger iſt. Kann das Zeugnis 
nicht beigebracht werden, ſo kann der Landes⸗ 
hauptmann in geeigneten Fällen die Beibringung 
erlaſſen. Eines Zeugniſſes bedarf es nicht, wenn 
die Frau das fünfundvierzigſte Lebensjahr voll⸗ 
endet hat oder wenn ſie mit ihrem früheren Ehe⸗ 
mann die Ehe eingehen will. 


. Die Befreiung vom Aufgebot erteilt der Standes⸗ 


beamte, vor dem die Ehe geſchloſſen werden ſoll. 
Die Abkürzung der Aufgebotsfriſt bewilligt der 
Standesbeamte, bei dem das Aufgebot beantragt 
iſt. 


Zur Ausſtellung des Ehefähigkeitszeugniſſes, 


deſſen ein deutſcher Staatsangehöriger zur Ehe⸗ 
ſchließung im Ausland bedarf, iſt der Standes⸗ 
beamte zuſtändig, in deſſen Bezirk der Verlobte 
ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines Wohn⸗ 
ſitzes ſeinen Aufenthalt hat. Hat der Verlobte im 
Inland weder Wohnſitz noch Aufenthalt, ſo iſt der 
Ort des letzten gewöhnlichen Aufenthalts maß⸗ 
gebend; hat er ſich niemals oder nur vorüber⸗ 
gehend im Inland aufgehalten, ſo iſt der Standes⸗ 
beamte des Standesamts I in Berlin zuftändig. 
Das Ehefähigkeitszeugnis darf nur ausgeſtellt 
werden, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, 
unter denen das Aufgebot im Inland würde er⸗ 
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folgen können. Die Beibringung eines auslän⸗ 
diſchen Ehefähigkeitszeugniſſes für den anderen 
Verlobten iſt nicht zu fordern. Soweit die bei⸗ 
gebrachten Unterlagen nicht ausreichen, können 
in geeigneten Fällen die Ortspolizeibehörden oder 
die deutſchen Konſulate um Auskunft erſucht wer⸗ 
den. Für den Nachweis der die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit des Standesbeamten begründenden Tat⸗ 
ſachen ſind die Anforderungen nicht zu über⸗ 
ſpannen. Hält der Standesbeamte ein Eheverbot 
im Sinne des $ 1 des Geſetzes zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 
15. September 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1146) 
oder der $$ 2 und 6 der Erſten Verordnung zur 
Ausführung dieſes Geſetzes vom 14. November 
1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1334) für vorliegend, 
ſo hat er, wenn auch nur ein Verlobter eine 
fremde Staatsangehörigkeit beſitzt, vor der Ver⸗ 
ſagung des Ehefähigkeitszeugniſſes die Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsminiſters des Innern ein⸗ 
zuholen. Das Ehefähigkeitszeugnis gilt nur für 
die Dauer von ſechs Monaten. Dies iſt in der 
Urkunde zu vermerken. 

Gegen abweisliche Beſcheide des Standesbeamten 
ſteht die Berufung an den Landeshauptmann, 
in Wien an den Bürgermeiſter, und von dieſen 
an den Reichsminiſter des Innern zu. 

N 9 Beſtimmung zu 8 9; vgl. jedoch Bemerkung zu 


i § 68 
Die Vorſchriften über die Mitteilung gerichtlicher 
Entſcheidungen in Eheſachen für Zwecke der Matriken⸗ 
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führung ſind auf die Urteile über Nichtigerklärung, 
Aufhebung und Scheidung der Ehe gemäß dem Ehe⸗ 
geſetz anzuwenden. 

Wegen des Wegfalls der Beſtimmung vgl. Bemerkung zu 
9 60; ab 1. 1. 1939 vgl. 8 35 der 1. AVO. zum Perſonenſtands⸗ 
gef. vom 19. 5. 1938 (RGBl. I S. 533). 

Ergänzende Vorſchrift zu § 12; vgl, jedoch Bemerkung zu 
8 60 (ab 1. 1. 1939 95 112, 113 1. AVO. zum Perſonenſtandsgeſ. 
vom 19. 5. 1938 — RGBl. 1 S. 533). 


8 69 
(1) Außer den im § 12 vorgeſehenen Gebühren 
werden noch folgende Gebühren erhoben: 


Reichsmark 

fur die Befreiung von der Wartezeit bei N 
der Eheſchließunn g 2 bis 20, 
für die Befreiung vom Aufgebot .. . 2 bis 20, 


für die Abkürzung der Aufgebotsfriſt .. 2 bis 10, 
für die Ausſtellung eines Ehefähigkeits⸗ 

zeugniſſes für einen deutſchen Staats⸗ N 

angehörigen im Ausladdd 2 bis 20. 

(2) Bei Unvermögen der Beteiligten können die 
Gebühren ermäßigt oder erlaſſen werden. 


8 70 
Der $ 20 Abſ. 2, die 88 21 bis 44 und 46 bis 48 
ſind vorbehaltlich des § 75 Satz 4 nicht anzuwenden. 
$ 20 Abſ. 1 und § 45 treten am 1. Jänner 1939 in 
Kraft. 
1. Wegen 9 20 Abſ. 1 8 45 vgl. VO. zur Einführung des 
Perſonenſtandsrechts im Lande Oſterreich vom 2. 7. 1938 


(RGBl. I S. 803) und § 49 der 1. AVO. zum Perſonenſtandsgeſ. 
vom 19. 5. 1938 (RG Bl. I S. 533). 
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2. Wegen 520 Abſ. 2 vgl. die entſprechende Zuſtändigkeits⸗ 
vorſchrift in $ 105 des Ehegeſetzes. 


C. Verfahrensrechtliche Vorſchriften 


Die gemäß § 108 des Ehegeſetzes im Lande Oſter⸗ 
reich anzuwendenden Vorſchriften über das Ver⸗ 
fahren in Eheſachen werden wie folgt abgeändert 
und ergänzt: 

8 71 
- (1) Für das Verfahren zur Nichtigerklärung, Auf⸗ 
hebung und Scheidung der Ehe gelten ſinngemäß die 
Vorſchriften für das Verfahren über die Ungültigkeit 
und Trennung der Ehe. 

(2) Das Verfahren kann nur durch Klage einge⸗ 
leitet werden. Wer zur Klage berechtigt iſt, beſtimmt 
das Ehegeſetz. N 

Wegen der Klagebefugnis: 89 28, 120 des Ehegeſetzes, 
855 dieſer VO. (Nichtigkeitsklage), §5 35—39, 44, 120 des 
Ehegeſetzes (Aufhebungsklage), 88 47—53, 55 des Ehegeſetzes 
(Scheidungsklage). 

8 72 
Ein Verteidiger des Ehebandes wird nicht beſtellt. 


8 73 
Die Verhandlung in Eheſachen iſt nicht öffentlich. 
Entſprechende Vorſchrift: § 130 des deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes (oben $ 30). 
8 74 
(1) In Eheſachen iſt der Staatsanwalt zur Mit⸗ 
wirkung befugt, um die vom Standpunkt der Volks⸗ 
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gemeinſchaft für die Aufrechterhaltung oder die Auf⸗ 
löſung der Ehe ſprechenden Umſtände geltend zu 
machen. Hierzu kann er allen Verhandlungen bei⸗ 
wohnen, ſich über die zu erlaſſende Entſcheidung gut⸗ 
achtlich äußern und neue Tatſachen und Beweis⸗ 
mittel vorbringen. 

(2) Im Verfahren über eine Scheidungsklage öder 
eine Aufhebungsklage kann der Staatsanwalt gegen 
den Widerſpruch der die Auflöſung der Ehe be⸗ 
gehrenden Partei neue Tatſachen nur inſoweit vor⸗ 
bringen, als ſie geeignet ſind, der Aufrechterhaltung 
der Ehe zu dienen. 

Entſprechende Vorſchrift: 8607 der deutſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung (oben 9 31). 


87 

Wer eine Scheidungsklage beabfichtigt, hat bei dem 
für die Klage zuſtändigen Gericht einen Sühneverſuch 
zu beantragen. In dem Antrag hat er die Gründe an⸗ 
zugeben, auf die er die Klage ſtützen will. Der Antrag 
kann vor der Geſchäftsſtelle zu Protokoll erklärt wer⸗ 
den. Die $$ 609 und 610 der deutſchen Zivilprozeß⸗ 
ordnung in der Faſſung des 8 32 dieſer Verordnung 
gelten ſinngemäß. 

Entſprechende Vorſchrift: 88 608610 der deutſchen 
3PO. (oben $ 32). 


§ 76 
(1) Bis zum Schluſſe der mündlichen Verhand⸗ 
lung, auf die das Urteil ergeht, können andere als 
die in der Klage vorgebrachten Klagegründe geltend 
gemacht werden. 
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(2) Das neue Vorbringen und die Erhebung einer 
Widerklage ſind von einem Sühneverſuch nicht ab⸗ 
hängig. 

Entſprechende Vorſchrift: 5614 der deutſchen ZPO. 


8 77 
Im Verfahren über eine Scheidungsklage oder 
eine Aufhebungsklage kann das Gericht gegen den 
Widerſpruch der die Auflöfung der Ehe begehrenden 
Partei Tatſachen, die von den Parteien nicht vor⸗ 
gebracht find, nur inſoweit berückſichtigen, als fie ge⸗ 
eignet ſind, der Aufrechterhaltung der Ehe zu dienen. 


Entſprechende Vorſchrift: 9622 Abf. 2 der deutſchen 
3088. sen. chrift: $ . ſch 


N 8 78 
Auf Scheidung wegen eines in den $$ 50 bis 53 
des Ehegeſetzes genannten Scheidungsgrundes ſoll 
erſt erkannt werden, wenn das Gericht das Gut⸗ 
achten eines ärztlichen Sachverſtändigen eingeholt 
hat. Das Gericht kann die ärztliche Unterſuchung 
eines Ehegatten anordnen, wenn dies zur Vorberei⸗ 
tung des Gutachtens erforderlich iſt. Weigert ſich 
der Ehegatte ohne triftigen Grund, ſich der Unter⸗ 
ſuchung zu unterziehen, jo findet $ 12 der Verord⸗ 
nung RGBl. Nr. 283/1897 ſinngemäß Anwendung. 
e Vorſchrift: 9623 der deutſchen ZPO. 

(oben $ 

8 79 
Erſcheint der Kläger zur mündlichen Verhandlung 
nicht, ſo iſt die Klage auf Antrag des Beklagten vom 
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Gericht als ohne Verzicht auf den Anspruch zurück 
genommen zu erklären. 


Entſprechende Vorſchrift (nur für die Nichtigkeitsklage): 
8 635 der deutſchen ZPO. 


8 80 
Wird wegen Ehebruchs auf Scheidung erkannt und 
ergibt ſich aus den Verhandlungen, mit welcher Per⸗ 
ſon der Ehebruch begangen worden iſt, ſo it dieſe 
Perſon in dem Urteil feſtzuſtellen. 
Entſprechende Vorſchrift: §624 der deutſchen ZPO. 


8 81 
Stirbt einer der Ehegatten vor der Rechtskraft 
des Urteils, ſo iſt der Rechtsſtreit in Anſehung der 
Hauptſache als erledigt anzuſehen. Er kann nurmehr 
wegen der Verfahrenskoſten fortgeſetzt werden. Ein 
bereits ergangenes Urteil iſt wirkungslos. 
Entſprechende Vorſchrift: 9628 der deutſchen ZPO. 


8 82 
(1) Die Nichtigkeitsklage des Staatsanwalts iſt 
gegen beide Ehegatten und, wenn einer von ihnen 
verſtorben iſt, gegen den überlebenden Ehegatten zu 
richten. Die Nichtigkeitsklage des einen Ehegatten 
iſt gegen den anderen Ehegatten zu richten. 
(2) Im Falle der Doppelehe iſt die Nichtigkeits⸗ 
klage des Ehegatten der früheren Ehe gegen beide 
Ehegatten der ſpäteren Ehe zu richten. 


e Vorſchrift: 5 632 der deutſchen ZPO. 
(oben 5 41 Nr. 1). 
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§ 83 
Im Verfahren über eine Nichtigkeitsklage kann 
der Staatsanwalt, auch wenn er die Klage nicht er⸗ 
hoben hat, den Rechtsſtreit betreiben, insbeſondere 
ſelbſtändig Anträge ſtellen und Rechtsmittel einlegen. 
Entſprechende Vorſchrift: 9634 der deutſchen ZPO. 


8 84 

Hat der Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage zu 
Lebzeiten beider Ehegatten erhoben, ſo findet, wenn 
ein Ehegatte ſtirbt, $ 81 keine Anwendung. Das 
Verfahren wird gegen den überlebenden Ehegatten 
fortgeſetzt. 

. Vorſchrift: 9636 der deutſchen ZPO. 
(oben § 41 Nr. 2 


8 85 
In den Fällen, in denen der als Partei auftretende 
Staatsanwalt unterliegt, ſind Koſtenerſätze dem 
Staate aufzuerlegen ($$ 40ff. der öſterreichiſchen 
Zivilprozeßordnung). 
Entſprechende Vorſchrift: 9637 der deutſchen ZPO. 


Ss 86 

(1) Zur Mitwirkung in Eheſachen iſt der Staats⸗ 
anwalt am Sitze des Prozeßgerichts zuſtändig, in 
Wien der Staatsanwalt beim Landesgericht für 
Strafſachen Wien I. 

(2) Die Zuſtändigkeitsvorſchrift des Abſ. 1 gilt auch 
für die Klage auf Feſtſtellung der Unehelichkeit gemäß 
§ 29 des Ehegeſetzes. § 85 iſt anzuwenden. 
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VII. Inkrafttreten, Übergangsvorſchriften 


8 87 

(1) Dieſe Verordnung tritt, ſoweit nicht etwas 
anderes beſtimmt iſt, am 1. Auguſt 1938 in Kraft. 
Mit dem gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft 
Artikel II §§ 3 und 4 des Geſetzes gegen Mißbräuche 
bei der Eheſchließung und der Annahme an Kindes 
Statt vom 23. November 1933 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 979), die §§ 1 bis 8 der Verordnung zur Ver⸗ 
einheitlichung der Zuſtändigkeit in Familien⸗ und 
Nachlaßſachen vom 31. Mai 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 472), Nrn. 1 bis 6, Nr. 9 Abſ. 1 bis 4, Abſ. 5 
Buchſtabe a und b der Beſtimmungen zur Durch⸗ 
führung der Verordnung zur Vereinheitlichung der 
Zuſtändigkeit in Familien⸗ und Nachlaßſachen vom 
27. Juli 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 738), § 7 des 
Geſetzes über die Anderung und Ergänzung familien⸗ 
rechtlicher Vorſchriften und über die Rechtsſtellung 
der Staatenloſen vom 12. April 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 380), §§ 1 bis 3 und 5 der Verordnung zur Durch⸗ 
führung des Geſetzes über die Anderung und Er- 
gänzung familienrechtlicher Vorſchriften und über 
die Rechtsſtellung der Staatenloſen vom 23. April 
1938 (Reichsgeſetzbl. I S. 417) ſowie $ 10 der Ver⸗ 
ordnung über die Einführung der Nürnberger Raſſen⸗ 
geſetze im Lande Oſterreich vom 20. Mai 1938 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 594) und die Vorſchriften des 
öſterreichiſchen Rechts, die Gegenſtände betreffen, die 
in dieſer Verordnung geregelt ſind. 

(2) § 614 a Abf. 1 und Abſ. 2 Satz 2 der Zivil⸗ 
prozeßordnung (§ 34 dieſer Verordnung) iſt auch 
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dann anzuwenden, wenn die Klage vor dem 1. Auguſt 
1938 zurückgenommen iſt. 


§ 88 
Sühneverſuche, die vor dem 1. Oktober 1938 bei 
dem Amtsgericht beantragt ſind, werden nach den 
bisherigen Vorſchriften und mit den ſich daraus 
ergebenden Wirkungen durchgeführt. 


Übergangsvorſchrift zu 98 608—610 der deutſchen ZPO. 
(oben $ 32) und zu 5 57 Abſ. 3 des Ehegeſetzes. 


8 89 
Iſt eine einſtweilige Verfügung gemäß § 627 der 
Zivilprozeßordnung vor dem 1. Oktober 1938 er⸗ 
laſſen, ſo bleiben inſoweit für das weitere Verfahren 
einſchließlich der Zwangsvollſtreckung die bisherigen 
Vorſchriften in Kraft. 
g ee zu 8627 der deutſchen ZPO. 
ob en $ 
8 90 
Ich behalte mir vor, den Erſten und Zweiten 
Abſchnitt des Sechſten Buches der Zivilprozeßord⸗ 
nung im Reichsgeſetzblatt neu bekanntzumachen und 
dabei etwaige Unſtimmigkeiten des Geſetzestextes 
zu beſeitigen. 


Berlin, den 27. Juli 1938. 
Der Reichsminiſter der Juſtiz 
In Vertretung 
Dr. Schlegelberger. 


Anhang 


I. Reichs bürgergeſetz. 
Vom 15. September 1935. 
(RGBl. 1 S. 1146.) 


Der Reichstag hat einſtimmig das folgende Geſetz beſchloſſen, 
das hiermit verkündet wird: 

$ 1. (1) Staatsangehöriger ift, wer dem Schutzverband des 
Deutſchen Reiches angehört und ihm dafür beſonders ver⸗ 
pflichtet iſt. 

(2) Die Staatsangehörigkeit wird nach den Vorſchriften des 
Reichs⸗ und Staatsangehörigleitsgeſetzes erworben. 

$ 2. (1) Reichsbürger iſt nur der Staatsangehörige deutſchen 
oder artverwandten Blutes, der durch ſein Verhalten beweiſt, 
daß er gewillt und geeignet iſt, in Treue dem deutſchen Volk 
und Reich zu dienen. 

(2) Das Reichsbürgerrecht wird durch Verleihung des Reichs⸗ 
bürgerbriefes erworben. 

(3) Der Reichsbürger iſt der alleinige Träger der vollen 
politiſchen Rechte nach Maßgabe der Geſetze. j 

8 3. Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers die zur Durchführung und 
Ergänzung des Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und Ver⸗ 
waltungsvorſchriften. 


II. Erſte Verordnung zum Reichs bürgergeſetz. 
Vom 14. November 1935. 
RGGBl. 1 S. 1333.) 


—„ͤ— 


8 

(2) Jüdiſcher Miſchling ift, wer von einem oder zwei der Raſſe 
nach volljüdiſchen Großelternteilen abſtammt, ſofern er nicht 
nach 9 5 Abſ. 2 als Jude gilt. Als volljüdiſch gilt ein Großeltern⸗ 
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teil ohne weiteres, wenn er der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft 
angehört hat. ö 8 

8 5. (1) Jude iſt, wer von mindeſtens drei der Raſſe nach voll⸗ 
jüdiſchen Großeltern abſtammt. $ 2 Abſ. 2 Satz 2 findet An⸗ 
wendung. 

(2) Als Jude gilt auch der von zwei volljüdiſchen Großeltern 

abſtammende ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling, 

a) der beim Erlaß des Geſetzes der jüdiſchen Religionsgemein⸗ 
ſchaft angehört hat oder danach in ſie aufgenommen wird, 

b) der beim Erlaß des Geſetzes mit einem Juden verheiratet 
war oder ſich danach mit einem ſolchen verheiratet, 

c) der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne des Abſ. 1 
ſtammt, die nach dem Inkrafttreten des Geſetzes zum 
Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 
15. September 1935 (RGBl. I S. 1146) geſchloſſen iſt, 

d) der aus dem außerehelichen Verkehr mit einem Juden im 
Sinne des Abſ. 1 ſtammt und nach dem 31. Juli 1936 
außerehelich geboren wird. 

$ 7. Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen von 

den Vorſchriften der Ausführungsverordnungen erteilen. 


III. Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre. 
Vom 15. September 1935. 
(RG Bl. I S. 1146.) 


Durchdrungen von der Erkenntnis, daß die Reinheit des 
deutſchen Blutes die Vorausſetzung für den Fortbeſtand des 
deutſchen Volkes iſt, und beſeelt von dem unbeugſamen Willen, 
die deutſche Nation für alle Zukunft zu ſichern, hat der Reichs⸗ 
tag einſtimmig das folgende Geſetz beſchloſſen, das hiermit 
verkündet wird: N 

§ 1. (1) Eheſchließungen zwiſchen Juden und Staatsange⸗ 
hörigen deutſchen oder artverwandten Blutes ſind verboten. 
Trotzdem geſchloſſene Ehen ſind nichtig, auch wenn ſie zur Um⸗ 
gehung dieſes Geſetzes im Auslande geſchloſſen ſind. 
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(2) Die Nichtigkeitsklage kann nur der Staatsanwalt erheben. 

§ 2. Außerehelicher Verkehr zwiſchen Juden und Staats⸗ 
angehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes iſt verboten. 

§ 3. Juden dürfen weibliche Staatsangehörige deutſchen oder 
artverwandten Blutes unter 45 Jahren in ihrem Haushalt nicht 
beſchäftigen. 5 

3 4, (1) Juden iſt das Hiſſen der Reichs⸗ und Nationalflagge 
und das Zeigen der Reichs farben verboten. 

(2) Dagegen iſt ihnen das Zeigen der jüdiſchen Farben geſtattet. 
Die Ausübung dieſer Befugnis ſteht unter ſtaatlichem Schutz. 

8 5. (1) Wer dem Verbot des $ 1 zuwiderhandelt, wird mit 
Zuchthaus beſtraft. 

(2) Der Mann, der dem Verbot des $ 2 zuwiderhandelt, wird 
mit Gefängnis oder mit Zuchthaus beſtraft. 

(3) Wer den Beſtimmungen der $$ 3 oder 4 zuwiderhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldſtrafe oder 
mit einer dieſer Strafen beſtraft. 

8 6. Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers und dem Reichsminiſter der 
eb. die zur Durchführung und Ergänzung des Geſetzes er- 

orderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 

§ 7. Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung, z 3 jedoch 
erſt am 1. Januar 1936 in Kraft. 


IV. Erſte Verordnung 
zur Ausführung des Geſetzes zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre. 
Vom 14. November 1935. 
(RGBl. I S. 1334.) 


Auf Grund des 8 6 des Geſetzes zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre vom 15. September 1935 
(RGBl. IS. 1146) wird folgendes verordnet: 

8 1. (1) Staatsangehörige find die deutſchen Staatsange⸗ 
hörigen im Sinne des Reichsbürgergeſetzes. 

(2) Wer jüdiſcher Miſchling iſt, beſtimmt § 2 Abſ. 2 der Erſten 
Verordnung vom 14. November 1935 zum Reichs bürgergeſetz 
(RGBl. 1 S. 1333). 
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(3) Wer Jude iſt, beſtimmt $ 5 der gleichen Verordnung. 

§ 2. Zu den nach $ 1 des Geſetzes verbotenen Eheſchließungen 
gehören auch die Eheſchließungen zwiſchen Juden und ſtaats⸗ 
angehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen 
Großelternteil haben. 

$ 3. (1) Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge mit zwei voll⸗ 
jüdiſchen Großeltern bedürfen zur Eheſchließung mit Staats⸗ 
angehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes oder mit 
ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen voll⸗ 
jüdiſchen Großelternteil haben, der Genehmigung des Reichs⸗ 
miniſters des Innern und des Stellvertreters des Führers oder 
der von ihnen beſtimmten Stelle. 

(2) Bei der Entſcheidung ſind insbeſondere zu berückſichtigen 
die körperlichen, ſeeliſchen und charakterlichen Eigenſchaften des 
Antragſtellers, die Dauer der Anſäſſigkeit ſeiner Familie in 
Deutſchland, ſeine oder ſeines Vaters Teilnahme am Weltkrieg 
und ſeine ſonſtige Familiengeſchichte. 

(3) Der Antrag auf Genehmigung iſt bei der höheren Ver⸗ 
waltungsbehörde zu ſtellen, in deren Bezirk der Antragſteller 
ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(4) Das Verfahren regelt der Reichsminiſter des Innern im 
Einvernehmen mit dem Stellvertreter des Führers. 

8 4. Eine Ehe ſoll nicht geſchloſſen werden zwiſchen ſtaats⸗ 
angehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen 
Großelternteil haben. 3 

85. Die Ehehinderniſſe wegen jüdischen Bluteinſchlages find 
durch $1 des Geſetzes und durch 98 2 bis 4 dieſer Verordnung 
erſchöpfend geregelt. 

86. Eine Ehe ſoll ferner nicht geſchloſſen werden, wenn aus 
ihr eine die Reinerhaltung des deutſchen Blutes gefährdende 
Nachkommenſchaft zu erwarten iſt. 

87. Vor der Eheſchließung hat jeder Verlobte durch das 
Ehetauglichkeitszeugnis (§ 2 des Ehegeſundheitsgeſetzes vom 
18. Oktober 1935 — RGBl. 1 S. 1246) nachzuweiſen, daß kein 
Ehehindernis im Sinne des 3 6 dieſer Verordnung vorliegt. 
Wird das Ehetauglichkeitszeugnis verſagt, ſo iſt nur die Dienſt⸗ 
aufſichtsbeſchwerde zuläſſig. 

8 8. (1) Die Nichtigkeit einer entgegen dem § 1 des Geſetzes 
oder dem $ 2 dieſer Verordnung geſchloſſenen Ehe kann nur im 
Wege der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden. 
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(2) Für Ehen, die entgegen den 88 3, 4 und 6 gefchloffen 
worden find, treten die Folgen des $1 und des $5 Abſ. 1 des 
Geſetzes nicht ein. f 

8 9. Beſitzt einer der Verlobten eine fremde Staatsangehörig⸗ 
keit, ſo iſt erſt vor einer Verſagung des Aufgebotes wegen eines. 
der im $ 1 des Geſetzes oder in den $$ 2 bis 4 dieſer Verordnung 
genannten Ehehinderniſſe ſowie vor einer Verſagung des 
Ehetauglichkeitszeugniſſes in Fällen des § 6 die Entſcheidung 
des Reichsminiſters des Innern einzuholen. 

§ 10. Eine Ehe, die vor einer deutſchen Konſularbehörde ge⸗ 
ſchloſſen iſt, gilt als im Inlande geſchloſſen. 

8 11. Außerehelicher Verkehr im Sinne des 9 2 des Geſetzes 
iſt nur der Geſchlechtsverkehr. Strafbar nach 8 5 Abſ. 2 des 
Geſetzes iſt auch der außereheliche Verkehr zwiſchen Juden und 
ſtaatsangehörigen jüdiſchen Miſchlingen, die nur einen voll⸗ 
jüdiſchen Großelternteil haben. . 

8 12. (1) Ein Haushalt iſt jüdiſch (83 des Geſetzes), wenn 
ein jüdiſcher Mann Haushaltungsvorſtand iſt oder der Hausge⸗ 
meinſchaft angehört. 

(2) Im Haushalt beſchäftigt iſt, wer im Rahmen eines Ar⸗ 
beitsverhältniſſes in die Hausgemeinſchaft aufgenommen iſt, 
oder wer mit alltäglichen Haushaltsarbeiten oder anderen 
alltäglichen, mit dem Haushalt in Verbindung ſtehenden 
Arbeiten beſchäftigt iſt. 

(3) Weibliche Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten 
Blutes, die beim Erlaß des Geſetzes in einem jüdiſchen Haushalt 
beſchäftigt waren, können in dieſem Haushalt in ihrem bisherigen 
Arbeitsverhältnis bleiben, wenn ſie bis zum 31. Dezember 1935 
das 35. Lebensjahr vollendet haben. 

(4) Fremde Staatsangehörige, die weder ihren Wohnſitz 
noch ihren dauernden Aufenthalt im Inlande haben, fallen nicht 
unter dieſe Vorſchrift. 

§ 13. Wer dem Verbot des $3 des Geſetzes in Verbindung 
mit § 12 dieſer Verordnung zuwiderhandelt, iſt nach $5 Abſ. 3 
des Geſetzes ſtrafbar, auch wenn er nicht Jude iſt. 

8 14. Für Verbrechen gegen $ 5 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes iſt 
im erſten Rechtszuge die große Strafkammer zuſtändig. 

8 15. Soweit die Vorſchriften des Geſetzes und feiner Aus⸗ 
führungsverordnungen ſich auf deutſche Staatsangehörige be⸗ 
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ziehen, ſind ſie auch auf Staatenloſe anzuwenden, die ihren 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inlande haben. 
Staatenloſe, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Auslande haben, fallen nur dann unter dieſe Vorſchriften, 
wenn ſie früher die deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. 

8 16. (1) Der Führer und Reichskanzler kann Befreiungen 
von den Vorſchriften des Geſetzes und der Ausführungsver⸗ 
ordnungen erteilen. 

(2) Die Strafverfolgung eines fremden Staatsangehörigen 
bedarf der Zuſtimmung der Reichsminiſter der Juſtiz und des 
Innern. 

§ 17. Die Verordnung tritt an dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
97 beſtimmt der Reichsminiſter des Innern; bis zu dieſem 
Zeitpunkt iſt ein Ehetauglichkeitszeugnis nur in Zweifelsfällen 
vorzulegen. 


V. Geſetz zum Schutze der Erbgeſundheit des 
deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz). 
Vom 18. Oktober 1935. 

(RGBl. I S. 1246.) 


Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz beſchloſſen, 

das hiermit verkündet wird: 

§ 1. (1) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden, 

a) wenn einer der Verlobten an einer mit Anſteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet, die eine erhebliche Schädi⸗ 
gung der Geſundheit des anderen Teiles oder der Nach⸗ 
kommen befürchten läßt, 

b) wenn einer der Verlobten entmündigt iſt oder unter vor⸗ 
läufiger Vormundſchaft ſteht, 

c) wenn einer der Verlobten, ohne entmündigt zu ſein, an 
einer geiſtigen Störung leidet, die die Ehe für die Volks⸗ 
gemeinſchaft unerwünſcht erſcheinen läßt, 

d) wenn einer der Verlobten an einer Erbkrankheit im Sinne 
1215 . zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
eidet. 
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(2) Die Beſtimmung des Abſatzes 1 Buchſtabe d fteht der 
Eheſchließung nicht entgegen, wenn der andere Verlobte un⸗ 
fruchtbar iſt. 

9 2. Vor der Eheſchließung haben die Verlobten durch ein 
Zeugnis des Geſundheitsamtes (Ehetauglichkeitszeugnis) nach⸗ 
zuweiſen, daß ein Ehehindernis nach 91 nicht vorliegt. 

8 3. (1) Eine entgegen den Verboten des 31 geſchloſſene 
Ehe iſt nichtig, wenn die Ausſtellung des Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes oder die Mitwirkung des Standesbeamten bei der 
Eheſchließung von den Verlobten durch wiſſentlich falſche An⸗ 
gaben herbeigeführt worden iſt. Sie iſt auch nichtig, wenn ſie 
zum Zwecke der Umgehung des Geſetzes im Ausland geſchloſſen 
iſt. a Nichtigkeitskllage kann nur vom Staatsanwalt erhoben 
werden. 

(2) Die Ehe iſt von Anfang an gültig, wenn das Ehehindernis 
ſpäter wegfällt. 

8 4. (1) Wer eine verbotene Eheſchließung erſchleicht (5 3), 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft. Der 
Verſuch iſt ſtrafbar. 

(2) Die Verfolgung wegen des vollendeten Vergehens tritt 
nur ein, wenn die Ehe für nichtig erklärt iſt. 

8 5. (1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden keine Anwen⸗ 
dung, wenn beide Verlobten oder der männliche Verlobte eine 
fremde Staatsangehörigkeit beſitzen. 

(2) Die Strafverfolgung eines Ausländers nach 9 4 tritt nur 
auf Anordnung ein, die der Reichsminiſter der Juſtiz im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern trifft. 

§ 6. Der Reichsminiſter des Innern oder die von ihm er⸗ 
mächtigte Stelle kann Befreiungen von den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes bewilligen. 

8 7. Der Reichsminiſter des Innern erläßt im Einvernehmen 
mit dem Stellvertreter des Führers und dem Reichsminiſter 
der Juſtiz die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes 
erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 

9955 (1) Das Geſetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
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(2) Den Zeitpunkt des Inkraftretens des 52 beſtimmt der 
Reichsminiſter des Innern. Bis zu dieſem Zeitpunkt iſt ein 
Ehetauglichkeitzeugnis nur in Zweifelsfällen vorzulegen. 
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VI. Erſte Verordnung 
zur Durchführung des Ehegeſundheitsgeſetzes. 
Vom 29. November 1935. 
(RG Bl. I S. 1419.) 


Auf Grund der $$6 und 7 des Geſetzes zum Schutze der 
Erbgeſundheit des deutſchen Volkes (Ehegeſundheitsgeſetz) vom 
18. Oktober 1935 (RGBl. I S. 1246) wird folgendes verordnet: 

§ 1. Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes (Anlage 1) 
iſt ein Teil der Eheberatung und erfolgt durch das zuſtändige 
Geſundheitsamt (Beratungsſtelle für Erb⸗ und Raſſenpflege). 

8 2. (1) Zwecks Erlangung des Ehetauglichkeitszeugniſſes hat 
ſich jeder Verlobte bei dem Geſundheitsamt unterſuchen zu 
laſſen, in deſſen Bezirk er ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Hat ein Verlobter ſeinen Wohnſitz im Ausland 
oder hält er ſich längere Zeit im Ausland auf, ſo kann er ſich 
bei jedem deutſchen Geſundheitsamt unterſuchen laſſen. Das 
Geſundheitsamt hat Ermittelungen über die Erbgeſundheit 
der Verlobten anzuſtellen. 

(2) Der Verlobte kann ſich auch von einem vom Reichsärzte⸗ 
führer hierfür zugelaſſenen Arzt der freien Praxis unterſuchen 
laſſen. Das Ergebnis der Unterſuchung iſt in einem Unter⸗ 
ſuchungsbogen (Anlage 2) niederzulegen und dem zuſtändigen 
Geſundheitsamt unmittelbar nach der Unterſuchung zu über⸗ 
ſenden. Das Geſundheitsamt hat das Unterſuchungsergebnis 
ſeiner Beurteilung zugrunde zu legen. 

(3) Hat einer der Verlobten feinen Wohnſitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland, ſo kann die Unterſuchung auch durch 
einen ausländiſchen Arzt erfolgen, deſſen Zuverläſſigkeit durch 
den zuſtändigen deutſchen Berufskonſul oder diplomatiſchen 
Vertreter nach Anhörung des zuſtändigen politiſchen Leiters 
der NSDAP. beſtätigt wird. 

§ 3. Bis zum Inkrafttreten des 8 2 des Geſetzes iſt ein Ehe⸗ 
tauglichkeitszeugnis nur beizubringen, wenn der Standes⸗ 
beamte begründete Zweifel hat, ob ein Ehehindernis im Sinne 
des $ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes oder des $ 6 der Erſten Ver⸗ 
ordnung vom 14. November 1935 zur Ausführung des Geſetzes 
zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre 
(RGBl. 1 S. 1334) vorliegt. 
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84. Das Ehetauglichkeitszeugnis wird von dem für die Unter- 
ſuchung der Braut zuſtändigen Geſundheitsamt ausgeſtellt. Iſt 
das Geſundheitsamt nicht auch für die Unterſuchung des Bräuti⸗ 
gams zuſtändig, ſo iſt das Ehetauglichkeitszeugnis erſt auszu⸗ 
ſtellen, wenn die Unterlagen über den Geſundheitszuſtand 
des Bräutigams vorliegen. 

8 5. Leiſten die Verlobten einer Anordnung des Geſund⸗ 
heitsamts zur Beibringung der für ihre Beurteilung erforder⸗ 
lichen Nachweiſe keine Folge, ſo kann das Geſundheitsamt die 
Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes ablehnen. 

8 6. Beſitzt nur der Bräutigam die Reichsangehörigkeit, fo 
iſt er verpflichtet, die Unterlagen für die Beurteilung der Ehe⸗ 
tauglichkeit der Braut beizubringen. 

87. Das Ehetauglichkeitszeugnis wird ungültig, wenn die 
Ehe nicht binnen ſechs Monaten ſeit der Ausſtellung geſchloſſen 
wird. Das Geſundheitsamt kann die Friſt verlängern. 

§ 8. (1) Werden dem Geſundheitsamt nach Erteilung des 
Ehetauglichkeitszeugniſſes Ehehinderniſſe nach $1 des Geſetzes 
1 In 16 5 . das Zeugnis zurücknehmen, ſolange die Ehe 
nicht geſchloſſen iſt. 

(2) Die Zurücknahme iſt beiden Verlobten und den für die 
Eheſchließung zuſtändigen Standesbeamten mitzuteilen. 

§ 9. Über die Verſagung des Ehetauglichkeitszeugniſſes iſt 
den Verlobten von dem Geſundheitsamt eine Beſcheinigung 
zu erteilen (Anlage 3). 

8 10. (1) Für die Erteilung oder die Verſagung des Ehetaug⸗ 
lichkeitszeugniſſes erhebt das Geſundheitsamt von jedem Ver⸗ 
lobten eine Gebühr von fünf Reichsmark. Bei Bedürftigkeit 
hat das Geſundheitsamt die Gebühr zu ermäßigen oder zu er⸗ 
laſſen. Über Beſchwerden gegen die Gebührenfeſtſetzung ent⸗ 
ſcheidet die höhere Verwaltungsbehörde endgültig. 

(2) Die Aushändigung des Zeugniſſes oder der Beſcheinigung 
($9) kann von der vorherigen Zahlung der Gebühr abhängig 
gemacht werden. 

(3) Die Tätigkeit des Arztes nach $2 Abſ. 2 iſt koſtenlos, 
wenn ſie für eine Perſon, die bei einer reichsgeſetzlichen Kranken⸗ 
kaſſe oder einer Erſatzkaſſe verſichert iſt, für deren anſpruchs⸗ 
berechtigte Familienangehörigen oder für ſolche Perſonen aus⸗ 
geübt wird, für die im Fall einer Krankheit die öffentliche 
Fürſorge eintreten muß. Das Vorhandenſein dieſer Voraus⸗ 
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ſetzungen iſt dem Arzt durch Vorlage eines Ausweiſes der 
Krankenkaſſe oder des Fürſorgeträgers nachzuweiſen. 

§ 11. Gegen die Verſagung (5 9) oder Zurücknahme ($ 8) 
des Ehetauglichkeitszeugniſſes aus Gründen des $1 des Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetzes kann jeder Verlobte die Entſcheidung des 
Erbgeſundheitsgerichts anrufen. 

§ 12. Zuſtändig iſt das Erbgeſundheitsgericht, in deſſen Be⸗ 
zirk das Geſundheitsamt ſeinen Sitz hat. Aus wichtigen Gründen 
kann das Erbgeſundheitsgericht die Sache an ein anderes Erb⸗ 
geſundheitsgericht abgeben; die Abgabeverfügung iſt für dieſes 
Gericht bindend. 

8 13. (1) Gegen die Entſcheidung des Erbgeſundheitsgerichts 
iſt binnen einer Notfriſt von zwei Wochen ſeit der Zuſtellung 
die Beſchwerde an das Erbgeſundheitsobergericht zuläſſig. Die 
Beſchwerde hat aufſchiebende Wirkung. 

(2) Die Beſchwerde kann von jedem Verlobten ſowie von dem 
Leiter des Geſundheitsamts eingelegt werden. 

8 14. (1) Das a 115 von Amts 12 zu prüfen, ob 
ein Ehehindernis nach des Geſetzes vorliegt. 

(2) Der Beſchluß, daß ein ſolches Geehrt nicht vorliegt, 
erſetzt da⸗ EN. 

815. Als Richter ſind die Arzte ausgeſchloſſen, die bei der 
Unterſuchung auf die Ehetauglichkeit oder bei der Ausſtellung 
der Beſcheinigung ($ 9) mitgewirkt haben. 

8 16. (1) Ein minderjähriger Verlobter kann feine Rechte 
ſelbſt wahrnehmen. 

(2) Dem Antrag auf gerichtliche Entſcheidung iſt, wenn einer 
der Verlobten minderjährig iſt, die nach dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch erforderliche elterliche Einwilligung zur Eheſchließung 
beizufügen.“) 

(3) Ein Pfleger wird in Ehegeſundheitsſachen nicht beſtellt. 

8 17. Auf das Verfahren in Ehegeſundheitsſachen finden die 
Vorſchriften des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
vom 14. Juli 1933 (RGBl. 1 S. 529) in der Faſſung vom 
26. Juni 1935 (RGBl. 1 S. 773) und feiner Ausführungsver⸗ 
ordnungen entſprechende Anwendung. 

§ 18. (1) Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen der 


*) Abſ. 2 iſt durch $ 46 der Durchf. VO. zum Ehegeſetz 
aufgehoben, vgl. oben. 
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Verlobten und ihre ärztliche Unterſuchung anordnen. Ein Zwang 
zur Durchführung dieſer Anordnungen iſt nicht ſtatthaft. 

(2) Wird der Anordnung nicht Folge geleiſtet, ſo kann das 
Gericht die Verſagung oder Zurücknahme des Zeugniſſes ohne 
weitere Ermittlungen beſtätigen. 

8 19. Der Beſchluß des Gerichts iſt beiden Verlobten ſowie 
dem Geſundheitsamt unter Mitteilung der Gründe zuzuſtellen. 

8 20. (1) Für das gerichtliche Verfahren wird in jedem Rechts⸗ 
zug eine Gebühr von fünf Reichsmark erhoben. Für das Ver⸗ 
fahren vor dem Erbgeſundheitsobergericht wird die Gebühr nicht 
erhoben, wenn die Beſchwerde von dem Leiter des Geſundheits⸗ 
amts eingelegt worden iſt. 

(2) Auf Antrag kann der Vorſitzende die Gebühr, ſolange ſie 
noch nicht gezahlt iſt, ermäßigen oder erlaſſen, wenn die Ver⸗ 
lobten bedürftig ſind und die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos 
erſcheint; die Verfügung ift unanfechtbar. 

(3) Sofern die Gebühr nicht erlaſſen iſt, wird das Gericht 
erſt nach Zahlung der im Ab}. 1 beſtimmten oder nach Abſ. 2 
ermäßigten Gebühr in der a tätig. 

(4) Der unterliegende Verlobte hat die Auslagen des Ver⸗ 
fahrens zu tragen. Die Vorſchriften des Gerichtskoſtengeſetzes 
finden Anwendung. 

(5) Iſt rechtskräftig feſtgeſtellt, daß ein Ehehindernis nach 
51 des Geſetzes nicht beſteht, jo werden die gerichtlichen Ge⸗ 
bühren erſtattet. 

ö § 21. Eine Wiederaufnahme des Verfahrens findet nicht 
tatt. 

8 22. Die Ausſtellung des Ehetauglichkeitszeugniſſes kann 
früheſtens ſechs Monate, nachdem der Beſchluß des Gerichts 
rechtskräftig geworden iſt, erneut beim Geſundheitsamt bean⸗ 
tragt werden. 

8 23. Das Aufgebot darf erſt angeordnet werden, wenn dem 
Standesbeamten das Ehetauglichkeitszeugnis vorgelegt worden 
iſt. $3 findet Anwendung. 

§ 24. 5 1 des Ehegeſundheitsgeſeßes ſteht der Eheſchließung 
nicht entgegen, wenn die Ehe nach § 50 des Perſonenſtands⸗ 
geſetzes vom 6. Februar 1875 (RGBl. S. 23, 33) wegen lebens⸗ 
gefährlicher Erkrankung eines Verlobten ohne Aufgebot ge⸗ 
ſchloſſen werden darf. 

$ 25. Die Unfruchtbarkeit einer Frau, die über 45 Jahre alt 
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iſt, braucht im Fall des 3 1 Abſ. 2 des Geſetzes nicht nachge⸗ 
wieſen zu werden. 5 

§ 26. Lehnt der Standesbeamte vor dem Inkrafttreten des 
9 2 des Geſetzes das Aufgebot ab, weil das von ihm geforderte 
Zeugnis nicht beigebracht wird, ſo iſt eine Anrufung des Gerichts 
($ 11 Abſ. 3 des Perſonenſtandsgeſetzes) ausgeſchloſſen. 

§ 27. Bis zum Inkrafttreten des § 2 des Geſetzes darf, wenn 
auch nur ein Verlobter ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Ausland hat, der Standesbeamte die Ausſtellung eines Ehe⸗ 
fähigkeitszeugniſſes nicht von der Beibringung eines Ehetaug⸗ 
lichkeitszeugniſſes abhängig machen. 

8 28. Die Nichtigkeit einer entgegen dem 81 des Ehegeſund⸗ 
heitsgeſetzes geſchloſſenen Ehe kann nur im Wege der Nichtig⸗ 
keitsklage geltend gemacht werden. 

8 29. Auf Staatenloſe, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Ausland haben, findet das Ehegeſundheitsgeſetz keine An⸗ 
d es ſei denn, daß die Ehe in Deutſchland geſchloſſen 
wird. 

8 30. (1) In beſonderen Ausnahmefällen kann die höhere 
Verwaltungsbehörde nach Richtlinien, die vom Wait 
des Innern im Einvernehmen mit dem Stellvertreter des 
Führers erlaſſen werden, Befreiungen von den Vorſchriften 
der 85 1 und 2 des Geſetzes bewilligen. 

(2) Gegen die Ablehnung des Befreiungsgeſuchs iſt Be⸗ 
ſchwerde an den Reichsminiſter des Innern zuläſſig. 

(8) Der Reichsminiſter des Innern kann in Fällen beſtimmter 
een in Einzelfällen über Befreiungsgeſuche ſelbſt ent- 

eiden. 


VII. Verordnung über die Einführung der 
Nürnberger Raſſengeſetze im Lande Bfterreich. 
Vom 20. Mai 1938. 

(RGBl. 1 S. 59.) 


Auf Grund des Artikels II des Geſetzes über die Wieder⸗ 
vereinigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich vom 13. März 
1938 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 237) wird folgendes verordnet: 
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Artikel I. 
Reichs bürgergeſetz. 
81. Im Lande Oſterreich gelten 


1. das Reichsbürgergeſetz vom 15. September 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1146), 

2. 5 2 Abſ. 2, 5 4 Abſ. 1, 3 und 4, 99 5, 6 Abſ. 1 ſowie 97 
der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz vom 
14. November 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1333). 

§ 2. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 5 1 Abſ. 2 des 
Reichsbürgergeſetzes beſtimmt der Reichsminiſter des Innern. 

8 3. Das Ausſcheiden der Juden aus den öffentlichen Ämtern, 
die ſie beim Inkrafttreten dieſer Verordnung bekleiden, wird 
beſonders geregelt. 

84. Für die Anwendung des $ 5 Abſ. 2 der Erſten Verordnung 
zum Reichsbürgergeſetz iſt auch im Lande Oſterreich als Tag 
des Erlaſſes des Reichsbürgergeſetzes der 16. September 1935 
und als Tag des Inkrafttretens des Geſetzes zum Schutze des 
en Blutes und der deutſchen Ehre der 17. September 1935 
anzuſehen. 


Artikel II. 
Blutſchutzgeſetz. 

85. Im Lande Öfterreich gelten das Geſetz zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 15. September 
1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1146) und die Erſte Verordnung zur 
Ausführung dieſes Geſetzes vom 14. November 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 1334). 

8 45 19 des Blutſchutzgeſetzes tritt erſt am 1. Auguſt 1838 
in Kraft. 

87. Für die Anwendung des 8 12 Abſ. 3 der Erſten Aus⸗ 
führungsverordnung zum Blutſchutzgeſetz iſt auch im Lande 
Osterreich als Tag des Erlaſſes des Blutſchutzgeſetzes der 16. Sep⸗ 
tember 1935 anzuſehen. 

§ 8. Aufgehoben durch 8 49 DO. zum Ehegeſetz; vgl. 
jetzt $ 49 Abſ. 1 DO. zum Ehegeſetz. 

89. Für die Anwendung des 3 15 Satz 2 der Erſten Aus⸗ 
führungsverordnung zum Blutſchutzgeſetz ſteht der frühere Beſitz 
der öſterreichiſchen Bundesbürgerſchaft dem früheren Beſitz 
der deutſchen Staatsangehörigkeit gleich. 
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Artikel III. 
Verfahrens vorſchriften. 


§ 10. Aufgehoben durch $ 87 DO. zum Ehegeſetz; vgl. 
jetzt 8 71 bis 86 DV O. zum Ehegeſetz. 

§ 11. Für Zuwiderhandlungen gegen $5 Abſ. 1 und 2 des 
Blutſchutzgeſetzes iſt der Gerichtshof erſter Inſtanz zuſtändig. 


Artikel IV. 
Schlußvorſchriften. 


8 12. Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verordnung im 
Lande Oſterreich eingeführt werden, nicht unmittelbar ange⸗ 
wandt werden können, ſind ſie ſinngemäß anzuwenden. 

0 Dieſe Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


VIII. Verfahren in Ehe⸗ und Kindſchaftsſachen 


Wortlaut der Vorſchriften der deutſchen Zivilprozeßordnung 
in der Faſſung der Durchf VO. zum Ehegeſetz. 
Die mit * bezeichneten Vorſchriften (58 608610, 627-627 b) 
gelten in neuer Faſſung erſt vom 1. Oktober 1938 ab. 


Erſter Abſchnitt 
Verfahren in Eheſachen 


8 606. Für die Rechtsſtreitigkeiten, welche die Scheidung, 
Nichtigkeit oder Aufhebung einer Ehe oder die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen den Parteien 
oder die Herſtellung des ehelichen Lebens zum Gegenſtande 
haben (Eheſachen), iſt das Landgericht, bei welchem der Ehemann 
ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, ausſchließlich zuſtändig. 

Iſt der Ehemann ein Deutſcher und hat er im Inland keinen 
allgemeinen Gerichtsſtand, ſo kann die Klage bei dem Land⸗ 
gericht erhoben werden, in deſſen Bezirk er den letzten Wohnſitz 
im Inland hatte; in Ermangelung eines ſolchen Wohnſitzes 
finden die Vorſchriften des $ 15 Abſ. 1 Satz 2, 3 entſprechende 
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Anwendung. Das gleiche gilt, ſofern der Ehemann im Inland 
keinen allgemeinen Gerichtsſtand hat, in dem Falle, daß der 
Ehemann die Reichsangehörigkeit verloren, die Ehefrau ſie 
aber behalten hat oder daß beide Ehegatten die Reichsange⸗ 
hörigkeit verloren haben, der Ehemann aber eine andere Staats⸗ 
angehörigkeit nicht erworben hat. 

Iſt eine Deutſche eine Ehe mit einem Ausländer eingegangen 
und hat dieſer im Inland keinen allgemeinen Gerichtsſtand, 
ſo können die Nichtigkeits⸗ und die Aufhebungsklage von der 
Ehefrau bei dem Landgericht erhoben werden, in deſſen Bezirke 
ſie den letzten Wohnſitz im Inland hatte; in Ermangelung eines 
ſolchen Wohnſitzes finden die Vorſchriften des 15 Abſ. 1 
Satz 2, 3 entſprechende Anwendung. Das gleiche gilt, ſofern 
nicht nach Abſ. 2 Satz 2 ein Gerichtsſtand begründet iſt, in dem 
Falle, daß eine Deutſche eine Ehe mit einem Deutſchen ein⸗ 
gegangen iſt, dieſer aber die Reichsangehörigkeit verloren und 
im Inland keinen allgemeinen Gerichtsſtand hat. 

Sind beide Ehegatten Ausländer, ſo kann die Scheidungs⸗ 
klage im Inland nur erhoben werden, wenn das inländiſche 
Gericht auch nach den Geſetzen des Staates zuſtändig iſt, dem 
der Ehemann angehört. 

8 607. In Eheſachen iſt der Staatsanwalt zur Mitwirkung 
befugt, um die vom Standpunkt der Volksgemeinſchaft für die 
Aufrechterhaltung oder die Auflöſung der Ehe ſprechenden 
Umſtände geltend zu machen. Hierzu kann er allen Verhand⸗ 
lungen beiwohnen, ſich über die zu erlaſſende Entſcheidung 
2 9 5 05 äußern und neue Tatſachen und Beweismittel vor⸗ 

ringen. 

Im Verfahren über eine Scheidungsklage, eine Aufhebungs⸗ 
klage oder eine Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann 
der Staatsanwalt gegen den Widerſpruch der die Auflöſung der 
Ehe begehrenden oder ihre Herſtellung verweigernden Partei 
neue Tatſachen nur inſoweit vorbringen, als ſie geeignet ſind, 
der Aufrechterhaltung der Ehe zu dienen. 

8 608 *. Wer eine Scheidungsklage oder eine Klage auf Her⸗ 
ſtellung des ehelichen Lebens beabſichtigt, hat bei dem für die 
Klage zuſtändigen Gericht einen Sühneverſuch zu beantragen. 
In dem Antrag hat er die Gründe anzugeben, auf die er die 
Klage ſtützen will. Der Antrag kann vor der Geſchäftsſtelle zu 
Protokoll erklärt werden. 
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8 609 *. Der Vorſitzende kann den Sühneverſuch erlaſſen, 
wenn ſich der Beklagte im Ausland aufhält oder wenn ſein 
Aufenthalt unbekannt iſt, wenn dem Sühneverſuch ein anderes 
ſchwer zu beſeitigendes Hindernis entgegenſteht, das von dem 
Kläger nicht verſchuldet iſt, oder wenn die Erfolglosigkeit des 
Sühneverſuchs mit Beſtimmtheit vorauszuſehen iſt. 

Solange den Vorſchriften über den Sühneverſuch nicht 
genügt iſt, hat der Vorſitzende die Anberaumung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung abzulehnen. 

§ 610“. Der Sühneverſuch findet vor dem Vorſitzenden oder 
einem von ihm beauftragten Mitglied des Gerichts ſtatt. Zu 
dem Termin iſt das perſönliche Erſcheinen der Parteien anzu⸗ 
ordnen. Die Parteien ſind von Amts wegen und perſönlich zu 
laden. Dem Gegner iſt eine Abſchrift des Antrages mitzuteilen. 

Erſcheint zu dem Sühnetermin der Kläger nicht, ſo hat er 
einen neuen Sühneverſuch zu beantragen. Erſcheint der Kläger, 
aber nicht der Beklagte, 50 kann der Richter die einmalige 
Wiederholung des Sühneverſuchs anordnen; andernfalls iſt 
der Sühneverſuch als mißlungen anzuſehen. 

Die Parteien können ſich in dem zum Sühneverſuch beſtimm⸗ 
ten Termin nicht durch Bevollmächtigte vertreten laſſen. Bei⸗ 
ſtände können zurückgewieſen werden. 

8 611 aufgehoben. . 

8 612. In Eheſachen ift ein in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkter Ehegatte prozeßfähig; dies gilt jedoch inſoweit nicht, 
als nach § 35 des Ehegeſetzes vom 6. Juli 1938 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 807) nur ſein geſetzlicher Vertreter die Aufhebung der Ehe 
begehren kann. 

Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten wird der Rechts⸗ 
ſtreit durch den geſetzlichen Vertreter geführt. Der geſetzliche 
Vertreter iſt jedoch zur Erhebung der Klage auf Herſtellung 
des ehelichen Lebens nicht befugt; zur Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage oder der Aufhebungsklage bedarf er der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. 

§ 613. Der Bevollmächtigte des klagenden Ehegatten be⸗ 
darf einer beſonderen, auf den Rechtsſtreit gerichteten Vollmacht. 
Das Gericht hat den Mangel der Vollmacht von Amts wegen 
zu berückſichtigen. 

8 614. Bis zum Schluſſe derjenigen mündlichen Verhandlung, 
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auf welche das Urteil ergeht, können andere als die in der Klage 
vorgebrachten Klagegründe geltend gemacht werden. 

Das neue Vorbringen und die Erhebung einer Widerklage 
iſt von einem Sühneverſuche nicht abhängig. 

§ 614 a. Die Klage kann bis zur Rechtskraft des Urteils mit 
der Folge zurückgenommen werden, daß ein bereits ergangenes 
Urteil wirkungslos wird, ohne daß es ſeiner ausdrücklichen 
Aufhebung bedarf. 

Die Zurücknahme und, ſoweit ſie zur Wirkſamkeit der Zu⸗ 
rücknahme erforderlich iſt, auch die Einwilligung des Beklagten 
ſind dem Gericht gegenüber zu erklären. Die Erklärungen 
können auch vor dem beauftragten oder dem erſuchten Richter, 
insbeſondere auch im Verfahren nach § 1182 Abſ. 2 Satz 1, 
ſowie durch Einreichung eines Schriftſatzes abgegeben werden. 

8 615. Die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens, die 
ee und die Aufhebungsklage können verbunden 
werden. 

Die Verbindung einer anderen Klage mit den erwähnten 
Klagen ſowie die Erhebung einer Widerklage anderer Art iſt 
unſtatthaft. 

8 616. Der Kläger, welcher mit der Scheidungsklage oder 
der Aufhebungsklage abgewieſen iſt, kann das Recht, die Schei⸗ 
dung oder die Aufhebung der Ehe zu verlangen, nicht mehr auf 
Tatſachen gründen, welche er in dem früheren Rechtsſtreit 
geltend gemacht hat oder welche er in dem früheren Rechts⸗ 
ſtreit oder durch Verbindung der Klagen geltend machen konnte. 
Das gleiche gilt im Falle der Abweiſung der Scheidungsklage 
oder der Aufhebungsklage für den Beklagten in Anſehung der 
Tatſachen, auf welche er eine Widerklage zu gründen imſtande 
war. 

8 617. Die Vorſchriften über die Wirkung eines Anerkennt⸗ 
niſſes, über die Folgen der unterbliebenen oder verweigerten 
Erklärung über Tatſachen oder über die Echtheit von Urkunden, 
die Vorſchriften über den Verzicht der Partei auf die Be⸗ 
eidigung der Gegenpartei oder von Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen und die Vorſchriften über die Wirkung eines gericht⸗ 
lichen Geſtändniſſes finden keine Anwendung. 

8 618. Die Vorſchrift des § 261 Abſ. 2 kommt nicht zur 
Anwendung. 
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Erſcheint der Beklagte in dem auf die Klage zur mündlichen 
Verhandlung anberaumten Termin nicht, ſo kann erſt in einem 
neuen, auf Antrag des Klägers zu beſtimmenden Termin ver⸗ 
handelt werden. 

Der Beklagte iſt zu jedem Termin, welcher nicht in ſeiner 
Gegenwart anberaumt wurde, zu laden. 

Die Vorſchriften der Abſ. 2, 3 finden keine Anwendung, 
wenn der Beklagte durch öffentliche Zuſtellung geladen, aber 
nicht erſchienen iſt. 5 

Ein Verſäumnisurteil gegen den Beklagten iſt unzuläſſig. 

Die Vorſchriften der Abſätze 2 bis 5 finden auf den Wider⸗ 
beklagten entſprechende Anwendung. 

§ 619. Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen einer 
Partei anordnen und dieſelbe über die von ihr, von dem Gegner 
oder von dem Staatsanwalte behaupteten Tatſachen vernehmen. 

Iſt die zu vernehmende Partei am Erſcheinen vor dem 
Prozeßgerichte verhindert oder hält fie ſich in großer Entfernun 
von dem Sitze desſelben auf, ſo kann die Vernehmung durch 
einen beauftragten oder erſuchten Richter erfolgen. 

Gegen die nicht erſchienene Partei iſt wie gegen einen im 
Vernehmungstermin nicht erſchienenen Zeugen zu verfahren; 
auf Haft darf nicht erkannt werden. 

8 620. Hat der Kläger die Ausſetzung des Verfahrens über 
eine Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens oder über eine 
Scheidungsklage beantragt, ſo darf das Gericht über die Her⸗ 
ſtellungsklage nicht entſcheiden oder auf Scheidung nicht er⸗ 
kennen, bevor das Verfahren ausgeſetzt war. Das Gericht ſoll 
die Ausſetzung von Amts wegen anordnen, wenn es zur güt⸗ 
lichen Beilegung des Rechtsſtreits zweckmäßig iſt. 

Auf Grund dieſer Beſtimmungen darf die Ausſetzung im 
Laufe des Verfahrens nur einmal und höchſtens auf 1 Jahr 
angeordnet werden. 

§ 621 aufgehoben. 

§ 622. Das Gericht kann auch von Amts wegen die Aufnahme 
von Beweiſen anordnen und nach Anhörung der Parteien auch 
ſolche Tatſachen berückſichtigen, die von den Parteien nicht 
vorgebracht ſind. 

Im Verfahren über eine Scheidungsklage, eine Aufhebungs⸗ 
klage oder eine Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
kann das Gericht gegen den Widerſpruch der die Auflöſung der 
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Ehe begehrenden oder ihre Herſtellung verweigernden Partei 
Tatſachen, die von den Parteien nicht vorgebracht ſind, nur 
inſoweit berückſichtigen, als ſie geeignet ſind, der Aufrechter⸗ 
haltung der Ehe zu dienen. 

8 623. Auf Scheidung wegen eines in den $$ 50 bis 53 des 
Ehegeſetzes genannten Scheidungsgrundes ſoll erſt erkannt 
werden, wenn das Gericht das Gutachten eines ärztlichen Sach⸗ 
verſtändigen eingeholt hat. Das Gericht kann die ärztliche 
Unterſuchung eines Ehegatten anordnen, wenn dies zur Vor⸗ 
bereitung des Gutachtens erforderlich iſt. Weigert ſich der Ehe⸗ 
gatte ohne triftigen Grund, ſich der Unterſuchung zu unter⸗ 
ziehen, jo findet § 619 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. 

$ 624. Wird wegen Ehebruchs auf Scheidung erkannt und 
ergibt ſich aus den Verhandlungen, mit welcher Perſon der 
Ehebruch begangen worden iſt, ſo iſt dieſe Perſon in dem Urteil 
feſtzuſtellen. 

8 625. Urteile, durch welche auf Scheidung, Aufhebung oder 
Nichtigkeit der Ehe erkannt iſt, ſind von Amts wegen zuzuſtellen. 

8 626. Die Vorſchriften über die Zurückweiſung verſpäteten 
Vorbringens finden in der Berufungsinſtanz nur inſoweit An⸗ 
wendung, als der Berufungskläger ſein neues Vorbringen 
entgegen der Vorſchrift des § 519 nicht in der Berufungsbe⸗ 
gründung mitgeteilt oder die Partei nach der freien Überzeugung 
des Gerichts in der Abſicht, den Prozeß zu verſchleppen, ihre 
Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel nicht früher vorgebracht hat. 

8 627*. In Eheſachen kann das Gericht auf Antrag für die 
Dauer des Rechtsſtreits das Getrenntleben der Ehegatten ge⸗ 
ſtatten, ihren gegenſeitigen Unterhalt ſowie die Verpflichtung 
zur Leiſtung eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes regeln, wegen der 
Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen minderjährigen 
Kinder, ſoweit es ſich nicht um die geſetzliche Vertretung handelt, 
Anordnungen treffen und die Unterhaltspflicht gegenüber den 
Kindern im Verhältnis der Ehegatten zueinander ordnen. 

Der Antrag iſt zuläſſig, ſobald die Klage eingereicht oder der 
Termin zum Sühneverſuch beſtimmt iſt. 

Der Antrag kann vor der Geſchäftsſtelle zu Protokoll erklärt 
werden. Er ſoll die Vorausſetzungen für die Anordnung glaub⸗ 
haft machen. Über den Antrag wird durch Beſchluß entſchieden, 
der ohne mündliche Verhandlung ergehen kann. Zuſtändig 
iſtz das Gericht erſter Inſtanz und, wenn der Rechtsſtreit in 
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der Berufungsinſtanz ſchwebt, das Berufungsgericht. Während 
des Verfahrens vor dem Einzelrichter hat dieſer zu entſcheiden. 

Gegen den Beſchluß des Landgerichts findet die Beſchwerde 
ſtatt. Das Landgericht kann zur Entſcheidung über die Frage, 
ob es der Beſchwerde abhelfen will ($ 571), mündliche Ver⸗ 
handlung anordnen. Schwebt der Rechtsſtreit in der Berufungs⸗ 
inſtanz, ſo iſt die Beſchwerde bei dem Oberlandesgericht ein⸗ 
zulegen. 

8 627 a“. Die nach $ 627 getroffenen Anordnungen wegen der 
Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen minderjährigen 
Kinder bleiben während des Rechtsſtreits und im Falle der 
Auflöfung der Ehe durch Scheidung oder Aufhebung oder, 
ſofern das Kind nicht unehelich iſt, im Falle ihrer Nichtigkeit 
auch darüber hinaus ſo lange wirkſam, bis das Vormundſchafts⸗ 
gericht eine andere Anordnung getroffen hat. 

8 627b *. Das Gericht hat auf Antrag zugleich mit dem 
Urteil, durch das auf Scheidung oder Aufhebung der Ehe er⸗ 
kannt oder die Ehe für 1 wird, einen Unterhalts⸗ 
anſpruch, der ſich nach den Vorſchriften des Ehegeſetzes für 
einen Ehegatten gegenüber dem anderen ergibt, für die Zeit 
nei der Rechtskraft des Urteils durch Beſchluß einſtweilen zu 
regeln. 

Der Beſchluß wird mit der Rechtskraft des Urteils vollſtreck⸗ 
bar, auf Grund deſſen er ergangen iſt. 

Wird das Urteil angefochten, ſo hat das Gericht zugleich 
mit ſeiner Entſcheidung über das Rechtsmittel darüber zu be⸗ 
ſchließen, ob es den Beſchluß aufrechterhalten oder abändern 
will. 

Auf Antrag des Unterhaltspflichtigen hat nach Rechtskraft 
des Urteils das Gericht erſter Inſtanz eine Friſt zu beſtimmen, 
innerhalb deren der Unterhaltsberechtigte wegen ſeiner An⸗ 
ſprüche die Klage zu erheben hat. Wird die Friſt nicht innege⸗ 
halten, ſo hat das Gericht auf Antrag den Beſchluß aufzuheben. 
Die Entſcheidung über dieſen Antrag unterliegt der ſofortigen 
Beſchwerde. 

5 627 Abſ. 3 Satz 1 bis 3 findet entſprechende Anwendung. 

8 628. Stirbt einer der Ehegatten vor der Rechtskraft des 
‚Urteils, fo iſt der Rechtsſtreit in Anſehung der Hauptſache als 
erledigt anzuſehen. 

8 629 aufgehoben. 
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8 630 aufgehoben. a 

8 631. Für die Nichtigkeitsklage gelten die in den nach⸗ 
folgenden Paragraphen enthaltenen beſonderen Vorſchriften. 

§ 632. Die Nichtigkeitsklage des Staatsanwalts iſt gegen 
beide Ehegatten und, wenn einer von ihnen verſtorben iſt, 
gegen den überlebenden Ehegatten zu richten. Die Nichtigkeits⸗ 
1 einen Ehegatten iſt gegen den anderen Ehegatten 
zu richten. i 

Im Falle der Doppelehe iſt die Nichtigkeitsklage des Ehegatten 
110 früheren Ehe gegen beide Ehegatten der ſpäteren Ehe zu 
richten. 

8 633. Mit der Nichtigkeitsklage kann nur eine Klage auf 
Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe 
zwiſchen den Parteien verbunden werden. 

Eine Widerklage iſt nur ſtatthaft, wenn ſie eine Nichtigkeits⸗ 
Arg . eine Feſtſtellungsklage der im Abſ. 1 bezeichneten 
Art iſt. 

8 634. Der Staatsanwalt kann, auch wenn er die fad nicht 
erhoben hat, den Rechtsſtreit betreiben, insbeſondere ſelbſtändig 
Anträge ſtellen und Rechtsmittel einlegen. 

8 635. Das Verſäumnisurteil gegen den im Termin zur 
mündlichen Verhandlung nicht erſchienenen Kläger iſt dahin 
zu erlaſſen, daß die Klage als 1 gelte. f 

8 636. Hat der Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage zu Leb⸗ 
zeiten beider Ehegatten erhoben, ſo findet, wenn ein Ehegatte 
ſtirbt, $ 628 keine Anwendung. Das Verfahren wird gegen 
den überlebenden Ehegatten fortgeſetzt. 

8 636. Das auf eine Nichtigkeitsklage ergehende Urteil 
wirkt, wenn es zu Lebzeiten beider Ehegatten oder, falls der 
Staatsanwalt die Nichtigkeitsklage erhoben hatte, des Längſt⸗ 
lebenden von ihnen rechtskräftig geworden iſt, für und gegen 


alle. 

$ 637. In den Fällen, in welchen der als Partei auftretende 
Staatsanwalt unterliegt, iſt die Staatskaſſe zur Erſtattung 
der dem obſiegenden Gegner erwachſenen Koſten in Gemäßheit 
der Beſtimmungen des fünften Titels des zweiten Abſchnittes 
des erſten Buchs zu verurteilen. 

$ 638. Die Vorſchriften der 55 633 bis 635 finden auf eine 
Klage, die die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens 
einer Ehe zwiſchen den Parteien zum Gegenſtande hat, ent⸗ 
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ſprechende Anwendung. Das Urteil, durch das das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen der Ehe feſtgeſtellt wird, wirkt, wenn es 
zu Lebzeiten beider Parteien rechtskräftig geworden iſt, für 
und gegen alle. 

$ 639 aufgehoben. 


Zweiter Abſchnitt 
Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten, welche die Feſtſtellung des 
Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegen⸗ 
ſtande haben 


8 640. Auf einen Rechtsſtreit, der die Anfechtung der Ehe⸗ 
lichkeit eines Kindes, die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht⸗ 
beſtehens eines Eltern⸗ oder Kindesverhältniſſes zwiſchen den 
Parteien oder die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbe⸗ 
ſtehens der elterlichen Gewalt der einen Partei über die andere 
zum Gegenſtande hat, finden die Vorſchriften des 5 607 Abſ. 1, 
der 88 613, 614, 617, 618, 619, des 8622 Abſ. 1 und der 
89 625, 626, 628, 634, 635 und 637 entſprechende Anwendung. 

Mit einer der im Abſ. 1 bezeichneten Klagen kann eine Klage 
anderer Art nicht verbunden werden. Eine Widerklage anderer 
Art kann nicht erhoben werden. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten auch für einen Rechts⸗ 
ſtreit, der die Feſtſtellung der Unehelichkeit eines Kindes im 
Falle des § 29 des Ehegeſetzes zum Gegenſtande hat. Hat der 
Staatsanwalt die Ehenichtigkeitsklage gegen die Eltern des 
Kindes oder nach dem Tode eines Elternteiles gegen den über⸗ 
lebenden Elternteil betrieben und ſind beide Eltern vor der 
Rechtskraft des Urteils geſtorben, ſo kann der Staatsanwalt 
von der Nichtigkeitsklage zur Klage auf Feſtſtellung der Unehe⸗ 
lichkeit gegen das Kind übergehen. 

8 641. Für die Klage auf Anfechtung der Ehelichkeit eines 
Kindes iſt der Ehemann der Mutter prozeßfähig, auch wenn er 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt. Für einen geſchäfts⸗ 
unfähigen Ehemann wird der Rechtsſtreit durch den geſetzlichen 
Vertreter geführt; der geſetzliche Vertreter kann die Anfechtungs⸗ 
klage nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 


heben. 
8 642. ft in den Fällen der $$ 640, 641 der Beklagte ein 
Deutſcher und hat er im Inland keinen allgemeinen Gerichts⸗ 
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ſtand, ſo kann die Klage bei dem Landgericht erhoben werden, 
in deſſen Bezirk er den letzten Wohnſitz im Inland hatte; in 
Ermangelung eines ſolchen Wohnſitzes finden die Vorſchriften 
des § 15 Abſ. 1 Satz 2, 3 entſprechende Anwendung. Das 
gleiche gilt, ſofern der Beklagte im Inland keinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, in dem Falle, daß der Beklagte die Reichs⸗ 
angehörigkeit verloren, der Kläger ſie aber behalten hat oder 
daß beide Parteien die Reichsangehörigkeit verloren haben, 
der Beklagte aber eine andere Staatsangehörigkeit nicht er⸗ 
worben hat. N 

8 643. In den Fällen der 99 640, 641 wirkt das Urteil, ſofern 
es bei Lebzeiten der Parteien rechtskräftig wird, für und gegen 
alle. Ein Urteil, welches das Beſtehen des Eltern⸗ und Kindes⸗ 
verhältniſſes oder der elterlichen Gewalt feſtſtellt, wirkt jedoch 
gegenüber einem Dritten, welcher das elterliche Verhältnis 
oder die elterliche Gewalt für ſich in Anſpruch nimmt, nur 
dann, wenn er an dem Rechtsſtreit teilgenommen hat. 

$ 644. Die Er a der 88 640 bis 643 gelten nicht für 
einen Rechtsſtreit, der die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nicht⸗ 
beſtehens der unehelichen Vaterſchaft zum Gegenſtande hat. 


Sachregiſter. 


Vorbemerkung: Arabiſche Ziffern ohne Zuſatz verweiſen 
auf die Paragraphen des Ehegeſetzes. Arabiſche Ziffern 
mit dem vorangeſtellten Zuſatz DVD. verweiſen auf Para⸗ 
graphen der Durchführungsverordnung zum Ehegeſetz. Arabiſche 
Ziffern mit vorangeſtellten römiſchen Ziffern verweiſen auf 
die Paragraphen der im Anhang unter der entſprechenden 
römiſchen Ziffer abgedruckten Geſetze und Verordnungen. 
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Bedingung, keine — bei Ehe⸗ 
ſchließung 17 Abſ. 2; Nich⸗ 
tigkeitsgrund 21. 
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des Unterhaltsanſpruchs bei 
ſelbſwerſchuldeter — 73. 

Befreiung von dem Erforder⸗ 
nis der Ehemündigkeit 
DVD. 1, 2, 61; von den 
Vorſchr. De Luc 
ſetzes u. d. d. 
Geſetz III, 105 177 5 or⸗ 
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geſetzes V6, VI 30; von dem 
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von dem Eheverbot wegen 
Ehebruchs DV. 5, 6, 6 
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Berufung auf die Nichtigkeit 
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nichtiger Ehe 29 Abſ. 2; 
Übergangsbeſtimmungen 
87, 89 Abſ. 2. 
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77 Abſ. 
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Blutſchutgeſez ſ. Geſetz zum 

Schutz des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre. 
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Eheband, Beſondere Vor⸗ 
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Des geſchloſſene Ehen 121 
bis 127, DVD. 58; Ver⸗ 
teidiger des —es DVD. 72. 
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Ehebruch, Eheverbot wegen 


—3 9; Befreiung hiervon 
DVD. 5, 6, 62, 64; Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei Verſtoß ge⸗ 
gen das Verbot 26; Schei⸗ 
dungsgrund 47; Feſtſtellung 
des —s im Scheidungsurteil 
VIII 624, DVD. 80. 
Ehefähigkeit 1—3. 
Ehefähigkeitszeugnis, Erfor⸗ 
dernis des —ſes für Aus⸗ 
länder 14; Befreiung von 
der Beibringung des —ſes 
DVD. 7, 8; Erteilung des 
—ſes für deutſche Staats⸗ 
angehörige im Ausland 
DO. 9, 67 Abſ. 3; Son⸗ 
derbeſtimmung für Oſter⸗ 
reich DVD. 66. 
Sheaefumdheitögefeh wen V, 


Ehelichkeit eines Kindes aus 


nichtiger Ehe 30; Über⸗ 
gangsbeſtimmungen 89, 
DV O. 50 


Ehemündigkeit 1; Befreiung 
vom Erfordernis der — 
DO. 1, 2, 61. 

Eheſcheidung, Recht der — 
46—83; wegen Verſchul⸗ 
dens 47—49; aus anderen 
Gründen 50—55; Über⸗ 
gangsbeſtimmungen 93 bis 
98, 109—117, DVD. 51 
bis 53. 

Eheſcheidungsgründe 47—55. 

Eheſcheidungsurteil, Schuld⸗ 
ausſpruch im — 60, 61; 
Feſtſtellung des Ehebruchs 
im — VIII 624, DVD. 80. 


Sachregiſter 


Eneitiehung, Recht der — 
1-45; Form der — 15—19, 
insbeſ. 17; Übergangsbe⸗ 
ſtimmungen 85, 86, 118 bis 
120, DV O. 52, 55, 56. 

Ehetauglichkeit, Eheverbot 
wegen Mangels der — 5, 
v1; Nichtanwendbarkeit 
für Öfterreich 106. 

Ehetauglichkeitszeugnis, Be⸗ 
griff V 2; Folgen der Er⸗ 
ſchleichung des —ſes V3; 
Ausſtellung des —ſes VI 
2ff.; Einholen eines —ſes 
bei Zweifeln über das Vor⸗ 
liegen eines Ehehinder⸗ 
niſſes gem. J 6 1. AVO. z 
Blutſchutzgeſetz DV O. 49. 

Eheverbote 4—14, III 1, IV 
2—6, V1 

ehederfehlungen, Scheidung 
wegen ſchwerer — 49. 

Einführungsgeſetz e 
Anderung DVD. 2 

Einſtweilige A in 
Eheſachen DO. 39, VIII 
627—627 b; Übergangsvor- 
ſchrift DB. 89. 

Einwilligung des geſ. Ver⸗ 
treters und der Sorge⸗ 
berechtigten 3, 102 Abſ. 2, 
103; Mangel der — des gef. 
Vertreters (Aufhebungs⸗ 
grund) 35. 

Entmündigung, N 
wegen — 2, VI b 

Erben, Übergang der Unter⸗ 
haltspflicht auf die — 78. 

eee egg 
derung der — DV O. 4 
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Erbkrankheit, Eheverbot we⸗ 
gen — 5, V Id; Nichtan⸗ 
10% für Oſterreich 
106. 

Ergänzungsvorſchriften für 
das Altreich DVO. 13—19; 
für Oſterreich 101—107; 
DBD. 50—58. 


F. 
Familienbuch, Eintragung der 
Eheſchließung in das — 18 
Abſ. 2, vgl. a. 15 Abf. 2. 
Feierlichkeiten, religiſe — 
einer Eheſchließung (Son⸗ 
derbeſtimmung f. Oſterreich) 
100 


Feſtſtellung des Ehebruchs im 
Scheidungsurteil VIII 624, 
DED. 80. 

Folgen der Nichtigkeit 29—32, 
DV. 16; der eu 
42, 44 Abſ. 2, DVD. 1 
Abſ. 2, der Scheidung 62 
bis 82; Übergangsbeſtim⸗ 
mungen 88, 89, 92, 96, 97, 
111, 115 Abſ. 3—5, 122 
Abſ. 2, 127, DV O. 53. 

Form der Eheſchließung 15 bis 
19, insbeſ. 17; Nichtigkeit 
der Ehe bei Mangel der — 21. 

Fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft, Auseinanderſetzungs⸗ 
zeugnis bei — 12. 

Fortpflanzung, Verweige⸗ 
rung der — (Scheidungs⸗ 
grund) 48. 

Frau, Ehemündigkeit der — 1; 
Mann der geſchiedenen — 
62 —65, 105, DV O. 20. 


Friſt zur Erhebung der Auf⸗ 
gebotsklage 40, 41; Über- 
gangsbeſtimmungen 91, 118 
Abſ. 2, DVD. 54 S. 2; zur 
Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage 57, 58; Übergangs⸗ 
beſtimmungen 95, DV O. 


Friſtablauf, Ausſchluß des 
r wegen — 


U 


G. 

Gebühren für Befreiung von 
Eheverboten DVO. 12, 69; 
für andere gerichtl. Maß⸗ 
nahmen DVD. 48. 

Geiſteskrankheit, Entmündi⸗ 
gung wegen — (Eheverbot) 
2, 5, VI b; Scheidungs⸗ 
grund 51. 

Geiſtige Störung, vorüber⸗ 
gehende — z. Zt. d. Eheſchl. 
(Nichtigkeitsgrund) 22; auf 
— beruhendes Verhalten 
(Scheidungsgrund) 50. 

Geltendmachung ſ. a. Be⸗ 
rufung, nachträgliche — von 
Scheidungsgründen 59. 

Genehmigung des geſ. Ver⸗ 
treters zur Eheſchließung 
des Geſchäftsbeſchränkten 35 
Abſ. 2 u. 3. 


Geſchäftsbeſchränkte, Ehe⸗ 
ſchließung des — n; Auf⸗ 
hebung der Ehe des —n 35; 
in Oſterreich 102 Abſ. 2. 

Geſchäftsunfähigkeit, Ehehin⸗ 
dernis 2; Nichtigkeit der Ehe 
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bei — 22; in Oſterreich 102 
Abſ. 1. 


Geſchwiſter, Eheverbot zwi⸗ 
In 0 und halbbürtigen 
—n 6. A 

Geſetz zum Schutz des deut⸗ 
ſchen Blutes und der deut⸗ 
ſchen Ehre, Anh. III 1; 
AVO. zum — Anh. IV. 

Getrenntleben, Recht zum — 
nach Verluſt des Schei⸗ 
dungsrechts 83; für Oſter⸗ 
reich DVD. 51; Geſtattung 
des —3 DVD. 39, VIII 
627—627b. 

Gutgläubiger Dritter, Schutz 
— bei Nichtigkeitserklärung 
der Ehe 32. 


9 

Härten, Vermeidung von — 
bei Scheidung 55 Ver⸗ 
ſchulden 54. 

Heiratserlaubnis für Ange⸗ 
hörige der Wehrmacht und 
2 ie De 5 
ür Angehörige der 
DV. 14. 


3. 

Irrtum (Aufhebungsgrund) 
über die Eheſchl. oder über 
die Perſon des anderen 
Ehegatten 36; über Um⸗ 
ſtände, die die Perſon des 
anderen Ehegatten betref⸗ 
fen 37. 

Juden, Verbot der Eheſchl. 
zwiſchen — und ſtaats⸗ 


Sachregiſter 


angehörigen Deutſchen oder 
artverwandten Blutes 4, 
III 1 Abſ. 1; Begriff II 5. 

Jüdiſcher Miſchling ſ. u. 
Miſchling. 

Juſtizverwaltungsentſchei⸗ 
dungen, Beſonderes für — 
DV. 11. 


K 


Kinder, Rechtliche Stellung 
der — aus nichtigen Ehen 
29, 30; Übergangsbeſtim⸗ 
mungen 89, DO. 50; 
Beitrag zum Unterhalt der 
— bei Wiederverheiratung 
nach Todeserklärung 45; 
bei Scheidung 79; Nicht⸗ 
anwendbarkeit für Oſter⸗ 
reich 107. 


Klageabweiſung, Wirkung der 
— in Eheſachen VIII 616, 
DO. 40. 


i e bei Nichtigkeit 


Klagefriſt ſ. Friſt. 
Klageverbindung in Ehe⸗ 
ſachen VIII 615, 633. 


Koſtenordnung, Anderung der 

— DO. 48. 

Krankheit, Eheverbot wegen 
mit Anſteckungsgefahr ver⸗ 
bundener — 5, V1 a; Nicht⸗ 
anwendbarkeit für Oſter⸗ 
reich 106; anſteckende oder 
ekelerregende — (Schei« 
dungsgrund) 52; Geiftes— 
(Scheidungsgrund) 51. 


Sadıregtiter 


L. 
Lebensgefährliche Erkran⸗ 


kung, Eheſchließung ohne 
Aufgebot wegen — 16 
abi. 2. 

M 


Mangel der Ehetauglichkeit 5, 
20; der Form 21; der Ge⸗ 
ſchäfts⸗ oder Urteilsfähig⸗ 
keit 2, 22; der Einwilligung 
des gef. Vertreters 35. 

Mann, Ehemündigkeit des 
-es 1; wegen des Familien⸗ 
namens des —es 23 Abſ. 1, 
62, 64, 65. 


Minderjährige, Eheſchließung 
des —n 3. 


Miſchling, Verbot der Ehe⸗ 
ſchließung von jüdiſchen 
—en mit ſtaatsangehöri⸗ 
gen Deutſchen oder art⸗ 
verwandten Blutes 4, III 2 
u. 3; Verbot der Eheſchlie⸗ 
ßungen zwiſchen ſtaatsange⸗ 
hörigen jüdiſchen —en III 4, 
Begriff des jüdiſchen —s 6, 


N. 

Nachſicht vom Ehehindernis 
des Ehebandes (beſondere 
Übergangsvorschriften für 
gelt 121127, DVD. 


Name der geſchiedenen Frau 
20 105, DVD. 9 S. 2, 


Namensehe, Nichtigkeit der 


Namensführung, 
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— 23; Übergangsvorſchrift 

für Osterreich DBD. 57. 

Unter⸗ 
ſagung der — durch den 
Mann 64; durch das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht 65, 105. 

Nichtigkeit der Ehe 20—32, 
III I, IV 2, V3; Berufung 
auf die — 27, 28; Folgen 
der — 29—32; Übergangs⸗ 
beſtimmungen 86—89, 93, 
94, 97, 118120, DO. 16, 
50, 52, 55, 56. 

Nichtigkeitsgründe 20—26, 
III I, IV 2, V3. 

Nichtigkeitsklage, Recht zur 
Erhebung der — 28; be⸗ 
ſondere Verfahrensvor⸗ 
ſchriften DVO. 41, VIII 
631637. 

Nürnberger Raſſengeſetze, 
Verordnung über die Ein⸗ 
führung der — im Lande 
Oſterreich Anh. VII; Ande⸗ 
rung der vorgen. VO. 
DO. 49 Abſ. 2. 


D. 
Offentlichkeit, Ausſchluß der 
— in Eheſachen DV O. 30. 
Oſterreich, Sondervorſchriften 
für das Land — 99—128, 
DVD. 49—86, Anh. VII. 


P. 
Parteiverfügung, Beſchrän⸗ 
kung der — über den Streit⸗ 
ſtoff in Eheſachen DVD. 35, 
VIII 617; für Oſterreich 
DBD. 77. ü N 
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Barteivernehmung in Ehe⸗ 
ſachen VIII 619 
Berfonenftanbägefeh, ne 
g des —es DVD. 45 


beg lange geg Cheſachen 
. in Eheſachen 


R. 
Rechtskraft, Wirkung der — 
desNichtigkeitsurteils DVD. 
41 Abſ. 3, VIII 636a; des 
Urteils auf Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbe⸗ 
ſtehens eines Eltern⸗ und 
i ee VIII 


Reich Trauung 111 Namen 
des —es 18 Abſ. 

Rei Larbeitsdlent, Heirats⸗ 
erlaubnis für Angehörige 
des —es 13. 

n Ka I; 

BD. 3. — Anh. I 

Rebiſtonslaſtanz, Auwen⸗ 

u. des Ehegeſetzes in der 


S. 


Sachverſtändige, Beweis 


au a ae DVD. | 


38, V 


echeidang Ne he von Tiſch 


und Bett 114—117; ſ. auch 
Eheſcheidung. 
Ehe⸗ 


Scheidungsgründe s. 
ſcheidungsgründe. 

Scheidungsurteil |. Eheſchei⸗ 
dungsurteil. 


Sachregiſter 


ie ee 129 bis 


echulbausſyruc im Schei⸗ 
dungsurteil 60, 61; im 
15 tg gte DO. 


7, 18. 

Schwägerſchaft, Eheverbot 
wegen — 7; Befreiung 
vom Eheverbot DVD. 3, 4, 
62; Nichtigkeit der Ehe 
wegen — 25. 

Sorge für die Perſon der 
ante bei Nichtigerkl. der 
Ehe 30 Abſ. 2; bei Auf⸗ 
löſung der früheren Ehe 
durch Wiederverheiratung 
nach Todeserklärung 45; 
bei Scheidung 81, 107; 
Ubergangsvorſchrift 97; 
es Regelung der 
—n 3; in Oſterreich 103. 

4, Heiratserlaubnis für An⸗ 
gehörige der — 13. 

Staatsangehörigkeitsehe, 
Nichtigkeit der — 23; Über- 
5 2 0 86 
Abſ. 2, DV 

Gina hakwall, Echebung der 
Nichtigkeitsklage durch den 
— 28; Erhebung der Klage 

auf Feſiſtellung der Un⸗ 
ehelichkeit eines Kindes aus 
nichtiger Ehe durch den — 
29 Abſ. 3, Mitwirkung des 
s in Ehe⸗ und Kindſchafts⸗ 
ſachen DVO. 31, 44, VIII 
607, 640; für „Oſterreich 
DO. 74, 83—86. 

Standesbeamter, Eheſchlie⸗ 
Bung vor dem —n 15, 17; 


Sachregiſter 


Zuſtändigkeit des —n 19; 
in Oſterreich 99. 

Störung der Geiſtestätigkeit 
z. Zt. der Eheſchließung 
(Nichtigkeitsgrund) 22; auf 
geiſtiger — beruhendes Ver⸗ 
Egg (Scheidungsgrund) 


eihreperſach in Eheſachen 
DVD, 32, VIII 608 — 610; 
Sondervorſchrift für Oſter⸗ 
reich DVD. 75; Übergangs⸗ 
vorſchrift DO. 88. 


T. 

Täuſchung, argtitige (Auf⸗ 
ebungsgrund) 8 

Tod des Unterhultsberechtg 
ten 77; des Unterhaltsver⸗ 
pflchteten 78; einer Partei 
in BEN VIII 628; für 
Oſterreich DB O. 81; eines 
Ehegatten bei Nichtigkeits⸗ 
klage des Staatsanwalts 
DO. 41 Abſ. 2, VIII 636; 
für Oſterreich DB O. 84. 

Todeserklärung, Wiederver⸗ 
heiratung im Falle der — 
43—45, DO. 19; Über⸗ 
gangsbeftimmungen 90 
Abſ. 3, 92 Abſ. 3; Sonder⸗ 
ane 1 5 Öfterreich 104, 

Trauung 1 

Trennung bee Ehe dem Bande 
nach (Sonderborſchriften f. 
Osterreich) 109—113. 


u. 


Unehelichkeit eines Kindes 
aus nichtiger Ehe 29; Über⸗ 
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gangsbeſtimmungen 89, 
DV O. 50; Klage auf Feſt⸗ 
ſtellung der — eines Kindes 
aus nichtiger Ehe 29 Abſ. 3. 
Unfruchtbarkeit (Scheidungs⸗ 
grund) 53; Ausſchluß des 
Eheverbots wegen Erb⸗ 
krankheit bei — des anderen 
Verlobten V 1 Abſ. 2. 
Ungültigerklärung der Ehe 
(Sondervorſchriften für 
Oſterreich) 118—120. 
Unterhaltsanſpruch, Begren⸗ 
zung und Wegfall des —8 
73-78; e e 
keit des —8 76; für Oſter⸗ 
reich 107. 
a Nas a Art 
der — 70-72 
unterhaltspflicht bei 5 7 
dung wegen Verſchuldens 
66—68; bei Scheidung aus 
anderen Gründen 69; Über⸗ 
el 96; für 
ſterreich 111, 115 Abſ. 3, 
122 Abf. 2, 197, DO. 53; 
Einſtweilige Regelung der 
— DVD. 39, VIII 627 bis 
627 b; Übergangeoorfheit 
DO. 


mn altsvettenge bei Schei⸗ 

ung 8 

1 der Namens⸗ 
führung durch den Mann 
64; durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht 65, 105. 

Unterſuchung, ärztliche — 
Eheſachen DVD. 38, VIII 
255 für Oſterreich DO. 
7 
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Urteil, Nichtigerklärung, Auf- 
hebung und Scheidung der 
Ehe durch gerichtliches — 
27, 34, 46; Rechtskraft eines 
vor Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes in einer Eheſache er⸗ 
gangenen —3 94. 

Urteilsfähigkeit, Nichtigkeit d. 
Ehe bei Mangel der — 22. 


V. 

Verfahren in Ehe⸗ und Kind⸗ 
ſchaftsſachen DO. 30—44, 
Anh. VIII; Beſonderes für 
das — in Oſterreich 108, 
D VO. 71—86. 

Verkehr, persönlicher — mit 
den Kindern nach Schei⸗ 
dung 82; Nichtanwendbar⸗ 
keit für Oſterreich 107. 

Verluſt, Recht zum Getrennt⸗ 
leben nach — d. Scheidungs⸗ 
rechts 83; für Oſterreich 
DO. 515 . a. u. Ausſchluß. 

Vermögens rechtliche Bezie⸗ 
hungen der Ehegatten aus 
nichtiger Ehe 31, DV. 16; 
Übergangsvorſchrift 88. 

Verſäumnisverfahren in Ehe⸗ 
ſachen VIII 618; für Oſter⸗ 
reich DVD. 79. 

Verſchwägerte, Verbot der 
Eheſchließung zwiſchen —n 
7; ſ. a. u. Schwägerſchaft. 

Vertreter, Einwilligung des 
geſetzlichen —8 3; Mangel 
der Einwilligung des geſetz⸗ 
lichen —3 (Aufhebungs⸗ 
grund) 35; Klagebefugnis 
des geſetzlichen —s in Ehe⸗ 


Sachregiſter 


ſachen DO. 33, VIII 612 
Abſ. 1; J. a. 35 Abſ. 1 S. 2. 

Verwaltung und Nutznießung 
am Kindes vermügen bei 
Nichtigerklärung der Ehe 30 
abi. 3. 


Verwandte, Unterhaltspflicht 
der —n bei Scheidung 71. 
Verwan dtſchaft, Eheverbot 
wegen — 6; Nichtigkeit der 

Ehe wegen 25. 
Verweigerung der Fortpflan⸗ 
zung (Scheidungsgrund) 48. 
Verwirkung des Unterhalts⸗ 
anſpruchs 74. 
Verzeihung, Ausſchluß des 
56 eidungsrechts durch — 


Vormundſchaftsrichter, Er⸗ 
ſetzung der Einwilligung 
des geſ. Vertreters und der 
Sorgeberechtigten durch den 
— 3 Abſ. 3; Auseinander⸗ 
ſetzungszeugnis des —3 12; 
Erſetzung der Genehmigung 
des geſ. Vertreters durch 
den — 35 Abſ. 3; Unter⸗ 
ſagung der Namensführung 
durch den — 65; Sorge⸗ 
rechtsregelung durch den — 
81; Befreiung vom Erfor⸗ 
dernis der Chemündigkeit 
durch den — DO. 1, 2, 61. 


W. 
Wahrheitsermittlung durch 
das Gericht in Eheſachen 
DV O. 37, VIII 622; für 
Oſterreich DBD. 77. 


Sachregiſter 


ie Eheverbot der — 
ne bon der — 
DR0. 

Wegfall be Unterhaltsan⸗ 
ſpruchs 74, 76; Nichtan⸗ 
wendbarkeil des 76; für 
Oſterreich 107. 

Wehrmacht, Heiratserlaubnis 
für Angehörige der — 13. 

Widerſpruch gegen Schei⸗ 
dungsbegehren wegen drei⸗ 
jähriger Auflöſung der 
Abf. 2. Gemeinſchaft 55 


Wiederannahme eines frühe⸗ 
ren 1 durch die geſch. 


Frau 
antden een 0 der Eheſchlie⸗ 


ng D 

e Aus⸗ 
Auen fauna des 
eh ſchaftsrichters bei 
2; im Falle der Todes⸗ 
erkläre 43—45; DO. 
19; Übergangsvorferiften 
90" Abſ. 3, 92 Abſ. 3; des 
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Unterhaltsberechtigten 75; 
des Unterhaltsverpflichteten 
76, 107. 


3. 
Zeitbeſtimmung, keine — bei 
Eheſchließung 17 Abſ. 2. 
Zerrüttung der Ehe 49, 50, 55. 
Zurücknahme der Klage in 
Eheſachen DVD. 34, VIII 

614a. 

Zurückweiſung verſpäteten 
Vorbringens in Eheſachen 
VIII 626. 

Zuſammentreffen von Auf⸗ 
ebungs- und Scheidungs⸗ 
egehren DV O. 18. 

Zuſtändigkeit des Standes⸗ 
beamten 19; für Befrei⸗ 
ungen von Eheverboten 
„ 
61—64, 67 n Ehe⸗ und 
Sinofgaftsfagen VIII 606, 


Zustellung in Ehe⸗ und Kind⸗ 
ſchaftsſachen VIII 625, 640. 


In „Schweitzers blauen Textausgaben“ erſchienen u. a.: 


Das Aktiengeſetz mit Einleitung, Begründung, 
Verweiſungen und Sachregiſter. Von Landgerichts⸗ 
rat Dr. Schroeder im Reichsjuſtizminiſterium. 
Mit Nachtrag enth. 1. DurchfVO. 1937. 120. 
367 S. In Leinen geb. RM. 2.30. 


Diefe Heine Ausgabe wird ein ausgezeichnetes Hilfsmittel 
bei der Einarbeitung in das neue Geſetz ſein. 


Das VBeamtengeſetz mit der Reichsdienſt⸗ 


ſtrafordnung mit Einleitung, Anmerkungen 
und Sachregiſter. Von Miniſterialrat Dr. Kraut⸗ 
hauſen im Reichs- und Preußiſchen Innenmini⸗ 
ſterium. 1937. 120. IV, 269 S. Mit Nachtrag: 
Durchführungsbeſtimmungen. 120. 171 S. kart. 
In Leinen geb. zuſammen RM. 4.—. Nachtrag 
einzeln RM. 1.60. 


Bürgerliches 1 NENG nebſt Einführungs⸗ 

Gez Textausgabe mit Abdruck der zitierten 

eſetzesſtellen mit ausführlichem Sachregiſter. 

4. Auflage 1938. 125. XII, 909 S. In Leinen geb. 
RM. 5.50. 

Kein Geſetz enthält ſo viele Verweiſungen und Rückverweiſungen 

auf andere Geſetzesſtellen wie das BGB. In dieſer Ausgabe 

werden dieſe verwieſenen Geſetzesſtellen bei jedem Paragraphen 

ungekürzt abgedruckt, ſo daß das läſtige Nachſchlagen erſpart wird. 


Deutſche Gemeindeordnung mit der allge⸗ 

meinen und Einzelbegründung und Sachregiſter. 
Herausgegeben von Mingat M. Schattenfroh, 
im Reichs⸗ und Preuß. Miniſterium des Innern. 
1935. 12. 191 S. In Leinen geb. RM. 2.50, 
kart. RM. 2.—. 
Die Einzelbegründung iſt nicht zuſammenhängend, ſondern 
aufgeteilt nach den Paragraphen des Geſetzes abgedruckt. 
Dadurch wurde ein kommentarähnliches Buch geſchaffen, das 
zur erſten Einführung beſonders geeignet iſt. 


J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) 
München und Berlin. 


In „Schweitzers blauen Textausgaben“ erſchienen u. a.: 
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Grundſtärverrehrsrecht mit Einleitung und 
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Reichserbhofgeſetz mit Einleitung, Anmerkun⸗ 
gen, Durchfüührungsverordnungen und Sachregiſter. 
Herausgegeben von MinRat Dr. Leonhard Meukel. 
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400 S. In Leinen geb. RM. 5.80 
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vorſchriften. Textausg. mit Einleitung und Sach⸗ 
regiſter. Von Amts⸗ und Landrichter Dr. Fritz Goetze 
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Reichsnotarordnung. Textausg. mit Einleitung, 
Anmerkungen und Sachregiſter und allen wich⸗ 
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LGRat Dr. R. Pohle im Reichsjuſtizminiſterium. 
1937. 120. 148 S. In Leinen geb. RM. 4.—. 


Urkundenſteuergeſetz vom 5. Mai 1936. 
Mit den Durchführungsbeſtimmungen. Textaus⸗ 
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